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Diese Wirtschaft tötet

Die geschichtliche Zäsur, für die der  
9. November 1989 steht, bedeutet eine 

Rückwende in eine Ära der weltweiten Kon-
terrevolution. Im Tingeltangel der imperia-
listischen Medien, die damals ihren eigenen 
Leistungen bei der „Befreiung“ Ostdeutsch-
lands Beifall klatschten, ging ein Ereignis 
unter, das mehr noch als der 9. November 
zeigte, was weltweit bevorstand: Am Mor-

gen des 16. November 1989 fand man in der 
Universität (Universidad Centroamericana – 
UCA) des zentralamerikanischen Staates El 
Salvador die Jesuiten und Wissenschaftler 
Ignacio Ellacuría (Rektor der UCA), Segundo 
Montes, Ignacio Martín-Baró, Joaquín López 
y López, Juan Ramón Moreno und Amando 
López erschossen im Garten liegend. Mit 
ihnen wurde auch die Köchin Elba Ramos und 
ihre Tochter Celina ermordet, die in dieser 
Nacht bei ihnen Schutz gesucht hatten. Die 
Täter sind bekannt: Es handelte sich um die 
militärische Spezialeinheit Batallón Atlácatl, 
die drei Tage zuvor ein Training bei US-Streit-
kräften erhalten hatte. Die 20 namentlich 
bekannten salvadorianischen Soldaten führ-
ten die Nachtsichtgeräte ihrer US-Trainer mit 
sich – angeblich ohne deren Wissen. Niemand 
wurde bis heute für die Mordtat bestraft. 
Auf der Grabplatte der in der Bevölkerung 
El Salvadors hochverehrten „Märtyrer der 
UCA“ steht der Grund für den Mord. Es ist ein 
Zitat aus einem Grundsatzpapier des Jesu-
itenordens aus dem Jahr 1975: „Was heißt 
heute Jesuit, Gefährte Jesu sein? Sich unter 
dem Kreuz im entscheidenden Kampf unserer 

Zeit einzusetzen: im Kampf für den Glauben, 
der den Kampf für die Gerechtigkeit mit ein-
schließt.“ Der am 16. November 1989 ermor-
dete Ignacio Ellacuría war wie die anderen 
ein Vertreter der „Theologie der Befreiung“. 
Er hatte es sich zur Aufgabe gestellt, inmitten 
des Elends, in dem die Mehrheit der Bevöl-
kerung ganz Lateinamerikas lebt, für gesell-
schaftliche Veränderung und Gerechtigkeit 

einzutreten. Das war sein und seiner Glau-
bensgenossen Todesurteil.
Damals leitete in Rom ein polnischer Papst, 
Johannes Paul II., die katholische Kirche. 
Ihm wird zu Recht ein bedeutender Anteil 
an der Erosion des Sozialismus in seinem 
Heimatland und den anderen Ländern Zen-
tral- und Osteuropas zugeschrieben. Seine 
Verabredung dazu mit dem damaligen US-
Präsidenten Ronald Reagan ist inzwischen 
dokumentiert. Er war ein Gegner der „Theo-
logie der Befreiung“ ebenso wie sein Nach-
folger, der deutsche Papst Benedikt XVI. Der 
jetzige Papst Franziskus dagegen ist nicht 
nur Jesuit, sondern selbst ein Theologe der 
Befreiung. Es ist kein Zufall, daß er vor zwei 
Jahren die Einberufung der „Amazonien-
Synode“ anordnete, die vom 6. bis zum 27. 
Oktober in Rom stattfand. Ihr Hauptgegen-
stand war ein Brennpunkt der Verbrechen 
des heutigen Kapitalismus: das fortgesetzte 
Abschlachten der Ureinwohner im Amazonas-
Becken im Auftrag internationaler Rohstoff-
konzerne und der globalen Agrarindustrie. 
Der österreichische „RotFuchs“-Autor Georg 
Oberkofler hat für das vorliegende Heft die 

Vorbereitungsdokumente dieser Synode 
untersucht (siehe Seiten 17–20). Unausge-
sprochen stand über ihr der Franziskus-
Satz: „Diese Wirtschaft tötet.“
Wenn der November-„RotFuchs“ erscheint, 
liegt die Landtagswahl in Thüringen erst 
wenige Tage zurück. Ein Fazit der Wahlen 
des Jahres 2019 kann daher noch nicht gezo-
gen werden. Eins steht allerdings fest: Eine 
linke Partei, die nicht in der Lage ist, dem 
internationalen und internationalistischen 
Konzept des Papstes im Kampf gegen Armut 
und Mord an Armen auch nur ansatzweise zu 
folgen, muß nicht nach Ursachen für Wahl-
verluste suchen. Die Debakel der Linkspar-
tei bei den Wahlen zum EU-Parlament am 
26. Mai sowie in Sachsen und Brandenburg 
am 1. September haben auch damit zu tun, 
daß es unvorstellbar geworden ist, aus ihren 
Reihen einen Satz zu hören, der etwa lauten 
könnte: „Kapitalismus tötet.“ Ihre Vertreter 
ziehen es vor, die DDR, den ersten deutschen 
Friedensstaat, als „Unrechtsstaat“ zu krimi-
nalisieren. Sie wirken mit am Propaganda- 
nebel, der zum 30. Jahrestag des 9. Novem-
ber 1989 wieder reichlich produziert wird. 
Sie helfen so dabei, dahinter auch 2019 die 
Märtyrer der UCA verschwinden zu lassen.

Arnold Schölzel

Am Wahlsonntag (1. September) vor dem Potsdamer Landtag
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Frieden und Zusammenarbeit statt Aufrüstung und Konfrontation

Nie wieder Krieg!
Am 1. September jährte sich zum 80. Mal der 
Überfall des faschistischen Deutschland auf 
Polen, der Beginn des zweiten Weltkriegs. Heute 
herrschen in vielen Ländern erneut Krieg oder 
Bürgerkrieg, weltweit wächst die Gefahr neuer 
Kriege. Auch Deutschland beteiligt sich an der 
vom Westen und vor allem den USA betriebe-
nen Politik der Konfrontation, der Sanktionen 
und der Aufrüstung.
Dazu wurde jetzt auf der Website nie-wieder-
krieg.org ein Aufruf „Nie wieder Krieg! Frie-
den und Zusammenarbeit statt Aufrüstung und 
Konfrontation!“ mit mehr als 150 Erstunter-
zeichnerinnen und Erstunterzeichnern aus der 
Friedensbewegung, von Linken, Gewerkschaf-
tern und Kulturschaffenden sowie mit vielen 
weitergehenden Informationen veröffentlicht.

Deutschland darf sich an einer Politik der 
Konfrontation, der Sanktionen und der 

Aufrüstung nicht länger beteiligen, sondern 
muß sich ihr widersetzen und dafür Partner 
in Europa und weltweit suchen. Die Nutzung 
von Militärbasen und anderer Infrastruktur in 
Deutschland für völkerrechtswidrige Kriege 
darf nicht gestattet werden. Wir fordern die 
Bundesregierung, die Parteien und die Medien 
in Deutschland auf, zu einer Politik des Frie-
dens und der Abrüstung, der Entspannung 
und Verständigung, der Achtung des Völker-
rechts, der gemeinsamen Sicherheit in Europa 
und weltweit zurückzukehren, wie sie der Bun-
deskanzler und Friedensnobelpreisträger Willy 
Brandt betrieben hat.
 
Erläuterung 

Die Kriegsgefahr steigt weltweit. Der Iran 
wird unmittelbar mit Krieg bedroht. Die USA 
und anschließend auch Rußland kündigten 
den INF-Vertrag über Mittelstreckenrake-
ten, der START-Vertrag über die Reduzie-
rung der Langstreckenraketen läuft 2021 
aus. Das Ende des Rüstungskontrollsystems 

droht.  Auch der Weltraum und das Internet 
werden militarisiert. Neue Technologien wie 
superschnelle Raketen, Laserwaffen und 
autonome Killer-Roboter erhöhen die Kriegs-
gefahr. Zur Gefahr der Klimakatastrophe tritt 
die eines nuklearen Winters.
Am 1. September jährt sich zum achtzigsten 
Mal der Überfall des faschistischen Deutsch-
land auf Polen, der Beginn des zweiten Welt-
kriegs. Fast 80 Millionen Menschen wurden 
getötet, die Mehrzahl davon Zivilpersonen. 
Die mit Abstand meisten Opfer hatten die 
Sowjetunion und China zu beklagen. Die Ver-
einten Nationen zogen 1945 in ihrer Charta 
die bis heute gültigen Lehren aus den Welt-
kriegen: „Die Organisation beruht auf dem 
Grundsatz der souveränen Gleichheit aller 
ihrer Mitglieder. (…) Jeder Staat hat das Recht, 
seine politische, gesellschaftliche, wirtschaft-
liche und kulturelle Ordnung frei zu wählen 
und zu entwickeln. (…) Alle Mitglieder unter-
lassen in ihren internationalen Beziehungen 
jede gegen die territoriale Unversehrtheit 
oder die politische Unabhängigkeit eines Staa-
tes gerichtete oder sonst mit den Zielen der 
Vereinten Nationen unvereinbare Androhung 
oder Anwendung von Gewalt.“ 
Heute herrschen in vielen Ländern erneut 
Krieg oder Bürgerkrieg, weltweit wächst die 
Gefahr neuer Kriege. Krieg ist Hauptursache 
für Flucht und Vertreibung. Die Grundnormen 
des Völkerrechts werden immer wieder und 
von vielen Staaten verletzt. Deutschland und 
andere EU-Staaten waren und sind an Kriegen 
beteiligt, die militärische Rolle der EU wird 
fortschreitend ausgebaut. Die massivsten 
Völkerrechtsverstöße gehen jedoch seit lan-
gem von den USA aus, die ständig in mehrere 
Kriege verwickelt sind. Immer wieder wur-
den diese mit inszenierten Lügen begründet 
(Tonkin-Zwischenfall, Brutkastenlüge, Hufei-
senplan, Saddams Massenvernichtungswaf-
fen …).  Das US-Militär ist zudem der größte 

einzelne Ölverbraucher und Umweltzerstö-
rer.  In den letzten Jahren setzt die US-Regie-
rung noch stärker als bisher auf Gewalt und 
Aufrüstung, eine aggressive Politik und Ein-
mischung in andere Länder, um weltweit ihre 
Interessen und ihnen genehme Regime durch-
zusetzen. Die Rüstungsausgaben der USA sind 
doppelt so hoch wie die von China und Ruß-
land zusammen, die der NATO dreimal so 
hoch. In den kommenden Jahren sollen sie 
dramatisch weiter erhöht werden. Rußland 
und China betreiben Militärpolitik, doch Poli-
tik und Massenmedien messen mit zweierlei 
Maß, wenn sie sie als die „Bösen“ und „den 
Westen“ als die „Guten“ darstellen.
Gegen Länder wie Kuba, Iran, Venezuela, 
Syrien, aber auch Rußland und China haben 
die USA einseitig teils extreme Wirtschafts-
sanktionen verhängt und verlangen von allen 
anderen Staaten der Erde unter Androhung 
von Strafen, diese ebenfalls zu befolgen. 
Unabhängig davon, wie die Verhältnisse in 
diesen Ländern beurteilt werden: das ist völ-
kerrechts- und menschenrechtswidrig. Diese 
Sanktionen kommen in ihrer zerstörerischen 
Wirkung unerklärten Angriffskriegen gleich, 
unter denen vor allem die Zivilbevölkerung 
zu leiden hat, mit vielen Tausenden Toten 
durch Versorgungsmängel bei Nahrungs-
mitteln und Medikamenten.  Auch Sanktio-
nen der EU sind nicht durch UN-Beschlüsse 
gedeckt und stehen politischen Konfliktlö-
sungen im Wege.  
Die NATO ist zu einem weltweit aktiven 
Kriegsführungsbündnis gemacht worden 
(Jugoslawien, Afghanistan, Irak, Syrien, 
Libyen …).  Es geht dabei nicht um Menschen-
rechte oder Demokratie, sondern um politi-
sche und wirtschaftliche Machtinteressen. 
Diktaturen, Terrorregime und Kriegspartei- 
en, die den „Westen“ unterstützen, haben 
nichts zu befürchten, sondern werden noch 
mit Waffen versorgt.

Appell der IPPNW: Fridays for future! Fridays for peace!

Die ärztliche Friedensorganisation IPPNW 
forderte am 19. September die Umstel-

lung auf nachhaltige Ökonomie ohne die Ver-
brennung fossiler Energieträger und ohne 
Atomkraftwerke: „Fridays for future heißt 
auch Fridays for peace!“
Notwendig ist eine weltweite Abrüstung 
und die Umstellung der Rüstungswirtschaft 
auf die Entwicklung von Umwelttechnolo-
gien. Ärmeren Ländern müssen finanzielle 
Ressourcen zur Klimaanpassung bereitge-
stellt werden. Klimaveränderungen stellen 
heute eine der größten Bedrohungen für die 
Gesundheit und das Überleben der Menschen 
dar. Zudem werden sie zu mehr Konflikten 
um Ressourcen wie Wasser oder fruchtba-
res Land und erzwungener Migration führen. 
Es ist zu befürchten, daß diese Konf likte 
zunehmend militärisch ausgetragen werden. 

Die notwendigen Maßnahmen zur Eindäm-
mung und zum Schutz sind längst bekannt, 
werden aber verschleppt, verzögert und 
untergraben, auch durch die deutsche Bun-
desregierung. Hartnäckig und rücksichtslos 
wird von den Atomwaffenstaaten und ihren 
Verbündeten an der teuren und gefährlichen 
Atomenergie festgehalten: Trotz Tscherno-
byl und Fukushima, trotz der Rolle der zivi-
len Atomenergie in der atomaren Aufrüstung, 
trotz des Risikos der Weiterverbreitung und 
trotz des völlig ungelösten Problems der 
radioaktiven Abfälle. Neuerdings versucht 
die Atomlobby mit dem Argument „Klima-
schutz“ sogar für ein Comeback der Atom-
energie zu werben.
Stat t die wissenschaf t lichen und wirt-
schaftlichen Ressourcen für den lebens-
notwendigen Umbau in Richtung einer 

klimaschonenden Energiegewinnung, einer 
echten Verkehrswende und einer solidari-
schen internationalen Zusammenarbeit für 
diese tiefgreifenden Veränderungen zu nut-
zen, wenden gerade die reichsten Staaten 
immer mehr Mittel für Kriege und Aufrüs-
tung auf. Sie setzen ihre Interessen durch 

– insbesondere in ölreichen Regionen wie 
aktuell im Nahen und Mittleren Osten. Durch 
Rüstung, Militär und Kriege werden enorme 
CO2-Emissionen frei, die nicht in den Berich-
ten des Weltklimarats (IPCC)  auftauchen. So 
heizt die Rüstungsindustrie die Klimakrise 
weiter an. Allein der „Krieg gegen den Ter-
ror“ verursachte seit 2001 bislang 1,2 Mil-
liarden Tonnen CO2. Das US-Militär ist dabei 
der größte Einzelverbraucher fossiler Brenn-
stoffe weltweit mit einem Verbrauch von  
48 Millionen Liter Öl pro Tag.
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Wenn der Russe nicht wär
Der Altnazi: 
Wenn der Russe nicht wär,
wär der Krieg nicht verloren.
Und die Welt hörte Deutsch
mit gehorsamen Ohren.

Rußlands Weizen und Öl
unter deutschen Standarten. 
Und der russische Bär
im Zoologischen Garten.

Unser Reich wäre groß
bis zum Japanischen Meer,
wenn der Russe nicht wär.

Die Rüstungslobby:
Wenn der Russe nicht wär,
müßte man ihn erschaffen.
Gegen Rußland verkauft
man die herrlichsten Waffen. 

Eigentlich wär es Zeit,
Arsenale zu leeren. 
Denn der Russe ist stur,
und er würde sich wehren.

Unsre Arbeit ist schwer.
Und die Kasse wär leer,
wenn der Russe nicht wär. 

Der Chef der Münchener 
Sicherheitskonferenz:
Wenn der Russe nicht wär  
(meine Damen und Herren),
wär die Welt sehr vereinfacht. 
Ein gewaltiger Schritt
zur transatlantischen Eintracht.

Dieses ewige Njet
zum Export unserer Werte!
Was der Kreml sich traut, 
verlangt strafende Härte.

Die Geschichte liebt uns!
Und nur China läg quer,
wenn der Russe nicht wär.

Angela Merkel:
Hätt der Russe nicht bei
2+4 unterschrieben,
wäre ich FDJ
oder sonst was geblieben.

Ich sprach Russisch mit Putin
wohl im Fall eines Falles.
Später ließ ich das sein,
die CIA hört ja alles.

Vielleicht schulde ich Dank.
Keine Kanzlerbank,
wenn der Russe nicht wär.

Ursula von der Leyen:
Wenn der Russe nicht wär  
(und es ist mir wirklich wichtig,  
das zu betonen),
hätten wir Konversion.
Das verdirbt die Moral. 
Wobei: Wir haben sie schon.

Will ja nichts funktionieren, 
was da taucht, fliegt und rollt.
Deshalb hab ich ja auch
schnell nach Brüssel gewollt.

Hab gen Moskau krakeelt.
Wär beinah nicht gewählt,
wenn der Russe nicht wär.

Sigmund Jähn:
Wenn die Russen nicht wär’n,
die im Orbit rumpesen,
wär’n die Deutschen im All
reichlich spät dran gewesen.

Keine „Sojus“ hätte mich
in den Weltraum geschossen. 
Und es reist sich so schön
im engen Kreis von Genossen.

Erstes Deutschland im All
wäre nicht DDR,
wenn der Russe nicht wär.

Der KZ-Häftling:
Wenn der Russe nicht wär,
wär ich nicht mehr am Leben.
Wurde wiedergeborn.
Hatte mich aufgegeben.

Habe vieles vergessen. 
Nie den Russen am Tor.
Der hatte noch Tränen, 
die ich längst verlor. 

Und was immer man lügt,
ich seh dieses Gesicht
und verrate es nicht.

Text: Hartmut König (2019)

(Zu singen nach der Melodie von  
Perry Friedman)

Frieden wäre der bessere Schutz …

Foto: U.S. Air Force
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Lukaschenko für Nichtstationierungs-Deklaration

Weißrußlands Präsident Alexander 
Lukaschenko hat für eine Vereinba-

rung verantwortlicher Länder über die 
Nichtstationierung von Mittel- und Kurzstre-
ckenraketen in Europa plädiert. Ein solches 
Dokument könnte ihm zufolge ein wirksa-
mer Beitrag zur Stärkung der kontinenta-
len Sicherheit sein.

„Weißrußland war ein vollberechtigter Teil-
nehmer des Vertrags über die Vernichtung der 
Mittel- und Kurzstreckenraketen. Wir sind 
nicht daraus ausgestiegen und beabsichti-
gen nicht, solche Raketen zu produzieren 
oder zu stationieren, falls unsere Sicher-
heit nicht gefährdet ist“, sagte er bei einer 

internationalen Anti-Terror-Konferenz in 
Minsk. „Derzeit gibt es eine solche Situation 
nicht. Und ich hoffe, daß es sie auch nicht 
geben wird.“
Lukaschenko warnte davor, daß eine Sta-
tionierung von Kurz- und Mittelstrecken-
raketen in Europa „ein direkter Weg zum 
Wachstum der Spannungen auf dem Konti-
nent und zu einer Spirale des Wettrüstens“ sei. 
Um das Vertrauen wiederaufzubauen, solle 
ihm zufolge ein breiter internationaler Dia-
log sowohl auf regionaler als auch auf globa-
ler Ebene aufgenommen werden.
Im Februar hatten die USA ihren Rückzug aus 
dem INF-Vertrag angekündigt. Dieser war 

1987 zwischen den USA und der Sowjetunion 
geschlossen worden und sah den Verzicht auf 
landgestützte Flugkörper kürzerer und mitt-
lerer Reichweite vor. Washington warf Mos-
kau vor, gegen das Abkommen verstoßen zu 
haben. Rußland wies diese Vorwürfe als halt-
los zurück und lud US- Fachleute zur Kont-
rolle ein – eine Einladung, welche von den USA 
nicht angenommen wurde.
Am 3. Juli unterzeichnete der russische 
Präsident Wladimir Putin ein Gesetz über 
die Aussetzung des INF-Abrüstungsver-
trags. Seit dem 2. August gilt das Abkom-
men nicht mehr.

(Gestützt auf „Sputnik-News“)

Das Ende des INF-Vertrags – die Welt in Gefahr

E inen großen atomaren Krieg wird es nie 
geben. Die Gefahr gegenseitiger totaler Ver-

nichtung wäre zu groß … Im Vertrauen darauf 
konnten sich zwei Generationen von Deut-
schen lange beruhigen. Das Ausbleiben des 
noch in den 80er Jahren heftig befürchteten 
Weltenbrands schien den Optimisten recht 
zu geben. Doch schon lange arbeiten NATO-
Strategen daran, diese Dynamik zu unterlau-
fen und das „Gleichgewicht des Schreckens“ in 
ein Ungleichgewicht zugunsten des US-Impe-
riums zu verwandeln. Zu diesem Zweck wird 
unter anderem an Techniken getüftelt, welche 
die atomare Zweitschlagfähigkeit Rußlands 
unterlaufen sollen. Ohnehin befinden sich 
die USA in einer komfortablen Situation. Die 
Hauptlast eines vor allem von ihnen zu verant-
wortenden Krieges hätte ein dann vollständig 
verwüstetes Europa zu tragen.
Zu Beginn der 80er Jahre hatten die USA und 
die NATO eine Strategie gegen die Sowjet-
union und ihre Verbündeten in der War-
schauer-Vertrags-Organisation entwickelt, 
welche die perverse Situation der „gegen-
seitigen sicheren Vernichtung“ überwinden 
sollte. Caspar Weinberger, der damalige US-
Verteidigungsminister, erklärte dies in einem 
Interview mit dem „Spiegel“ im Oktober 1981:

„Wir müssen sicherstellen, daß dieses sowjeti-
sche Imperium, wenn es denn aufgrund seiner 
eigenen Widersprüche zusammenbricht, das 
mit einem Winseln tut und nicht mit einem 
großen Knall.“
Die Sowjetunion war so freundlich, dies mit 
einem Winseln zu tun. Unverhohlen formu-
lierte es auch der damalige Direktor des 
US-Sicherheitsrats für osteuropäische und 
sowjetische Angelegenheiten: „Die sowjeti-
sche Führung wird die Wahl haben, ihr kom-
munistisches System friedlich in die vom 
Westen verfolgte Richtung zu ändern oder in 
den Krieg zu ziehen.“
Damals, als die NATO ihre neuen nuklearen 
Mittelstreckenraketen – Cruise Missiles und 
Pershing II – aufstellte, hofften westliche Stra-
tegen, daß es gelingen könne, die Sowjetunion 
zu „enthaupten“ und ihre Zweitschlagsfähig-
keit zu vernichten, so daß sie unfähig wäre, 

dem Westen vernichtende Schläge zu verset-
zen.
Wie auch immer: Das Schlachtfeld eines sol-
chen nuklearen Krieges wäre Europa gewe-
sen – und mit Europa ist hier der Raum vom 
Atlantik bis zum Ural gemeint. Es war die Ein-
sicht in den selbstzerstörerischen Wahnsinn 
dieser Strategie, aber auch die Stärke der Frie-
densbewegung in ganz Europa, die 1987 zum 

Abschluß des INF-Vertrags (Intermediate 
Range Nuclear Forces) führte, der die Statio-
nierung von mit Atomwaffen bestückten Trä-
gersystemen mit einer Reichweite zwischen 
500 und 5500 Kilometern in Europa unter-
sagte.

Eine Kündigung mit Folgen

Diesen Vertrag hat US-Präsident Donald 
Trump zu Anfang dieses Jahres gekündigt, der 
Vertrag lief am 1. August aus. Die vom Westen 
als Vertragsbruch stigmatisierte neue russi-
sche Rakete hat – nach russischen Angaben 

– eine Reichweite von 480 Kilometern. Ruß-
land hat der NATO, wie im INF-Vertrag vor-
gesehen, mehrfach die Inspektion der Rakete 
angeboten, die NATO lehnte das Angebot ab. 
In der Folge reagierte Rußland, indem es sei-
nerseits den Vertrag kündigte. Das Ende des 
INF-Vertrags wird unmittelbare Folgen haben 
für die noch existierenden Abkommen über 
Abrüstung und Rüstungskontrolle: Als ersten 

betrifft dies den New-START-Vertrag (Strate-
gie Arms Reduction Talks), der zwischen den 
Präsidenten Barack Obama und Dmitri Med-
wedjew geschlossen wurde. Dieser sieht vor, 
die atomaren Sprengköpfe auf beiden Seiten 
auf die Zahl von 1550 zu reduzieren und die 
Anzahl der Trägerraketen zu begrenzen. Der 
Vertrag läuft 2021 aus. Mißtrauen und Angst 
auf beiden Seiten machen die Verlängerung 
des START-Vertrags mehr als unwahrschein-
lich. So eröffnet die Beendigung des INF-
Vertrags das Tor für ein neues gigantisches 
nukleares Wettrüsten.
Was hinter dieser Raketen-Debatte steckt, 
wird sichtbar, wenn wir genauer auf drei 
grundsätzliche Entscheidungen der US-Admi-
nistration und der NATO schauen:

1. Alle zwei Jahre veröffentlichen die USA ihr 
nukleares Planungskonzept, die Nuclear Pos-
ture Review (NPR). In der NPR vom Februar 
2018 kündigten die USA an, daß sie die Zahl 
ihrer sogenannten Low-yield-Nuklearwaf-
fen über die derzeit existierenden 500 hin-
aus massiv erhöhen wollten. Diese Bomben 
werden in den Medien meist verniedlichend 
Mini-Nukes genannt, die Sprengkraft dieser 

„kleinen“ Bomben liegt in etwa bei der der 
Hiroshima-Bombe. Wie in der NPR ausgeführt, 
dienen diese Bomben taktischen, nicht strate-
gischen Zwecken. Das heißt: Sie sind für das – 
europäische – Gefechtsfeld bestimmt. Für den 
Transport dieser Mini-Nukes ins Ziel werden 
also jene Mittelstreckenraketen benötigt, die 
bisher verboten waren. So senkt die Verviel-
fachung der neuen Sprengköpfe zweifelsohne 
die Schwelle des Einsatzes von Kernwaffen. 
Die NPR stellt eindeutig fest: Ihre Verwendung 
wird nicht beschränkt sein auf Aktionen gegen 

„Angriffe auf die Zivilbevölkerung oder die 
Infrastruktur in den USA, von Alliierten oder 
Partnern“. In der NPR wird offen der Erstein-
satz von Nuklearwaffen gefordert; unterstri-
chen wird, „daß die USA Nuklearwaffen als 
Antwort auf bedeutsame nichtnukleare stra-
tegische Angriffe“ einsetzen werden. Damit ist 
klar, daß die veränderte Nuklearstrategie und 
das mit ihr verbundene Waffenarsenal dafür 

US-Rakentenbasis Redzikowo (Polen)
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bestimmt sind, in Konflikten eingesetzt zu 
werden, die bisher als „konventionell“ einge-
stuft wurden. In diese neue Strategie paßt es, 
daß die USA nicht bereit sind, den umfassen-
den Vertrag zum Verbot von Atomwaffentests 
(Comprehensive Nuclear-Test-Ban Treaty) zu 
ratifizieren, den bisher nur Rußland – neben 
167 anderen Ländern – ratifiziert hat. Damit 
werden Atomwaffentests wieder möglich – 
unterirdisch, auf der Erdoberfläche wie auch 
im Weltraum. Aus diesem Grund, so die NPR, 
lehnen die USA den Atomwaffenverbotsver-
trag ab, weil dieser Vertrag „völlig unrealisti-
sche Erwartungen wecke“, denen zufolge eine 
atomare Abrüstung möglich sei.

2. Nun gibt es für die Umsetzung dieser Stra-
tegie ein Problem: die russische Zweitschlags-
antwort mittels ballistischer Raketen. Die 
USA und die NATO haben allerdings bereits 
in Rumänien anti-ballistische Systeme ins-
talliert, solche Systeme sind in Polen im Auf-
bau. Ursprünglich wurde die Dislozierung 
dieser Systeme gerechtfertigt mit möglichen 
Bedrohungen aus dem Iran. Als Rußland seine 
Beteiligung an diesen „Verteidigungssyste-
men“ mit der Begründung vorschlug, es sei aus 
geographischen Gründen von solchen Raketen 
mehr bedroht als Westeuropa, winkten die 
USA und die NATO ab, was nur einen Schluß 
zuläßt: Diese Systeme richten sich gegen die 
russischen ballistischen Raketen, ihr strategi-
sches Ziel ist die Eliminierung der russischen 
Zweitschlagsfähigkeit im Falle eines nuklea-
ren Angriffs auf Rußland. Dies sind exakt die 
alten Vorstellungen und Konzepte, die bereits 
Anfang der 80er Jahre verfolgt wurden: einen 
Atomkrieg möglich und gewinnbar zu machen.

3. Westliche Politik beschränkt sich aber 
nicht auf nukleare Kriegsführung. Daneben 
gibt es gewaltige konventionelle Anstren-
gungen. Der wahrscheinlich wichtigste Ver-
trag über Abrüstung und Vertrauensbildung 
war der Vertrag über Konventionelle Streit-
kräfte in Europa (KSE), der 1989 geschlossen 
wurde. 1999 wurde er neu verhandelt. Dieser 
Vertrag wurde ratifiziert von Rußland, Weiß-
rußland, der Ukraine und Kasachstan – kein 
NATO-Mitglied ratifizierte ihn. Statt dessen 

betrieb die NATO ihre Osterweiterung – dies 
im Gegensatz zu Versprechen, die der frühere 
US-Außenminister James Baker anläßlich 
der Unterzeichnung des Zwei-plus-vier-Ver-
trags der sowjetischen Seite gegeben hatte 
und wonach die NATO „keinen Zentimeter 
nach Osten“ ausgeweitet werden sollte. Auf 
dem Höhepunkt des kalten Krieges hatte die 
NATO 16 Mitglieder, jetzt sind es 30, und das 
NATO-Gebiet hat sich ausgeweitet bis unmit-
telbar an die Grenzen Rußlands. Wer vermag 
zu glauben, daß dies Rußland nicht beun-
ruhigt? Mehr noch: Im vergangenen Jahr 
organisierte die NATO entlang der russisch-
norwegischen Grenze das größte Manöver 
seit Ende des kalten Krieges, an dem mehr als  
50 000 Soldaten teilnahmen. Begleitet wurde 
das Manöver von einer gewaltigen Armada 
von Kriegsschiffen und Luftstreitkräften. Es 
ist nicht bekannt, mit welchen Arten von Waf-
fen die Flugzeuge und Kriegsschiffe ausgerüs-
tet waren. Spielten Nuklearwaffen eine Rolle 
in den Szenarien dieser Kriegsspiele? Spielte 
die NATO-Doktrin vom Ersteinsatz von Nuk-
learwaffen eine Rolle bei diesen Übungen? 
Angesichts des oben Gesagten stellt sich die 
Frage, ob der Einsatz von „Nuklearwaffen 
in Antwort auf bedeutsame nichtnukleare 
Angriffe“ – der russischen Seite – geübt oder 
zumindest simuliert wurde.

Wer bedroht wen?

Rußland und sein Präsident Putin werden 
immer wieder als die große Bedrohung des 
Westens bezeichnet. Doch was heißt dies, 
wenn wir die Rüstungsanstrengungen bei-
der Seiten betrachten? Im Jahr 2018 haben die 
USA 623 Milliarden Dollar für Rüstung ausge-
geben, Rußland 62. Rußland hat sogar seine 
Ausgaben von 80 Milliarden im Jahr 2016 auf 
besagte 62 im Jahr 2018 reduziert. Dies sind 
Signale – wie aber reagiert der Westen? Die 
NATO-Ausgaben übersteigen insgesamt bei 
weitem 1000 Milliarden US-Dollar. Angefügt 
sei: Wenn Deutschland das Ziel von 2 Prozent 
des BSP für Rüstungsausgaben erreicht, wird 
es bei rund 80 Milliarden liegen – weit über 
den derzeitigen Militärausgaben Rußlands!
Selbst wenn zugestanden werden muß, 
daß Rußland gerade aufgrund seiner ver- 

gleichsweisen wirtschaftlichen Schwäche 
massiv in die – billigeren – Atomwaffen inves-
tieren wird, ist eines klar: Die Digitalisierung 
der Kriegführung erhöht die Gefahr für die 
Menschheit. Die Zeit für Entscheidungen – und 
deren Korrektur – wird kürzer, sie wird an 
Maschinen übertragen. Allein dies wäre ein 
weiterer Grund für Abrüstung und Vertrau-
ensbildung – es sei denn, man hält einen Atom-
krieg für gewinnbar.

Vertrauensbildung ist unabdingbar

In dieser Situation fällt den europäischen 
Staaten eine besondere Verantwortung zu – 
und gemeint sind hier die Staaten des euro-
päischen Kontinents vom Atlantik bis zum 
Ural. Es kann und darf nicht sein, daß die-
ser Kontinent zum nuklearen Schlachtfeld 
einer US-Expansion in der gesamten nördli-
chen Hemisphäre wird. Vertrauensbildung, 
Abrüstung, Ent-Nuklearisierung, wirtschaft-
liche und kulturelle Zusammenarbeit, wie sie 
in der Charta von Paris, dem Schlußdokument 
des KSZE-Prozesses, am Ende des kalten Krie-
ges als Politikziele festgeschrieben worden 
waren, sind der einzige Weg, der aus der der-
zeitigen Paranoia herausführen kann, welche 
die Anmaßung besitzt, sich „Sicherheitspoli-
tik“ zu nennen.
Der Ausgangspunkt einer solchen rationa-
len Politik, die die existentiellen Rechte und 
Interessen der Menschheit zum Ausgangs- und 
Zielpunkt macht, kann nur und muß das kon-
tinentale Europa sein.
Militär und militärische Allianzen, die sich 
wechselseitig bedrohen, werden niemals 
Sicherheit schaffen. Sicherheit kann es nur 
geben, wenn der andere, gerade auch der 
potentielle Gegner, sich sicher fühlen kann.
Daher gilt: Nein zum Krieg heißt immer auch 

„Nein zur NATO!“ Werner Ruf

Rede beim Internationalen Treffen im deut-
schen Friedenscamp Ramstein am 28. Juni. 
Überarbeitete und aktualisierte Fassung, 
redaktionell leicht gekürzt. 

Werner Ruf, Jahrgang 1937, ist Professor für 
Internationale Politik an der Universität Kas-
sel im Ruhestand. 

Eine herzliche, aber dringende Bitte
Wie in jedem Jahr um diese Zeit legen wir allen November-Hef-
ten des „RotFuchs“ ein Überweisungsformular bei. Wir bitten 
alle Leser, die es sich leisten können, in diesen symbolischen 
Hut Geldscheine oder Münzen hineinzuwerfen. Wir haben es 
amtlich: Spenden sind die einzige Finanzquelle des „RotFuchs“. 
Selbst die jüngste Steuerprüfung erbrachte keine Hinweise auf 
Zuflüsse aus den ominösen Milliardenbeträgen, die nach fester 
Überzeugung ungezählter DDR-Bekämpfer SED, FDGB, DSF, 
MfS und viele andere 1990 irgendwo zwischen Saßnitz und 
Bad Brambach vergraben haben.
Der „RotFuchs“ ist kompromißlos parteilich in der Verteidigung 
der DDR und der Traditionen der Arbeiterbewegung. Seine 
Maxime bleibt, sich vor dem Klassenfeind nicht zu ducken und 
ihm schon gar nicht nach dem Munde zu reden. Eine solche 
Haltung führt in der Bundesrepublik zum Entzug jeglicher 
Förderung und dazu, daß schikaniert wird. Beim „RotFuchs“ 

zeigt das seit seiner Gründung 1998 keine Wirkung, denn er ist 
reich: Er kann sich auf Zehntausende treue, solidarische und 
opferbereite Leser verlassen, die ihm immer wieder unter die 
Arme greifen.
Wir möchten den Einfluß der „Tribüne für Kommunisten, Sozi-
alisten und andere Linke“ aber noch erweitern. Daher bitten 
wir alle Bezieher des „RotFuchs“ zu überlegen, ob sie unter 
Verwandten, Freunden und Bekannten nicht jeweils einen 
weiteren regelmäßigen Leser gewinnen können.
Wer noch nicht Mitglied im „RotFuchs“-Förderverein ist, der 
kann dies gerne werden. Ein Anruf genügt: 030-241 26 73.
Wir, die „RotFuchs“-Macher, brauchen Eure Hilfe, damit die 
von ihren Freunden und Mitstreitern geliebte und vom Geg-
ner gehaßte kommunistisch-sozialistische Zeitschrift weiter 
erscheinen und verbreitet werden kann.

Wolfgang Metzger, Dr. Arnold Schölzel, Bruni Steiniger
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Die kapitalistische Produktionsweise  
gefährdet unsere Existenz 

Die Klimaforschung warnt seit mehr als 
50 Jahren vor der globalen Erwärmung, 

vor der Eisschmelze und dem Anstieg der 
Weltmeere. Als Hauptursache dafür wird die 
Verbrennung von immer mehr fossilen Brenn-
stoffen ausgemacht. 
Der Klimaforscher Stefan Rahmstorf, Profes-
sor für Physik der Ozeane an der Universität 
Potsdam, äußerte in einem „Spiegel online“-
Beitrag, daß „… die Klimaforscher die globale 
Erwärmung seit einem halben Jahrhundert 
zwar grundsätzlich richtig vorhergesagt 
haben, (doch) lagen sie bei Tempo und Aus-
maß einiger Entwicklungen falsch. Allerdings 
haben sie diese nicht über-, sondern unter-
schätzt.“ Er verweist darauf, daß es im Kli-
masystem mehrere kritische Systeme gibt, 
die irgendwann das Klima unaufhaltsam ver-
ändern. Er vergleicht es mit einer vollen Kaf-
feetasse, die immer mehr an den Rand eines 
Tisches geschoben wird, bis sie kippt und sich 
auf dem Boden ergießt. Rahmstorf spricht von 
den sogenannten Klima-Kipp-Punkten des 
Erdsystems, deren Überschreiten zu unum-
kehrbaren, verhängnisvollen Veränderun-
gen führt …
Natürlich gibt es eine Reihe von Ursachen 
und Faktoren, die unsere Umwelt beeinflus-
sen und verändern, ja zerstören. Dazu zählen 
der Raubbau an den Urwäldern, die Ausplün-
derung der Ressourcen und Rohstoffe, die 
Vernichtung der natürlichen Tier- und Pflan-
zenwelt, die Ausbeutung und Verschmutzung 
der Meere und Gewässer, Monokulturen, der 
Einsatz von chemischen Düngemitteln, Pes-
tiziden, Insektiziden und Fungiziden, Bevöl-
kerungswachstum, das Ausbringen von 
chemischen Giften und Treibhausgasen in 
die Umwelt u. a. m. 
Ein ganz wichtiger Faktor für die Bedrohung 
und Zerstörung unserer Umwelt und Lebens-
bedingungen wird oft nicht erwähnt oder gar 
bewußt verschwiegen – nämlich Rüstung und 
Krieg. 
Alle Ursachen und Faktoren wirken außeror-
dentlich kompliziert, beeinflussen sich wech-
selseitig, und niemand ist heute in der Lage, 
diese Komplexität vollständig zu erfassen und 
darzustellen. 
Es ist keineswegs erstaunlich, daß sich gerade 
jetzt viele junge Menschen immer mehr 
Gedanken über ihre Zukunft und die Zukunft 
des Planeten Erde machen. Fridays for Future 
ist eine solche weltweite Bewegung, die, aus-
gehend von Schülern und Studenten, sich 
intensiv dafür einsetzt, den Klimaschutz mit 
effektiven Maßnahmen durchzusetzen. Als 
Grundlage hierfür betrachtet diese Bewegung 
die UN-Weltklimakonferenz von 2015. Das 
Übereinkommen von Paris vom 20. Dezem-
ber 2015, das 197 Staaten unterzeichne-
ten, hat sich zum Ziel gesetzt, den globalen 
Temperaturanstieg auf 1,5 Grad Celsius zu 
beschränken. Das Engagement der Jugend 
ist bemerkenswert und stimmt optimistisch. 
Trotzdem bleiben die Zweifel, daß die beste-
henden gesellschaftlichen Ursachen für den 

Klimawandel und die Umweltzerstörung rich-
tig benannt, erkannt bzw. analysiert werden. 
Auf der UN-Konferenz über Umwelt und Ent-
wicklung am 12. Juni 1992 in Rio de Janeiro – 
in dem Land, wo heute der Amazonas an allen 
Ecken und Enden brennt – hielt Fidel Castro 
eine bemerkenswerte Rede, die die richtigen 
Antworten gibt: 
„Eine bedeutende biologische Gattung ist auf-
grund der schnellen und fortschreitenden 
Beseitigung ihrer natürlichen Lebensbedin-
gungen vom Aussterben bedroht: der Mensch.
Wir werden uns jetzt dieses Problems be-
wußt, wo es fast zu spät ist, es zu verhin-
dern. Es muß darauf verwiesen werden, daß 
die Konsumgesellschaften die Hauptverant-
wortlichen für die grauenhafte Vernichtung 
der Umwelt sind. Sie entstanden aus den ehe-
maligen Kolonialmetropolen und der imperia-
len Politik, die ihrerseits die Rückständigkeit 
und die Armut verursachten, welche heute 
die immense Mehrheit der Menschheit gei-
ßeln. Sie verbrauchen zwei Drittel des Metalls 
und drei Viertel der Energie, die auf der Welt 
erzeugt werden, obwohl sie nur 20 Prozent 
der Weltbevölkerung darstellen. Sie haben 
die Meere und Flüsse vergiftet, die Luft ver-
schmutzt, die Ozonschicht geschwächt und 
Löcher in ihr verursacht, haben die Atmo-
sphäre mit Gasen angereichert, die die kli-
matischen Bedingungen beeinträchtigen, 
was katastrophale Auswirkungen hat, die 
wir schon zu spüren beginnen.
Die Wälder verschwinden, die Wüsten wei-
ten sich aus, Milliarden Tonnen fruchtbarer 
Erde enden jährlich im Meer. Zahlreiche Arten 
sterben aus. Der aus dem Bevölkerungszu-
wachs resultierende Druck und die Armut 
führen zu verzweifelten Anstrengungen, um 
selbst auf Kosten der Natur zu überleben. Man 
kann dafür nicht die Länder der Dritten Welt 
beschuldigen, die gestern Kolonien waren und 
heute durch die ungerechte Weltwirtschafts-
ordnung ausgebeutete und ausgeplünderte 
Nationen sind.
Die Lösung kann nicht sein, die Entwicklung 
jener zu verhindern, die sie am meisten brau-
chen. Wahr ist, daß alles das, was heute zur 
Unterentwicklung und zur Armut beiträgt, 
ein offenkundiges Attentat auf die Ökologie 
ist. Zig Millionen Männer, Frauen und Kin-
der sterben infolge dessen jährlich in der 
Dritten Welt, mehr als in jedem der beiden 
Weltkriege. Der ungleiche Austausch, der Pro-
tektionismus und die Auslandsverschuldung 
greifen die Ökologie an und fördern die Zer-
störung der Umwelt.
Wenn man die Menschheit vor dieser Selbst-
zerstörung retten will, müssen die Reichtü-
mer und die verfügbaren Technologien des 
Planeten besser verteilt werden. Weniger 
Luxus und weniger Verschwendung in eini-
gen wenigen Ländern, damit weniger Armut 
und weniger Hunger in großen Teilen der 
Erde herrschen! Schluß mit dem Transfer von 
umweltzerstörende Lebensstilen und Kon-
sumgewohnheiten in die Dritte Welt! Das 

menschliche Leben muß rationaler werden. 
Es muß eine gerechte internationale Wirt-
schaftsordnung durchgesetzt werden. Alle 
notwendigen wissenschaftlichen Forschun-
gen sollen für eine nachhaltige Entwicklung 
ohne Umweltverschmutzung eingesetzt wer-
den. Es soll die Umweltschuld bezahlt wer-
den und nicht die Auslandsschuld. Es soll der 
Hunger verschwinden und nicht der Mensch.
Jetzt, wo die angebliche Bedrohung durch den 
Kommunismus nicht mehr da ist, und keine 
Vorwände für kalte Kriege, Wettrüsten und 
Militärausgaben bleiben, was hindert daran, 
diese Mittel sofort dafür einzusetzen, die Ent-
wicklung der Dritten Welt zu fördern und die 
Gefahr der ökologischen Zerstörung des Pla-
neten zu bekämpfen?
Schluß mit dem Egoismus, Schluß mit dem 
Vorherrschaftsbestreben, Schluß mit der 
Gefühllosigkeit, der Unverantwortlichkeit 
und dem Betrug! Morgen wird es zu spät sein 
für das, was wir schon lange gemacht haben 
müßten.“  (Siehe RF 257, S. 9)
Ohne es explizit auszusprechen, weist Castro 
darauf hin, daß die Produktionsweise ein-
schließlich der Verteilung in der gesamten 
Welt geändert werden muß, wenn der Mensch 
überleben will. 
Die gegenwärtige Weltwirtschaftsordnung 
beruht auf dem kapitalistischen Profitmecha-
nismus, der die irreversible Zerstörung der 
Umwelt für maximale Gewinne in Kauf nimmt 
und nehmen muß.
Aus marxistischer Sicht heißt das, daß die 
Umgestaltung der Produktions- und somit 
der Eigentumsverhältnisse notwendig sind. 
Die Produktivkräfte dürfen nur so eingesetzt 
werden, daß sie dem Menschen dienen und 
nicht zur Zerstörung der Lebensgrundlagen 
und der Umwelt führen.  
Genau diesen Denkansatz finden wir bei dem 
Potsdamer Professor oder auch bei vielen 
anderen nicht, die sich mit Fragen des Klima-
wandels und der Umweltzerstörung befas-
sen. Vor diesem Dilemma stehen natürlich 
viele Umweltbewegungen und andere Strö-
mungen, die sich darauf beschränken, inner-
halb des bestehenden Systems nach Lösungen 
zu suchen. 
Die Protagonisten der bestehenden gesell-
schaf t lichen Verhältnisse suchen nach 
Antworten und Lösungen, die die Produkti-
onsweise nicht in Frage stellen. So ließ z. B. 
der deutsche Außenminister Maas die Welt 
auf der Bundestagssitzung am 11. September 
d. J. wissen, daß ein Zusammenhang zwischen 
Klima und Sicherheit bestehe. Weiter meint 
der Sozialdemokrat, daß mit der Bekämp-
fung des Klimawandels die Fluchtursachen 
bekämpft würden. Es gehe darum, in Zukunft 
Kriege zu verhindern, die mit dem Klimawan-
del zu tun haben.
Die wirklichen gesellschaftlichen Ursachen 
für Klimawandel und Fluchtbewegungen – 
die bestehende imperialistische Weltwirt-
schaftsordnung – kann und will er nicht 
anerkennen. Dr. Ulrich Sommerfeld
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Vor 75 Jahren wurde der Kundschafter Dr. Richard Sorge ermordet

„Wir alle werden unseren Auftrag erfüllen!“
Dieser Leitspruch der Kundschaf ter-

gruppe „Ramsay“, ins Leben gerufen 
und aufgebaut in Japan durch den Kommu-
nisten und Internationalisten Dr. Richard 
Sorge, wurde in den folgenden Jahren, bis 
heute, Maßstab im Kampf um Frieden und 
soziale Gerechtigkeit.
Für mich und meine Gattin war es das größte 
Glück, als wir 1985 erfuhren, daß unser Ein-
satzort Tokio sein wird. Also 
sollte es in das Land gehen, in 
dem Dr. Richard Sorge von 
1933 bis zu seiner Ermordung 
1944 lebte, arbeitete, kämpfte 
und starb. Endlich waren wir 
unserem großen Vorbild so 
nahe. Meine ersten Bemühun-
gen waren darauf gerichtet zu 
erfahren, wie man den Tama-
Friedhof im Norden der Metro-
pole Tokio und insbesondere das 
Grab mit der Nummer 17-1-21-
16 findet. Wir (ich als 3. Sekre-
tär an der Botschaft der DDR in 
Japan und meine Gattin, Chiff-
rierin an der Botschaft) hielten 
es für unsere moralische Pflicht, 
jedes Jahr die Grabanlage der 
Gruppe „Ramsay“ mit dem Grab 
Dr. Richard Sorges aufzusuchen 

– entgegen dem vom 1. Sekretär 
an der Botschaft und Residenten 
ausgesprochenen Verbot. Eine 
emotionale Bindung an unser großes Vorbild 
war ihm offensichtlich fremd. Tradition war, 
daß alljährlich hier die Jung- und Thälmannpi-
oniere unserer Botschaftsschule ihre Halstü-
cher erhielten und anschließend 
Hanako Ishii (1911–2000), die 
langjährige Lebensgefährtin 
Dr. Richard Sorges, aufsuch-
ten. Auch die sowjetische Bot-
schaft betreute Hanako Ishii. Sie 
erhielt von der Botschaft monat-
lich eine „Witwen“rente. Auf die 
Frage der japanischen Peiniger 
bei seiner Verhaftung am 18. 
Oktober 1941 „Wer sind Sie?“ 
antwortete Dr. Richard Sorge: 

„Ich bin Kommunist!“ Sorges 
Geheimnis war seine Überzeu-
gung, der Marxismus als seine 
Weltanschauung, verbunden 
mit einem hohen Allgemein-
wissen und Fremdsprachen-
kenntnissen, herausragenden 
analytischen Fähigkeiten sowie 
regime- und landesspezifischen 
Kenntnissen. Bei seiner Verhaf-
tung wurden etwa 1000 Bücher 
beschlagnahmt – zum großen 
Teil über Japan.
Richard Sorge wurde am 4. Oktober 1895 
in Adshikend (Baku) geboren. Sein Vater 
war deutscher Ingenieur, welcher in einer 
russischen Erdölraffinerie bei Baku arbei-
tete, seine Mutter die Tochter eines russi-
schen Erdölarbeiters. Seine Muttersprache 

war russisch. Mit drei Jahren kam Richard 
Sorge nach Deut schland. Sein Lebens-
weg war trotz revolutionärer Wurzeln in 
der Familie (sein Großvater war Revolu-
tionär, dessen Cousin Friedrich Sorge ein 
Mitstreiter von Marx und Engels) nicht als 
Kommunist vorgezeichnet. Er las viel, aber 
manches schien ihm zu unverständlich, zu 
philosophisch. Er war ein mehr praktischer 

Typ. Mit 18 Jahren verließ er sein Zuhause 
und ging freiwillig in den Krieg. Die Teil-
nahme am I. Weltkrieg wurde für ihn eine 
große Schule. Der Krieg brachte ihm das 

Eiserne Kreuz II. Klasse, drei schwere Ver-
wundungen und die Ernüchterung: Wofür? 
Warum? 1915 machte er unter anderem 
Bekanntschaft mit einem zwanzigjährigen 
Soldaten, Erich Correns, dem späteren Prä-
sidenten des Nationalrates der Nationalen 

Front der DDR. Beide diskutierten während 
ihres sechsmonatigen Krankenhausaufent-
haltes leidenschaftlich über den Krieg, das 
Leben und über die große Idee, der man sein 
Leben widmen sollte. Sorges weitere Rei-
festationen waren: Arbeit als Bergmann 
im Ruhrgebiet, Studium der Medizin, der 
Politökonomie, der Werke von Karl Marx 
und Friedrich Engels. Nach der Oktober-

revolution bereitet er sich auf 
die Tätigkeit als Berufsrevo-
lutionär vor, wird Mitglied der 
USPD, nimmt am Kieler Mat-
rosenaufstand teil . Er wird 
Jour na l is t ,  schreibt pol it i-
sche Artikel in Zeitungen und 
Zeitschriften und arbeitet als 
Redakteur, Agitator und Pro-
pagandist, darunter auch an 
der Hamburger Universität . 
Das Studium schließt er als 
Doktor für Staatsrecht und 
Soziolog ie ab. 1924 macht 
Sorge die Bekanntschaft mit 
Dmitri Manuilski, Sekretär 
des E xek ut ivkomitees der 
Komintern. Damit ist sein wei-
terer Weg vorgezeichnet. Im 
Dezember fährt Richard Sorge 
nach Moskau. 1927 bestätigte 
Manuilski kurz und knapp: 

„Ich kenne Genossen Sorge seit 
1924 aus der Arbeit in Deutsch-

land und halte ihn für einen vertrauenswür-
digen Genossen.“ Er wird Sowjetbürger 
und im März 1925 Mitglied der KPdSU. Er 
schreibt für Zeitungen und Zeitschriften 

unter verschiedenen Namen. 
Seine Untersuchungen und 
Analysen werden von Freund 
und Feind gelesen. In Moskau 
lernt Richard Sorge General 
Jan Karlowitsch Bersin, Leiter 
der Verwaltung Auf klärung 
der Roten Armee, kennen. Die-
ses Zusammentreffen führte 
Richard Sorge im Jahre 1929 zu 
einem Entschluß, der für sei-
nen weiteren Weg richtungs-
weisend war.
Dr. Richard Sorge erhielt sei-
nen ersten Auftrag als Kund-
schafter. Er verließ Moskau gut 
vorbereitet. Sein Ziel: China. 
Zur besseren Tarnung reiste 
Sorge mit einem echten deut-
schen Paß als Journalist . Zu 
diesem Zweck schloß er mit der 

„Getreide-Zeitung“, einem land-
wirtschaftlichen Fachblatt, und 
einem Verlag für soziologische 
Schriften Mitarbeiterverträge 

in Berlin. Mit dem Beginn seines China-Auf-
enthaltes 1930 bestanden seine Aufgaben in 
der Analyse der politischen und militärischen 
Strukturen der nationalistischen Nanking-
Regierung, der Guomindang, ihres Verhält-
nisses zu den chinesischen Kommunisten und 

Briefmarke (Block) zum 80. Geburtstag Richard Sorges

Grabstein von Dr. Richard Sorge
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zu anderen Oppositionsbewegungen, der 
Chinapolitik der USA und Großbritanniens, 
aber auch der Sammlung allgemeiner Infor-
mationen zum Entwicklungsstand der chi-
nesischen Industrie und Landwirtschaft. Er 
begann mit dem Aufbau einer Kundschaf-
tergruppe in Shanghai, Harbin und Kanton. 
So konnte er wichtige Informationen über 
das Voranschreiten der japanischen Inva-
sion auf dem chinesischen Festland sam-
meln. In Shanghai lernte er Ozaki Hotsumi, 
Chinakorrespondent der japanischen 
Tageszeitung „Asahi shinbun“, kennen, wel-
cher wichtiger Informant und Mitkämpfer 
in der Gruppe „Ramsay“ wurde. In diese 
Zeit fällt auch die gemeinsame Arbeit mit 
der Kundschafterin „Sonja“ (Ruth Werner) 
für die sowjetische Aufklärung.
Im September 1933 erreichte er Tokio und 
begann mit dem Aufbau der Kundschafter-
gruppe „Ramsay“ unter Beteiligung Ozaki 
Hotsumis (1901–1944), des Funkers der 
Gruppe Max Christiansen-Clausen (1899–
1979), dessen Frau Anna (1899–1978), des 
jugoslawischen Journalisten Branko Vuke-
lic (1904–1945), des Kunstmalers Miyagi 
Yotoku (1903–1943) sowie anderer japa-
nischer Mitarbeiter. Durch seine Tätigkeit 
als Auslandskorrespondent der „Frankfur-
ter Zeitung“ und durch Vermittlung Ozakis 
wurde eine Reihe führender Persönlichkei-
ten Japans zu unwissentlichen Informan-
ten. Etwa 40 Prozent der Angehörigen der 
Gruppe „Ramsay“ hatten durch ihre Berufe 
einen besonderen Einblick in die japanische 
Außen- und Innenpolitik sowie in die Wirt-
schafts- und Militärpolitik. Von den Mitstrei-
tern Sorges übten 18 Prozent den Beruf eines 
Journalisten oder Kriegsberichterstatters aus, 
12 Prozent zählten zu den hohen und mittle-
ren Beamten der japanischen Staatsbürokra-
tie, und 10 Prozent saßen in den Zentral- und 
Forschungsbüros der Südmandschurischen 
Eisenbahngesellschaft sowie in deren Aus-
landsniederlassungen. Richard Sorge war 
Internationalist, kannte seit seiner Kindheit 
Vertreter vieler Nationen, und so vermochte 
er seine Gruppe zu einem festen Kollektiv von 

wahren Humanisten zu schmieden. Unter Ein-
satz ihres Lebens setzten sich Sorge und seine 
Mitstreiter für den Frieden und den Schutz 
des ersten sozialistischen Landes ein. Richard 
Sorge zeichneten analytisches schöpferisches 
Denken, schnelles Erfassen von Situationen, 
Disziplin und Selbstlosigkeit aus.
An zwei der bekanntesten und bedeutend-
sten Leistungen der Gruppe „Ramsay“ unter 
der Führung Dr. Richard Sorges sei hier erin-
nert: Als möglichen Termin des Angriffs Hit-
lerdeutschlands auf die Sowjetunion nannte 
Richard Sorge in einem Funkspruch den 
Mai 1941. Moskau schwieg und zweifelte. In 
Moskau lagen widersprüchliche Informati-
onen vor. Gleichzeitig wurde die Verfolgung 
ihrer Funksendungen durch den japanischen 
Geheimdienst immer offensichtlicher. Am  
17. Juni funkte Richard Sorge schließlich den 
22. Juni 1941 als genauen Termin für den 

deutschen Überfall nach Moskau. Der japa-
nische Botschafter in Berlin war über den 
genauen Termin informiert worden mit 
der Aufforderung an Japan, die Sowjet-
union gleichzeitig im Osten anzugreifen. 
Wie verhält sich das kaiserliche Japan? 
Richard Sorge untersucht die Wirtschafts-
struktur Japans und sucht die sensibelste 
Stelle des Landes – es sind die Brennstoffe 
und deren Abhängigkeit von ausländischen 
Quellen. Bereits 1937 hatte Richard Sorge 
eine Untersuchung über „Japans Erdölsor-
gen“ veröffentlicht. Die Erdölreserven rei-
chen nur für ein halbes Jahr und somit nicht 
für einen langwierigen Krieg. Japan hatte 
bereits im August 1939 Erfahrungen mit 
sowjetischen Truppen (unter dem Kom-
mando des damaligen Generals Shukow) 
am Chalkin-Gol gemacht, wo sechs japani-
sche Divisionen zerschlagen wurden. Diese 
Analyse, Gespräche seiner Kundschafter in 
japanischen Führungskreisen und deren 
Wertungen führten zum Funkspruch am 
6. September 1941: „Der sowjetische Ferne 
Osten kann als sicher vor einem Angriff 
Japans erachtet werden.“
Damit konnten Stalin und die sowjetische 
Führung ihre Truppen völlig neu vertei-

len. Die im Fernen Osten stationierten Divi-
sionen wurden in die Schlachten um Moskau 
und Stalingrad geworfen. Die Funksprüche 
Richard Sorges, die aufopferungsvolle Arbeit 
der Kundschafter der Gruppe „Ramsay“ waren 
kriegsentscheidend.
Die Achse Berlin–Rom–Tokio rächte sich. Die 
deutsche faschistische und die japanische 
militärische Führung legten den 7. November 
1944, den 27. Jahrestag des Sturms auf das 
Winterpalais und des Beginns der Großen 
Sozialistischen Oktoberrevolution, als Hinrich-
tungstermin fest. Der deutsche Kommunist, 
Internationalist und sowjetische Kundschafter 
Dr. Richard Sorge sollte bis zuletzt gedemütigt 
werden. Dr. Richard Sorge starb mit den Wor-
ten: „ Es lebe die Kommunistische Partei! Es 
lebe die Rote Armee! Es lebe die Sowjetunion!“

Horst Hommel, Berlin 
AG Kundschafter in der GRH e. V.

Grabstein der ermordeten Mitglieder der  
Gruppe „Ramsay“

Ein Held der DDR
Vom 26. August bis zum 3. September 1978 umkreiste der 
Jagdflieger und Kosmonaut Sigmund Jähn zusammen mit 
drei sowjetischen Kosmonauten in der Raumstation „Salut 
6“ die Erde. Der erste Deutsche im All war ein DDR-Bürger. 
Der Sohn eines Sägewerkarbeiters wurde am 13. März 
1937 in Morgenröthe-Rautenkranz geboren, war gelernter 
Buchdrucker und Pionierleiter. 1955 trat er seinen Dienst bei 
der VP-Luft an, dem Vorläufer der Luftstreitkräfte der DDR. 
1986 ernannte ihn die DDR-Führung zum Generalmajor, am 
2. Oktober 1990 entließen ihn die Vollstrecker der Konterre-
volution aus dem Dienst. Er hat den Kopf oben behalten und 
machte sich auch bei westlichen Fachleuten einen Namen. 
Sigmund Jähn gehörte zu den treuen Lesern des „RotFuchs“ 
und trat in Regionalgruppen des „RotFuchs“-Fördervereins 
als Referent auf. Am 21. September starb er in Strausberg.
Die „RotFuchs“-Redaktion und der Vorstand des Förderver-
eins verneigen sich vor ihm und bekunden seinen Hinterblie-
benen ihr Beileid.
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Die Sowjetunion hatte keine andere Wahl

Der sogenannte Hitler-Stalin-Pakt gehört 
nach wie vor zum bevorzugten Reper-

toire antikommunistischer Propaganda. Auf 
der Basis der Unkenntnis vieler über die Kom-
pliziertheit der damaligen Vorgänge werden 
manipulativ Tatsachen ausgeblendet oder gar 
auf den Kopf gestellt.
Im Verlauf der letzten 70 Jahre wandelte sich 
die Zielrichtung der Darstellung. Konstant 
geblieben ist nur ihre antikommunistisch-
antisowjetische Ausrichtung. Dennoch gab 
es zeitlich unterschiedliche Akzente. Anfangs 
ging es darum, der UdSSR Aggressivität anzu-
dichten, dann um eine Gleichsetzung des 
deutschen Faschismus mit der Sowjetunion 
unter Stalin, später darum, ihr eine Mitschuld, 
wenn nicht sogar Hauptschuld am Ausbruch 
des 2. Weltkrieges zu geben. 
In der 1989 in der DDR entbrannten Diskus-
sion bestand die Hauptstoßrichtung darin, zu 
suggerieren, daß Moskau mit dem Pakt aus 
eigenem Interesse Verbündete opfern würde. 
Auf die Sowjetunion zu zählen, hätte also kei-
nen Sinn. Das begünstigte eine zunehmend 
schwankende Haltung zu diesem Vertrag 
unter DDR-Bürgern und auch Linken.
In der UdSSR wurde im Zuge von Perestroi-
ka der Pakt, vor allem das Zusatzprotokoll, 
durch den rechtsdominierten Volksdelegier-
tenkongreß im Dezember 1989 mehrheitlich 
in Frage gestellt: Stalin hätte sich den Deut-
schen zugewandt, um imperiale Ziele reali-
sieren zu können. 
In den öffentlichen wie auch wissenschaft-
lichen Diskussionen über den „Hitler-Stalin-
Pakt“ spielt die Frage nach der Option durch 
die sowjetische Seite eine ausschlaggebende, 
vor allem eine politische und somit propagan-
distische Rolle.
Unter marxistisch-leninistischen Historikern 
gab es hinsichtlich dieser Frage kaum Zweifel. 
Vielmehr wurden moralische und philanthro-
pische Bedenken geltend gemacht. Bürgerli-
che Historiker und Medien hingegen halten 
hartnäckig an einer Wahlmöglichkeit fest: 

Stalin hätte ein Bündnis mit dem Westen aus-
geschlagen.
Bemerkenswert ist, daß die Publikation 
eines bürgerlichen polnischen Historikers 
aus dem Jahre 2014 nicht nur die marxisti-
sche Sicht mit neuen Fakten untersetzt. Er 
belegt zweifelsfrei durch polnische, briti-
sche, französische und deutsche Quellen, daß 
die Westmächte keinesfalls willens waren, 
Polen zu helfen. Schlimmer noch: Sie trieben 
Polen in den Krieg, damit sie selbst verschont 
blieben. Demzufolge war auch nie ein Mili-
tärbündnis mit der UdSSR ins Auge gefaßt 
worden. 
Polen hatte zu Deutschland und der UdSSR 
seit 1932/34 relativ gute Beziehungen, was 
den Westmächten nicht behagte. So war es 
auch nicht möglich, Hitler auf die UdSSR zu 
hetzen. Als Hitler Polen jedoch ein Ultimatum 
stellte, sein Vasall zu werden oder zu kämp-
fen, griffen die Westmächte ein. Sie befürch-
teten, daß Polen sich Hitler fügt und er sich 
statt nach Osten nach Westen wenden würde. 
Polen verweigerte sich Hitler, setzte aber auf 
Verhandlungen. Um Polens Widerstand zu 
bestärken und die eigene Ruhe im Westen zu 
sichern, wurden Polen politische und militä-
rische Garantien versprochen. Die polnische 
Führung fühlte sich bestärkt. Doch weder die 
militärischen noch materiellen Versprechun-
gen wurden je eingehalten. 
Am 4. Mai 1939 beschlossen die Westmächte 
insgeheim, Polen jegliche Hilfe zu verweigern, 
es offiziell aber hinzuhalten. Daher wurden 
im Mai und August Militärbündnisse zwi-
schen Polen und Frankreich/Großbritannien 
abgeschlossen. Nichtsahnend fühlten sich die 
Polen sicher, kauften für teures Geld Kriegs-
gerät, wovon aber nie etwas ankam. Als man 
sich der Kampfbereitschaft Polens sicher war, 
versuchten die Westmächte noch Warschau 
zu einem Zusammengehen mit der Sowjet-
union zu überreden, die UdSSR mit Polen Hit-
ler allein gegenüberstehen zu lassen. Doch 
das lehnte Warschau entschieden ab. 

Als der Krieg begann, erklärte der Westen 
erst am 4. September Deutschland den Krieg, 
darauf rechnend, daß, bevor der Bündnisfall 
nach 14 Tagen einträte, Polen schon besiegt 
wäre. Am 12. September erklärte der Oberste 
Kriegsrat der Alliierten in Abbeville, daß auch 
jetzt keine Unterstützung Polens erfolgen 
und die französischen Truppen die wenigen 
Quadratkilometer deutschen Gebietes, das 
sie erobert hatten, räumen sollten. Die pol-
nische Seite wurde darüber nicht informiert, 
ihr wurde im Gegenteil sogar Unterstützung 
versprochen. Doch kamen weder englische 
Schiffe noch alliierte Flugzeuge zu Hilfe.
Über das doppelte Spiel der Westmächte war 
die Sowjetführung im wesentlichen durch 
ihre diplomatische Vertretungen und ihre 
Auslandsaufklärung informiert. In offiziellen 
Publikationen griff sie zudem die deutsch-bri-
tischen Geheimverhandlungen zur Erlangung 
eines Modus vivendi und die schleppende 
Verhandlungsführung der Westmächte ins-
gesamt an. Als die Bevollmächtigten der 
Westmächte dann in Moskau ohne Mandat 
und Funktion lediglich auf Sondierung aus 
waren, keine Verträge unterzeichnen woll-
ten und zudem den Polen die Schuld zuwie-
sen, gab Stalin grünes Licht für Plan B. Die 
junge sowjetische Diplomatie hatte das Kal-
kül des Westens durchschaut und seine Pläne 
zum Scheitern gebracht. Daher sein Haß auf 
diesen Vertrag.
Ein Tag nach Unterzeichnung des Vertrages 
wurden die westlichen Hauptstädte übri-
gens von einem deutschen Botschaftssekre-
tär über seinen gesamten Inhalt informiert. 
Keiner hielt es für nötig, die Polen darüber 
zu unterrichten ... Dr. Bernhard Majorow

Lech Wyszczelski: Tajna gra mocarstw. Wiosna 
– lato 1939 (Das geheime Spiel der Großmächte 
Frühling–Sommer 1939). Warszawa 2014.  
210 S.
Holger Michael: Die Legende vom Hitler-Stalin-
Pakt. Berlin 2008. 158 S.

Zum 99. Geburtstag
Prof. Dr. Hans Kölsch (Berlin)  

am 25. November
zum 94. Geburtstag
Erika Klatt-Marquardt (Frankfurt/Oder)  

am 4. November
zum 93. Geburtstag
Josef Grohmann (Boxberg) am 22. November
zum 92. Geburtstag
Achim Seifert (Wandlitz, OT Basdorf)  

am 14. November
zum 91. Geburtstag
Dr. Dieter Frielinghaus (Brüssow)  

am 14. November
zum 90. Geburtstag
Horst Scholz (Berlin) am 16. November

zum 85. Geburtstag
Horst Franzkowiak (Hoyerswerda)  

am 9. November
Manfred Manteuffel (Rostock)  

am 9. November
Harry Krüger (Ellrich) am 14. November
Harald Holtz (Rostock) am 25. November

zum 80. Geburtstag
Gerda von Hettinga (Bernau)  

am 14. November
Dr. Carl-Bernd Uhlmann (Berlin)  

am 21. November

zum 75. Geburtstag
Beate Reichelt (Blankenburg, OT Heimburg)  

am 25. November

Agnes Grüning (Eberswalde)  
am 26. November

zum 70. Geburtstag
Gisela Lehmann (Strausberg)  

am 14. November
Ralf Kaestner (Bützow) am 17. November
Rolf Kasper (Leipzig) am 20. November
Rainer Krull (Wernigerode) am 21. November
Stephan Messerschmidt (Dresden)  

am 29. November

zum 65. Geburtstag
Stephan Broszies (Sarmstorf)  

am 1. November
Cornelia Stahmer-Weinandy (Hamburg)  

am 9. November

Wie immer gilt unsere Gratulation auch allen anderen Geburtstagskindern des Monats.

Herzliche Glückwünsche unseren Jubilaren des Monats November! 
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Wie Ernst Busch seinen Henkern entkam

Der 22. November 1943 war ein naßkal-
ter, wolkenverhangener Tag in Berlin. In 

der Haftanstalt Moabit legte sich der Unter-
suchungshäftling mit der Gefangenennum-
mer 6447-43 früh schlafen. Das gegen 19.20 
Uhr einsetzende Jaulen des Luftalarms nahm 
er schon nicht mehr wahr, so tief schlief er. 
Aus Richtung Westen waren mehr als 700 
Lancaster- und Halifax-Bomber der Royal 
Air Force im Anf lug auf das Stadtgebiet 
und entluden ihre tödliche Fracht von über 
2000 Tonnen. Mehrere Sprengbomben tra-
fen auch die Haftanstalt. Die Gefangenen hat-
ten während der Luftangriffe in ihren Zellen 
zu verharren. Der wegen des Vorwurfs des 
Hochverrats angeklagte Ernst Busch wurde 
im Schlaf vom Bombardement überrascht, 
getroffen, schwer verletzt, zunächst für tot 
gehalten, durch den Gefängnisarzt dann aber 
notversorgt. Er notierte: „Ich schlief gerade, 
als ich eine kleine amerikanische Bombe auf 
den Kopf kriegte, und lag schon unten im Kel-
ler bei den Toten. Einer von unseren Kumpels 
hat mich herausgefischt, und ein Gefange-
nenarzt hat mich wieder zusammengenäht …“
Nach vier Monaten im Lazarett stand der 
Angeklagte dann am 15. März 1944 vor 
seinen Richtern. An diesem Tag sollte die 
Entscheidung fallen. Ein zuvor angesetz-
ter Termin war abgebrochen worden, da 
Beweismittel fehlten: die Tonträger mit dem 
hochverräterischen Liedgut konnten nicht 
herbeigeschafft werden. Den Vorsitz des ers-
ten Strafsenats des Kammergerichts führte 
Dr. Arthur Rogge, der zusammen mit seinen 
Beisitzern Dr. Jank und Halledt für Hochver-
ratsverfahren und sogenannte Rundfunk-
verbrechen zuständig war. 69 Todesurteile 
verhängte das Kammergericht in den Jah-
ren 1943 bis Kriegsende wegen politischer 
Delikte. Das Gericht hatte 1936 durch das 
Reichsjustizministerium die Ersatzzustän-
digkeit für die Aburteilung politischer Straf-
taten zugesprochen bekommen.
Nur deshalb blieb dem Angeklagten ein 
Verfahren vor Freislers Volksgerichtshof 
erspart. Die Anklagen in solchen Verfahren 
verfaßte stets Generalstaatsanwalt Kurt-
Walter Hanssen, vormals persönlicher Adju-
tant des Reichsministers Martin Bormann. 
Hanssen trat in den Hauptverhandlungen nie 
selbst auf, dazu bediente er sich willfähriger 
Staatsanwälte.
In der Anklageschrift vom 24. August 1943 
hieß es: „Den Schauspieler Friedrich Wilhelm 
Ernst Busch, geboren am 22. Januar 1900 zu 
Kiel, zuletzt aufenthältlich in Frankreich, 
staatenlos, klage ich an, durch Gesangsvor-
träge im dortigen Rundfunk und seine Teil-
nahme an der Herstellung von Schallplatten 
des Moskauer Grammophon-Platten-Trusts 
für den Kommunismus geworben zu haben.“
Werben für den Kommunismus war Hoch-
verrat. Durch Lieder, deren Melodien für 
jeden eingängig waren. Durch Texte, die 
das Richtige sagten und die Richtigen tra-
fen. Durch die Darbietung, die mitriß. Wer 
kannte damals nicht das Einheitsfrontlied 
oder das Solidaritätslied? Für das Verbrei-
ten kommunistischen Gedankenguts durch 

Schriften, Tonträger und Radiosendungen 
sah der seit 2. Mai 1934 geltende § 83 StGB 
Zuchthaus von mindestens zwei Jahren bis 
Todesstrafe vor. Dem Angeklagten Busch 
war der Ernst seiner Lage sicher bewußt. 
Bereits am 9. März 1933 hatte die SA anläß-
lich einer Razzia in der Künstlerkolonie Ber-
lin-Wilmersdorf versucht, seiner habhaft zu 
werden. Er konnte rechtzeitig f liehen. Die 
kommenden zehn Jahre trieben ihn kreuz 
und quer durch Europa. Von den Niederlan-
den nach Belgien und Frankreich, sodann 
in die Sowjetunion, nach Spanien und 1938 
wieder nach Belgien zurück. Zum Beginn 
des Westfeldzugs der Wehrmacht wurde 
er am 10. Mai 1940 in Antwerpen von den 
belgischen Behörden festgenommen und in 
südfranzösische Internierungslager über-
stellt. In St. Cyprien und Camp de Gurs hielt 
er sich mehr als zwei Jahre auf, bis ihm 
Ende 1942 die Flucht gelang. Er schlug sich 
bis zur Schweizer Grenze durch, wo er am  
15. Januar 1943 im Städtchen Annecy franzö-
sischen Vichy-Gendarmen in die Hände fiel. 
Auf Geheiß der Gestapo wurde Ernst Busch 
via Paris in die JVA Berlin-Moabit verbracht. 
Durch sein über Jahrzehnte währendes ent-
schiedenes und offenes Eintreten für die 
Belange der Unterdrückten und Ausgebeute-
ten hatte er den blanken Haß der Faschisten 
auf sich gezogen. Mit Gnade durfte er nicht 
rechnen. Er suchte nach Auswegen.
Ernst Busch und Gustaf Gründgens kann-
ten sich seit ihrer gemeinsamen Zeit beim 
Stadttheater Kiel 1921. Gründgens, der im 
kulturellen Leben Nazi-Deutschlands an 
exponierter Stelle wirkte und sich 1943 
als Frontfreiwilliger gemeldet hat, erhielt 
einen aus der Haft geschmuggelten Kas-
siber. Ernst Busch bat ihn darin um Hilfe. 
Der politische Graben zwischen Busch und 
Gründgens konnte tiefer nicht sein, der alten 
Freundschaft jedoch stand er nicht entge-
gen. Gründgens zögerte nicht, schrieb ans 
Kammergericht und verwandte sich für 
Busch. Zusätzlich beauftragte er zwei Ber-
liner Rechtsanwälte zu dessen Verteidi-
gung. Busch bemerkte: „Diese Rechtsanwälte 
kamen auf eine juristische Idee, die mir tat-
sächlich das Leben gerettet hat. Sie mach-
ten nämlich geltend, daß ich bereits am 27. 4. 
1937 von den Nazis ausgebürgert und daher 
seit diesem Zeitpunkt als staatenlos anzu-
sehen sei.“
In der Tat war Ernst Busch im April 1937 aus 
der Staatsbürgerschaft entlassen worden. 
Grund waren seine zahlreichen Auslandsauf-
enthalte und der Umstand, daß er allerorten 
für den Kampf gegen den Faschismus warb. 
Die Änderung des Staatsangehörigkeits-
rechts 1934 gab dem faschistischen Staat die 
Möglichkeit, mißliebige Personen zu Staaten-
losen zu erklären. Ein Staatenloser konnte 
streng genommen keinen Hochverrat bege-
hen, denn er war weder Deutscher im Sinne 
des § 3 Abs. 1 StGB, noch hatte er als Staa-
tenloser einen Staat, den er hätte verraten 
können.
Tatsächlich entging Ernst Busch zwar der 
Todesstrafe, wurde aber zu drei Jahren 

Zuchthaus verurteilt . Die Staatsanwalt-
schaft hatte in ihrem Plädoyer noch sieben 
Jahre beantragt. Die Urteilsgründe zeigen, 
daß man dem zentralen Einwand der Ver-
teidigung die Spitze nahm. Der Strafsenat 
verurteilte Ernst Busch letztlich nur wegen 
Handlungen, die zum einen zeitlich vor der 
Ausbürgerung lagen und andererseits nach 
dem 2. Mai 1934, als der verschärfte § 83 
StGB in Kraft trat, vorgenommen wurden. 
Deshalb beschränkte sich der „Tatzeitraum“ 
auf seinen Moskauer Aufenthalt 1936 bis 
Februar 1937.
Von Gesetzes wegen hätte gleichwohl die 
Möglichkeit bestanden, Busch auch wegen 
des mehrfachen Auftrit ts im Moskauer 
Rundfunk zum Tode zu verurteilen. Aller-
dings war die Staatsanwaltschaft mit wei-
teren Problemen konfrontiert.
Busch erklärte: „Vor dem Strang rettete 
mich allein die Tatsache, daß dem Staats-
anwalt für meinen Termin am 15. März 1944 
sowohl die Zeugen als auch das Material 
gegen mich (Schallplatten und Liederbü-
cher) vielleicht durch dasselbe Bombardeo, 
verlorengingen.“
Beweismittel und Belastungszeugen waren 
nicht (mehr) verfügbar. Der einzig gehörte 
Zeuge Otto Glaeser, Intendant der „Kunst-
bühne der Gesellschaft für Volksbildung“, 
der für Busch von 1926 bis 1933 als Manager 
tätig war, versuchte in seiner Zeugenaussage 
Busch als herausragende Schauspielerper-
sönlichkeit ins positive Licht zu setzen. 

„Ich ließ Glaeser und mehrere ehemaligen 
Freunde als Entlastungszeugen laden, aber 
nur Glaeser hatte den Mut, vor dem Kam-
mergericht zu erscheinen …“, erinnerte sich 
Busch.
Die Beweisnot mag also nicht ganz uner-
heblich zum einigermaßen günstigen Ver-
lauf des Verfahrens für ihn beigetragen 
haben. Das Urteil wurde noch am Tage sei-
nes Ausspruchs rechtskräftig. Busch trat die 
Strafhaft in der JVA Brandenburg an. Unter 
Anrechnung der U-Haft standen noch 22 
Monate zur Vollstreckung. Bis zum Tag der 
Befreiung der Häftlinge durch vorrückende 
Sowjetsoldaten am 27. April 1945 war Busch 
dem Arbeitskommando bei der Knopffabrik 
Motz zugeteilt. Er stanzte Uniformknöpfe.

 Sie haben Gesetzbücher und Verordnungen
 Sie haben Gefängnisse und Festungen
 (Ihre Fürsorgeanstalten zählen wir nicht!)
 Sie haben Gefängniswärter und Richter
 Die viel Geld bekommen und zu allem bereit 

sind.
 Ja, wozu denn?
 Glauben sie denn, daß sie uns damit 

kleinkriegen?
 Eh sie verschwinden, und das wird bald sein,
 Werden sie gemerkt haben, daß ihnen 
 das alles nichts mehr nützt.

(Aus: Bertolt Brecht, Die Mutter, 1931)

Dr. Ralf Hohmann  
Baden-Baden
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Vor 45 Jahren: Agrarreform im Alentejo 

Die Lösung der Agrarfrage nahm in Por-
tugal Ende 1974, Anfang 1975 durch die 

ersten von Arbeitern durchgeführten Beset-
zungen großer Güter und die Agrarreform-
gesetze des Sommers 1975 revolutionäre 
Formen an. Den Landarbeitern und den mit 
ihnen verbundenen sozialen, politischen und 
militärischen Kräften gelang es, eine radi-
kale Bodenreform als Voraussetzung sozi-
aler Revolution in einer kurzen Periode, in 
der revolutionäre, auf eine Änderung 
der sozialen Ordnung zielende Kräfte 
dominierten, gesetzlich zu verankern. 
Unmittelbares Ziel war es, die in wei-
ten Teilen des Landes existierenden 
Latifundien zu beseitigen, die Böden 
zu nutzen und damit Arbeit für alle 
und soziale Gerechtigkeit zu schaffen. 
Waren auch kleinere und mittlere Land-
wirte und Pächter ebenso wie Maschi-
nenverleiher an Besetzungen und 
Kooperativgründungen hier und da 
beteiligt, so wurden die neuen Einhei-
ten doch in der Hauptsache von Land-
arbeitern gebildet. 
Herausragendes Merkmal der neuen 
Produktionseinheiten war, daß die 
Landarbeiter die besetzten Güter nicht 
unter sich aufgeteilt, sondern sich zu kollek-
tiver Bewirtschaftung entschlossen hatten 
und unabhängig von staatlicher Einmischung 
eigene autonome Betriebsleitungen wählten. 
Ein weiteres Charakteristikum war die Zah-
lung fester Löhne für die Kooperanten. Es gab 
keine Gewinnverteilung und in den meisten 
Fällen auch keine private Parzellennutzung. 
Obwohl die Kollektivgüter auf vom Staat 
enteigneten Böden wirtschafteten, unter-
schieden sie sich von Staatsgütern durch die 
demokratische Wahl ihrer Leitungen, die über 
soziale, ökonomische, technische und 
administrative Angelegenheiten selbst 
entschieden und dabei die konkrete 
Situation der jeweiligen Kooperative 
berücksichtigen konnten. Sie stellten 
damit eine neue, gewissermaßen spe-
zifisch portugiesische landwirtschaft-
liche Betriebsorganisation dar. 
Seit 1954 hatten die Landarbeiter 
unter der Losung „Den Boden denje-
nigen, die ihn bearbeiten“ gekämpft. 
Die kommunistische Partei (PCP), die 
nach 1974 die einzige Partei war, die 
auf eine bis in die 1. Republik zurückrei-
chende Geschichte verweisen konnte, 
hatte im Alentejo vom Mai 1947 bis 
in die 60er Jahre ihre illegale Zeitung  
„O Camponês“ (Der Bauer) und andere 
Publikationen verbreitet. Sie benutzte 
erstmals 1947 den Begriff Agrarreform, 
worunter sie zunächst die Aufteilung 
der Latifundien an Landarbeiter, Kleinbau-
ern und Kleinpächter verstand.
Die Suche nach einer minimalen Beschäf-
t igungsgarantie war der unmit telbare 
Grund für die ersten Besetzungen; Arbeits-
losigkeit und Unterbeschäftigung waren 
die großen Beschleuniger der Bewegung. 
Die PCP war der hauptsächliche Förderer 
der nach der Revolution neu entstandenen 

Landarbeitergewerkschaften. Sie identi-
fizierte sich mit der Agrarreform und den 
Kollektiveinheiten, und ein großer Teil der 
Arbeiter identifizierte sich mit ihr. Ihr Bei-
trag zum Agrarreformprozeß war grund-
legend. Selbst ein Ergebnis des Drucks der 
Massen, die einen Militärputsch in eine Revo-
lution verwandelt hatten, sollte die auch aus 
Besetzungen resultierende Agrarreform doch 
zugleich den Fortgang dieses revolutionären 

Prozesses sichern, indem sie den besitzenden 
Klassen einen wesentlichen Teil ihrer ökono-
mischen Macht und teilweise auch die politi-
sche Macht im Staat nahm.
Was kennzeichnete die Besitzverhältnisse auf 
dem Land vor der Revolution?
Von den 810 000 im kontinentalen vorrevolu-
tionären Portugal gezählten Landwirtschafts-
betrieben verfügten 9200 Betriebe (1,1 % der 
Gesamtzahl) über zusammen 2,5 Millionen 
Hektar bei einer Gesamtfläche von fünf Mil-
lionen Hektar. Auf 480 000 Betriebe (59 %) 

entfielen dagegen nur 7 % der Gesamtflä-
che. Dabei ist zu berücksichtigen, daß es sich 
hier nur um die Betriebsstruktur, nicht aber 
um die Eigentumsstruktur handelte. Großer 
Grundbesitz teilte sich besonders im Norden 
oft in kleine Pachtbetriebe auf. Im Norden 
und im Zentrum waren 87 % der Gesamtzahl 
der Betriebe angesiedelt. Sie verteilten sich 
damit auf nur 34 % der landwirtschaftlichen 

Nutzfläche, folglich befanden sich 13 % der 
Betriebe in den südlichen Distrikten und ver-
einnahmten eine weitaus größere Fläche. Hier 
wirtschafteten 96 % aller über 500 ha gro-
ßen Betriebe. Während das Land vor allem 
im Norden trotz des ebenfalls durchaus vor-
handenen Großgrundbesitzes stark parzel-
liert war, war der Süden insbesondere durch 
die extrem ungleiche Aufteilung des Bodens, 
vor allem in der Provinz Alentejo, geprägt. 

Der Polarisierung der Besitzverhält-
nisse entsprach eine Sozialstruktur, 
in der die Industrie- und Landarbeiter 
mit achtzig Prozent die größte Gruppe 
darstellten, gefolgt von den selbstän-
digen Bauern (13 %), den städtischen 
Mittelschichten (5 %) und den „pat-
rões“ (2 %).
In den südlichen Distrikten Beja, 
Évora, Portalegre, Setúbal, Santarém 
und Castelo Branco besaßen die tau-
send über 500 ha großen Betriebe 
so viel Boden wie die restlichen 166 
000 Betriebseinheiten zusammen. 
Die Latifundienregion umfaßte etwa 
52 % der kultivierbaren und 45 % 
der kultivierten Fläche des Landes; 
sie erbrachte aber nur 29 % des nati-

onalen Agrarprodukts und nur 19 % des 
Bruttoinlandsprodukts (BIP). In dieser 
dünnbesiedelten Region (36 Einwohner/
qkm gegenüber 93 Einw./qkm im Landes-
durchschnitt) lebten ca. 1,3 Millionen Men-
schen, d. h. rund 16 % der Landesbewohner. 
Das Gewicht der Region war in einigen Berei-
chen der Landwirtschaftsproduktion erheb-
lich: Sie erreichte bei Reis einen Anteil von  
79 %, bei Kork 94 %, bei Hafer und Gerste  
71 %, bei Weizen 68 % und bei Olivenöl 61 %. 
Die oft absentistischen Großgrundbesitzer 

betrieben aber nur auf einem Teil ihrer 
Güter landwirtschaftliche Produktion. 
Gearbeitet wurde gewöhnlich im Früh-
ling, Anfang Sommer und an einigen 
Wintertagen. Die im Latifundium 
gezahlten Löhne gehörten zu den 
niedrigsten Einkommen der portugie-
sischen Landwirtschaft. Lohnerhöhun-
gen und der Kampf um Arbeitsplätze 
hatten daher immer im Mittelpunkt 
der Klassenauseinandersetzungen 
gestanden.
Die Erhöhung landwirtschaftlicher Pro-
duktion und Produktivität im Rahmen 
einer auf Importsubstitution gerichte-
ten Wirtschaftsstrategie war eine der 
von der Streitkräftebewegung (MFA) 
nach der Revolution verfolgten volks-
wirtschaftlichen Zielsetzungen. Auf 
diesen Aspekt wies das vom Minis-
terrat angenommene Enteignungsge-

setz (decreto-lei, No 406-A/75 vom 29. Juli 
1975) hin. Es beschränkte sich ausdrück-
lich darauf, die Normen für die Enteignung 
bestimmter, teilweise bereits besetzter Böden 
zu bestimmen. Weder bei der Festlegung des 
künftigen juristischen Bodenstatuts noch 
bei der Herausbildung neuer Organisations- 
und Produktionsformen sollte staatlicher-
seits vorgegriffen werden. Damit fand der 

Bauern-Meeting in Talhadas do Vouga

Arbeiterin der landwirtschaftlichen Kooperative „Rote 
Nelke“ in Montemor-o-Novo (Alentejo)
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Partizipationsgedanke in der Agrarreform 
Berücksichtigung.
Ein Punktesystem wurde entwickelt, das 
die Böden entsprechend der Fruchtbarkeit, 
Bepflanzung und durchgeführten Verbesse-
rungen und auf Grundlage des kataster-amt-
lichen Nettoertrags bewertete. Enteignet 
nach Gesetz wurden Flächen, die zusam-
mengenommen mehr als 50 000 Bodenwert-
punkte erreichten, also mehr als 
50 ha mittleren Bewässerungslan-
des umfaßten oder die – unabhän-
gig von der Punktzahl – größer als 
700 ha waren. Enteignet wurde auch, 
wenn die Besitzer sich hatten Verge-
hen zuschulden kommen lassen, die 
bereits in einem Gesetz (decreto-
lei 660/74) vom 25. November 1974 
definiert worden waren, oder wenn 
Eigentum nicht den Mindestforde-
rungen an die Bodennutzung (Art. l)  
entsprochen hatte. 
Die Enteignungen konnten nur nach 
Erlaß jeweiliger Einzelverordnungen 
Rechtskraft erlangen. Die ersten Ent-
eignungen wurden Mitte September 
1975 offiziell angeordnet. Im Unter-
schied dazu sah das Nationalisie-
rungsgesetz „decreto-lei“ 407-A/75 
vom 30. Juli 1975 keine einzel-
nen Enteignungsakte vor, sondern 
erklärte die in den vor allem in den 
60er Jahren mit staatlichen Mitteln 
bewässerten Gebieten des Alentejo 
und Ribatejo liegenden Flächen über 
50 000 Punkte mit sofortiger Wir-
kung für nationalisiert. Insgesamt 
fielen unter dieses Gesetz 210 000 
ha Bewässerungsland. Unter den von 
Nationalisierung betroffenen Betrie-
ben befanden sich auch verschiedene 
agroindustrielle Großbetriebe.
In den von Landbesetzungen und Enteig-
nungen betroffenen Gebieten vor allem des 
Alentejo und Ribatejo hatten sich in Form der 
landwirtschaftlichen Kooperativen (CA) und 
kollektiven Produktionseinheiten (UCP) jene 
neuen Betriebsformen und Strukturen her-
ausgebildet, die sich 1976 konsolidierten und 
die größtenteils staatlich anerkannt wurden. 
Zwischen Oktober 1975 und Juli 1976 wur-
den nach Ausarbeitung der Betriebsstatu-
ten 473 dieser Produktionseinheiten durch 
Bekanntgabe im „Diário do Governo“ lega-
lisiert.
Ziel war nicht ein Maximum an Gewinn, son-
dern ein Maximum an Beschäftigung, wobei 
der Anteil permanenter Arbeitskräfte erwei-
tert und der der Gelegenheitsarbeit gesenkt 
werden sollte. Tatsächlich erhöhten die neuen 
Betriebseinheiten die Produktion, sicherten 
und schufen Arbeitsplätze und verbesserten 
die Lebensbedingungen. Bis zum Abschluß 
der Konsolidierung der neuen Betriebe soll-
ten die UCPs den alten Kulturtyp beibehalten, 
um dann mit der Rekonversion der Kulturen, 
der Erhöhung der Hektarerträge und der 
Beschäftigtenzahlen zu beginnen. 
Vom Staat erwartete man Investitionen für 
Industrie und wissenschaftliche Forschung, 
vor allem aber auch direkte Investitionen 
für die Verbesserung der ländlichen Infra-
struktur. 

Bei der Umsetzung der Reform, die von Beginn 
an zum Schutz der Interessen der Kleinbauern 
innner- und außerhalb der Region des Groß-
grundbesitzes aufrief, zeigte sich jedoch, daß 
im Süden diese Bauern weitgehend übergan-
gen wurden. Ihnen waren kaum Böden zuge-
teilt worden, und es gab offenbar auch Anlaß, 
vor übertriebener Eile in der Angleichung 
kleiner und mittlerer Bauern an das Landpro-

letariat durch mehr oder weniger erzwun-
gene Eingliederung in Kollektiveinheiten und 
vor Gewaltanwendung zu warnen. Der Gene-
ralsekretär der PCP Àlvaro Cunhal erklärte, 
daß es nur wenige Fälle gab, in denen echte 
Bauernkooperativen auf enteignetem Land 
gegründet worden waren. Daß den Bauern 
nicht mehr Land zugeteilt wurde, marginali-
sierte die Kleineigentümer im Reformprozeß 
und weckte Ressentiments; es schuf Unzu-
friedenheit, die einen Teil dieser Klasse in ein 
Bündnis mit den in der Konföderation por-
tugiesischer Landwirte (CAP)) organisier-
ten Latifundisten und Großbauern trieb. Das 
für die Agrarreform und den revolutionären 
Prozeß als wichtig erkannte Klassenbündnis 
zwischen Kleineigentümern und Landarbei-
tern kam so nicht zustande, da an der Basis 
das „Grundproblem dieser Regionen: die Ver-
wirklichung des Bündnisses im eigenen Sozi-
alfeld, in dem man sich betätigte“, nicht gelöst 
wurde.
Um so schwerer wog, daß es am Rande der 
Landbesetzungen 1975 auch zur Besetzung 
einiger kleiner Höfe gekommen war. Obwohl 
insgesamt nicht mehr als eine periphere 
Erscheinung, war der angerichtete politische 
und psychologische Schaden doch beträcht-
lich. Diese Feststellung gilt vielleicht noch 
mehr für die Kleinbauernmassen des Nor-
dens, deren Lebensverhältnisse sich durch 

die Revolution nur wenig verändert hatten 
und die nun mit dem Beispiel „expropriierter 
Bauern“ erschreckt wurden. Die Gegenrevo-
lution begründete u. a. damit, den Reform-
prozeß stärkerer staatlicher Kontrolle zu 
unterwerfen und ihn zu disziplinieren.
Mit den die revolutionäre Dynamik schwä-
chenden Ereignissen des November 1975 
errangen die gegenrevolutionären Kräfte 

auf der politischen Ebene einen 
Sieg; ihnen drohte aber eine Fort-
setzung des revolutionären Pro-
zesses, der sich auf der Grundlage 
der umgestalteten ökonomischen 
Machtverhältnisse und der teilwei-
sen Übertragung ökonomischer 
Macht auf die unmittelbaren Produ-
zenten neu entfalten konnte. Diese 
Tatsache mußte die Veränderung 
und Revision der neugeschaffenen 
Besitzstrukturen seitens der Rech-
ten in den Mittelpunkt des Inter-
esses rücken, während die Linke 
umgekehrt mit dem neugeschaffe-
nen nationalisierten Sektor und der 
Agrarreform die Zukunft der Revo-
lution zu verteidigen suchte. 
1976 war es Ziel der Rechten, den 
revolutionären Prozeß zu zügeln 
und ein sich der Kontrolle von 
Regierung und Staat entziehen-
des paralleles Machtzentrum, das 
zudem den Kommunisten zum Auf-
bau von Gegenmacht verhalf, zu 
beseitigen.
Dementsprechend übertrug eine 
Parteienplattform genannte Ver-
einbarung dem Staat die alleinige 
Kompetenz bei der Durchführung 
der Agrarreform, die sich bis dahin 
praktisch ohne Kontrolle und Ein-
rahmung von seiten der staatli-

chen Organe entwickelt hatte. Anstelle eines 
freien Verfügungsrechts erhielten die neuen 
Produktionseinheiten das Recht auf Boden-
nutzung („uso da terra“). 
Die im November 1976 beginnende Amtszeit 
des Soziologen António Barreto als Agrar-
minister in der 1. Konstitutionellen Regie-
rung unter Mário Soares signalisierte den 
Beginn der nicht nur legislativen Gegenrevo-
lution. In einer Fernsehansprache nach sei-
ner Amtsübernahme versicherte der neue 
Minister – einst selbst Mitglied der PCP, nun 
„Anhänger der freien Marktwirtschaft“ –, 
die Bodenumverteilung in „Freiheit und 
Gerechtigkeit“ fortführen zu wollen. 
Zum Kernstück der legislativen Wendepolitik 
wurde im Sommer 1977 das nach dem Land-
wirtschaftsminister benannte „lei-Barreto“, 
dessen offizielle Bezeichnung „Gesetz der All-
gemeinen Grundlagen der Agrarreform“ (lei 
77/77) lautete und das die Agrarreformge-
setze des Sommers 1975 ablöste. 
Das Barreto-Gesetz stellte für mehr als elf 
Jahre die Basis dar, auf der bürgerliche und 
sozialistische Regierungen die Auseinan-
dersetzung mit der Agrarreform führten. 
Es enthielt alle Mechanismen, die notwen-
dig waren, den Kollektivsektor am Ende voll-
ständig zu beseitigen. 
 Martin Leo  

Portugal 

Bodenreform-Meeting Fotos: Klaus Steiniger
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WISSENSCHAFTLICHE WELTANSCHAUUNG 

Das NKFD – ein Beispiel breitester Bündnispolitik

  23. Oktober 1975

12. Juli 1943. In der westlich von Moskau gele-
genen Stadt Krasnogorsk versammeln sich 
deutsche Kriegsgefangene und führen de 
Mitglieder der KPD, um das Nationalkomi-
tee „Freies Deutsch land“ zu gründen. Im Sep-
tember des gleichen Jahres bildet sich in der 
Sowjetunion der „Bund Deutscher Offiziere“, 
und in den verschiedensten Ländern der Erde 
gründen deutsche Antifaschi sten Organisatio-
nen, die zum Ziel haben, ein freies Deutsch land 
zu errichten. Alle diese Anstrengungen sind 
in die Ge schichte unter dem Sammelbegriff 
Bewegung „Freies Deutsch land“ eingegangen.
In den Vereinigten Staaten von Amerika und 
in England erregte die Gründung dieser Bewe-
gung damals die größten Sorgen. In der ang-
loamerikanischen Presse zirkulierten die 
wildesten Ge rüchte. Man sprach von der Bil-
dung einer „Paulus-Armee“ und einer „kom-
munistischen deutschen Exilregierung“ auf 
sowjetischem Boden. Später wurde die Bewe-
gung „Freies Deutschland“ als „sowjeti sches 
Propagandawerkzeug“ bezeichnet und ihr jeg-
licher Erfolg abgesprochen.
Wenn diese westlichen Politiker und Journa-
listen auch nur ein wenig mit den Beschlüssen 
der Parteikonferenzen der KPD von Brüssel 
und Bern vertraut gewesen wären, dann hät-
ten sie er kannt, daß die Gründung der Bewe-
gung „Freies Deutschland“ die konsequente 
Fortsetzung der bewährten kommunisti-
schen Vorkriegs politik bedeutete, die darin 
bestand, alle antifaschistischen Kräfte in einer 
Sammelbewegung, einer breiten Volksfront 
zu sammenzufassen.
Und eine Sammelbewegung wurde „Freies 
Deutschland“ nun wirklich. Man traf dort 
Repräsentanten der verschiedensten poli-
tischen und religiösen Anschauungen, Men-
schen unterschiedlicher Klassenherkunft. Das 
Spektrum der Wehrmachtdienstgrade reichte 
vom Gefreiten bis zum General. Noch heute 
erscheint es manchem fast unglaublich, daß 
sich Gene räle der deutschen Wehrmacht mit 
Kommunisten an einem Tisch ver sammelten. 
Ein Leben lang hatte man ja diesen Offizieren 
ein getrichtert, Kommunisten seien „Verrä-
ter“ und „vaterlandslose Gesellen“. In welches 
Erstaunen wurden doch diese Offiziere ver-
setzt, als sie zum Beispiel während Unterhal-
tungen mit dem Arbeiterführer Wilhelm Pieck 
und dem Arbeiterdichter und Prä sidenten des 
Nationalkomitees „Freies Deutschland“, Erich 
Weinert, erkannten, daß gerade Kommunis-
ten ihr deutsches Vaterland zutiefst liebten; 

allerdings ein Vaterland, gereinigt von der 
braunen Pest und den Wurzeln des kapitalis-
tischen Systems, das die Naziherrschaft her-
vorgebracht hatte.
Das Hauptziel der Bewegung „Freies Deutsch-
land“ war natürlich der Sturz der Hitler-
Regierung, der Rückzug sämtlicher deut schen 
Truppen aus den besetzten Gebieten sowie 

die sofortige Eröffnung von Waffenstill-
standsverhandlungen. Dazu ist es erst durch 
den Sieg der alliierten Truppen, vor allem 
durch den opferreichen Kampf der Sowjet-
armeen, gekommen. Kann man aber deshalb 
behaupten, wie das einige Historiker aus der 
BRD getan haben, daß die Bewegung „Freies 
Deutschland“ keinen wesentlichen Erfolg zu 
verbuchen hatte?
Erstens ist es eine unbestreitbare Tatsache, daß 
diese Bewegung Zehntausenden von deutschen 
Soldaten das Leben rettete, indem sie sie darü-
ber aufklärte, daß sowjetische Kriegsgefangen-
schaft keineswegs ihren Tod bedeuten würde, 
wie das die Nazipropaganda, oft sehr erfolg-
reich, gepredigt hatte. Mitglieder der Bewegung 

„Freies Deutschland“ erschienen in den vorders-
ten Linien der Front, um mit Lautsprechern und 
Flugblättern ihre ehemaligen Kameraden zu 
überzeugen,  den nutzlosen Kampf aufzuge-
ben. Manch ein Mitglied fand bei diesen Aktio-
nen den Tod. Diese Gefallenen, so drückte es der 
Dichter Erich Weinert aus, waren die einzigen 
deutschen Soldaten des Zweiten Weltkrieges, 
die wirklich für ihr Vaterland starben.

Zweitens gelang es der Bewegung „Freies 
Deutschland“ durch ihre intensive antifa-
schistische Tätigkeit in den verschiedenen 
Kriegsgefangenenlagern in der Sowjetunion, 
Hunderttausende ehe malige Wehrmachtssol-
daten von der Verlogenheit der faschisti schen 
Ideologie zu überzeugen und viele von ihnen 
zu Mitstreitern für einen künftigen demokra-

tischen Staat zu machen. Dieser Prozeß war 
nicht leicht. Er verlangte große Zähigkeit und 
zugleich viel Geduld, denn was so alles über 
ein Jahrzehnt von den nazistischen Propagan-
daexperten in die Köpfe der deut schen Solda-
ten eingetrichtert worden war, das konnte 
nicht mit einem Schlage entfernt werden. Man 
muß bei dieser Gelegen heit feststellen, daß 
natürlich ohne die große Unterstützung der 
Sowjetunion diese antifaschistische Bewegung 
niemals hätte bewerkstelligt werden können, 
und es ist bewundernswert, daß die Bürger 
der Sowjetunion, obwohl sie die Nazi-Aggres-
soren im eigenen Lande wüten sahen, niemals 
außer acht ließen, daß es auch andere Deut-
sche gab, die den Faschismus genauso haßten, 
wie sie selbst es taten. Mitglieder der sowjeti-
schen Regierung und der Roten Armee standen 
stets mit Rat und mate rieller Hilfe an der Seite 
der Bewegung „Freies Deutschland“.
Seit der Gründung des Nationalkomitees im 
Juli 1943 bestanden verschiedene Arbeits-
gruppen bzw. Kommissionen deutscher 
anti faschistischer Kriegsgefangener, die in 
enger Zusammenarbeit mit den leitenden 

Vor vielen Jahren hat der damalige „Deutschlandsender“ (später umbe-
nannt in „Stimme der DDR“) eine auch in Westdeutschland gehörte und 
beachtete Sendereihe mit Vorträgen zu Fragen unserer wissenschaft-
lichen Weltanschauung ausgestrahlt, deren Manuskripte sich erhal-
ten haben und die wir den Lesern des „RotFuchs“ in einer Auswahl 
zur Verfügung stellen – inhaltlich wurde nichts verändert, von einzel-
nen Kürzungen abgesehen. Man kann diese Vorträge lesen als Kapitel 
eines Geschichtsbuchs (dazu auch immer die Angabe des seinerzeitigen 

Sendetermins) und zugleich als Einführung in die Grundlagen marxis-
tisch-leninistischen Denkens. Viele auch in den Vorträgen zum Ausdruck 
kommende Hoffnungen haben sich mit und nach der Konterrevolution 
von 1989/90 zerschlagen, manche Prognosen haben den Praxistest nicht 
bestanden – wesentliche Erkenntnisse von Marx, Engels, Lenin und ande-
ren unserer Theoretiker aber haben nach wie vor Bestand, an ihnen hal-
ten wir fest, sie wollen wir – auch mit dieser Serie – vermitteln und erneut 
zur Diskussion stellen.  RF

Gründung des Nationalkomitees „Freies Deutschland“ in Krasnogorsk bei Moskau. Im Präsi-
dium: E. Weinert, K. Hetz, W. Pieck, M. Klein (im Hintergrund) und Dr. E. Hadermann (v. l. n. r.)
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Kräften der KPD an Plänen für ein künfti-
ges demokratisches Deutschland arbeiteten. 
Es gab eine Gruppe, die sich mit der Erneue-
rung der Justiz beschäftigte. Andere wiede-
rum erörterten den Aufbau eines gerechten 
Wirtschaftssystems, die Wiedergeburt 
einer humanistischen deutschen Kultur 
und auch die künftige Rolle der christli-
chen Kirchen. Von ganz be sonderer Bedeu-
tung war die Kommission, die sich mit der 
gründ lichen Umwandlung des Erziehungs- 
und Bildungswesens beschäf tigte – galt es 
doch, nicht nur die nationalsozialistische 
Ideo logie restlos auszurotten, sondern auch 
noch so manches nega tive Überbleibsel aus 
der preußisch-kaiserlichen Zeit zu tilgen.
Die Wichtigkeit dieser Kommission für 
die Umgestaltung des Un terrichtswesens 
läßt sich schon damit belegen, daß ihre 
Mit  glieder sofort nach Beendigung des 
Krieges in die damalige sowjetische Besat-
zungszone gesandt wurden, um das lange 
geplante demokratische Bildungssystem in 
die Wirklichkeit umzusetzen. So wurde der 
ehemalige Studienrat Ernst Hadermann, der 
schon vor der Gründung des Nationalkomi-
tees eine antifaschistische Offiziersgruppe 
gebildet hatte, Mitglied der Deutschen Zen-
tralverwaltung sowie Rektor der Pädagogi-
schen Hochschule in Potsdam. Später war 
er als Professor für moderne deutsche Lite-
ratur an der Martin-Luther-Universität in 
Halle/Wittenberg tätig. Ein anderes Mit-
glied dieser Kommission war Fritz Rücker, 
der im Jahre 1945 Minister für Volksbil-
dung, Wissenschaft und Kunst im damali-
gen Land Brandenburg wurde. Auch Günter 
Kertzscher gehörte dieser Fachgruppe an, 
die sich mit dem Bildungs wesen beschäf-
tigte. Er wandte sich nach 1945 dem Jour-
nalismus zu. 
Eine andere Gruppe von Mitgliedern der 
Bewegung „Freies Deutsch land“, die sofort 
in die Heimat zurückkehrte, bestand aus 
soge nannten „Frontbevollmächtigten“, die 
jahrelang in den vorder sten Kampflinien 
der Roten Armee versucht hatten, mit Laut-
sprechern und Flugblättern ihre ehemali-
gen Kameraden davon zu überzeugen, daß 
ihre Situation aussichtslos geworden war. 
Sie errichteten sogenannte Frontschulen, in 
denen neue antifaschisti sche Kräfte direkt 
an den Kampflinien ausgebildet wurden. Sie 
hatten mit den Soldaten der Roten Armee 
in den vordersten Schützengräben gelegen, 
und man vertraute ihnen nun die wich tige 
Aufgabe an, als Verbindungsglied zwischen 
der Sowjetischen Militäradministration und 
der deutschen Bevölkerung zu fungieren. 
Viele von ihnen wurden zu Bürgermeistern 
ernannt.
Unter den Frontbevollmächtigten, die im 
Mai 1945 nach Deutsch land zurückkehr-
ten, befand sich auch Bernhard Bechler, 
der von Juni 1945 bis zum Herbst 1946 
als Erster Vizepräsident von Brandenburg 
wirkte und danach zum Innenminister die-
ses damaligen Landes ernannt wurde. Spä-
ter beteiligte sich Bechler am Aufbau der 
Kasernierten Volkspolizei. Als Generalmajor 
der NVA trat er im Jahre 1971 in den Ruhe-
stand. Ein anderer Frontbevollmächtigter, 
der sich nach 1945 große Verdienste beim 

Aufbau der antifaschistischen Neuordnung 
in der damaligen sowjetischen Besatzungs-
zone erwarb, war Matthäus Klein. Er half 
zuerst bei der Gründung eines demokrati-
schen Rundfunks. Später lehrte er Philoso-
phie an der Friedrich-Schil ler-Universität in 
Jena, und danach wurde er stellvertreten-
der Direktor des Instituts für Gesellschafts-
wissenschaften beim ZK der SED. Seit 1962 
arbeitete er bis zu seiner Emeritierung als 
Philosophieprofessor an der Akademie der 
Wissenschaften der DDR.
Andere Frontbevollmächtig te, die sich 
sofort für den demokra t ischen Neuauf-
bau in Deutschland zur Verfügung stellten, 
waren Eberhard Charisius, Ernst Kehler, 
Bernt von Kügelgen und Friedrich Reyher. 
Charisius half bei der Gründung der dama-
ligen Grenzpolizei und diente als Offizier 
bei der NVA, Ernst Kehler leistete einen 
wichtigen Beitrag bei der Reorganisierung 
des Postwesens, und Bernt von Kügelgen, 
nach journalistischen Tätigkeiten bei der 

„Täglichen Rundschau“ und der „Berliner 
Zeitung“, wurde 1957 Chefredakteur der 
kul turpolitischen Wochenschrift „Sonntag“. 
Reyher machte sich verdient als Betriebs-
leiter in Dresden.
Die meisten der erwähnten Persönlichkei-
ten des NKFD waren während der Jahre 
der Kriegsgefangenschaft in der Sowjet-
union zu überzeugten Marxisten gewor-
den. Aber es gab auch Nichtmarxi sten in 
der Bewegung „Freies Deutschland“, zum 
Beispiel den katholischen Offizier Luitpold 
Steidle und den protestanti schen Geistli-
chen Friedrich-Wilhelm Krummacher, die 
bereits im Frühjahr 1945 in die sowjeti-
sche Besatzungszone zurückkehren durf-
ten. Steidle, dem es in Zusammenarbeit mit 
Otto Nuschke ge lang, die CDU von reaktio-
nären Elementen zu befreien, war von 1950 
bis 1958 Gesundheitsminister der DDR und 
wurde danach Ober bürgermeister von Wei-
mar.
Nicht alle Mitglieder der Bewegung „Freies 
Deutschland“ konnten schon im Jahre 1945 
in die Heimat zurückkehren. Fast vier Jahre 
lang hatten die deutschen Faschisten in der 
Sowjetunion gewütet, Städte und Dörfer 
verwüstet, Sowjetbürger verschleppt und 
hin gerichtet. Der Hauptteil der deutschen 
Kriegsgefangenen mußte nach 1945 noch 
mehrere Jahre in der UdSSR bleiben, um bei 
den giganti schen Aufbauarbeiten mitzuhel-
fen und wenigstens einen kleinen Teil ihrer 
Schuld an der Zerstörung dort durch eigene 
Arbeit abzutragen. Das bedeutete, daß die 
antifaschistische Arbeit unter den Kriegsge-
fangenen weitergeführt werden mußte, was 
wiederum verlangte, daß viele Mitglieder 
des Nationalkomitees in der Sowjetunion 
bleiben mußten; denn wo sollten sonst 
die anti faschistischen deutschen Kader 
unter den Kriegsgefangenen her kommen? 
Natürlich waren diese Menschen zunächst 
enttäuscht, daß sie nicht sofort zu ihren 
Familien zurückkehren konnten, aber viele 
erkannten auch zugleich die große Notwen-
digkeit ihres einstweiligen Verbleibens in 
der Sowjetunion.
Im Jahre 1948 war es dann soweit, daß 
sämtliche deutsche Kriegs gefangenen in der 

SU (außer Kriegsverbrechern) in die Heimat 
entlassen wurden. In der damaligen sow-
jetischen Besatzungszone entstand zu die-
sem Zeitpunkt eine neue politische Partei 

– National-Demokratische Partei Deutsch-
lands (NDPD) genannt – , die es sich, unter 
anderem, zur Aufgabe machte, zurückkeh-
rende ehemalige Soldaten und Offiziere fest 
in die demokratische Neuordnung einzu-
fügen. Vorsitzender der NDPD wurde der 
spätere Außenminister der DDR, Dr. Lothar 
Bolz, ein bewährter deutscher Antifaschist, 
der in den dreißiger Jahren ins Exil in die 
So wjetunion gegangen war und dort wäh-
rend des Zweiten Weltkrieges wesentlich 
zur antifaschistischen Erziehungsarbeit 
unter den deutschen Kriegsgefangenen bei-
getragen hatte.
Viele der Heimkehrenden waren bestrebt, 
sofort beim Aufbau eines demokratischen 
deutschen Staates mitzuwirken, und nicht 
wenige taten das nun im Rahmen der NDPD. 
Professor Otto Rühle wäre da zu erwähnen, 
ein Mann mit außerordentlichen Fähigkei-
ten, der sich unter anderem als Gesund-
heitsminister des Landes Sachsen-Anhalt, 
als Hochschul lehrer an der Ernst-Moritz-
Arndt-Universität zu Greifswald, als Prorek-
tor der Akademie für ärztliche Fortbildung 
sowie in zahl reichen ehrenamtlichen Funk-
tionen bewährte.
Einer der im Jahre 1948 zurückkehren-
den Kriegsgefangenen, die sich beim Auf-
bau der DDR besonders auszeichneten, war 
Prof. Dr. Heinrich Homann, eines der Grün-
dungsmitglieder des National komitees 

„Freies Deutschland“. Nachdem er viele 
Jahre lang wich tige Funktionen innerhalb 
der Volkskammer ausgeübt hatte, wurde 
er 1960 zum Stellvertreter des Vorsitzen-
den des Staatsrates der DDR ernannt. Im 
Jahre 1972 wurde er zum Vorsitzenden der 
National-Demokratischen Partei Deutsch-
lands gewählt. Andere NDPD-Mitglieder, 
die sich große Verdienste beim Aufbau der 
DDR erwarben, waren die Generäle Vin-
cenz Müller und Arno von Lenski, die bei 
der Organisierung der NVA hervorragenden 
Anteil hatten. Man könnte die Liste der ehe-
maligen Mitglieder der Bewegung „Freies 
Deutschland“, die sich bei der Entwicklung 
der DDR auszeichneten, noch lange fortset-
zen.
Die Bewegung „Freies Deutschland“ hat 
sich Ende 1945 aufgelöst – aber die Lehre, 
die aus ihr gezogen werden k ann, ist 
höchst aktuell. Noch ist der Faschismus 
keineswegs tot . Er zeig t sein brut ales 
Gesicht bei den Folterknechten des Pino-
chet-Regimes in Chile, den antikommunis-
tischen Ausschrei tungen in Portugal und 
auch bei den rassistischen Überfällen in 
Louisville, Kentucky und Boston, Massa-
chusetts, USA. Um den Faschismus und die 
Reaktion zu besiegen, bedarf es der Koope-
ration aller fortschrittlichen Kräfte – ganz 
gleich, in welchem politischen oder gesell-
schaftlichen Kontext sie sich befinden. Die 
Bewegung „Freies Deutschland“ bewies, 
daß es möglich ist, eine antifaschistische 
Sammelbewegung aufzubauen und mit ihr 
zusammen einen sozialistischen Staat zu 
errichten.
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Pogrom 1938. Das Gesicht in der Menge …

Das Pogrom fand in etwa 2000 Ortschaften 
statt, also überall in Deutschland, auch im 

kleinsten Kaff. Beauftragt und begangen von 
den staatlichen Autoritäten und den von ihnen 
Beauftragten, vielerorts begafft von aufgehetz-
ten Zuschauern, „ganz normalen“ Bürgern.
Die Auftraggeber des Pogroms garnierten es 
mit der verniedlichenden Sprachregelung „Kris-
tallnacht“. Mit dem Wort wurde suggeriert: Es 
ist nicht wirklich was geschehen … nur ein paar 
Fenster sind zu Bruch gegangen. Eine Bagatelle 
also. Aber: Es ging unendlich viel mehr zu Bruch 
als Glas.
Das deutsche Pogrom war ein Großmanöver, 
wenn auch nicht eins der Militärs. Zivilisten 
statt Soldaten. Ein Stimmungstest, ein Test-
lauf der Mordmaschinerie. Er gelang überra-
schend gut. Hätten die Deutschen sich 1938 
gegen das gewehrt, was den Juden – immerhin 
ihren Landsleuten und Mitbürgern – angetan 
wurde, dann wäre es vielleicht zur Shoah nicht 
gekommen. Es begann mit verbrannten Synago-
gen. Es endete mit Öfen und verbrannten Men-
schen. Das Pogrom von 1938 ebnete den Weg 
nach Auschwitz und zum Holocaust. Für den 
Holocaust war das Pogrom von 1938 die Initi-
alzündung. Von da an war das Große Grauen 
akzeptabel. 
Mein erster Besuch in Auschwitz im Jahr 1966 
dauerte zwei Wochen. Die anderen Lager 
hatte ich zuvor aufgesucht. Ein älterer Herr 
aus Frankreich, vormals Häftling, führte mich 
durchs „Kanada“ genannte Effektenlager der 
Nazi-Schergen: Taschen, Haare, Zähne, Bril-
len, Koffer, Bürsten, Kämme, Schuhe, Wäsche … 
bergeweise. 
So ist also Auschwitz – als das 1938 noch nicht 
formulierte Endziel des Pogroms – auch ein 
Grund für dieses Buch. Das Wort Auschwitz 
steht als pars pro toto für eine ganze Begriffs-
welt sowie für die anderen Lager, für Treblinka 
und Majdanek, für Chelmno und Groß Rosen. 
Für den nicht vorstellbaren Mord an 15 Millio-
nen Menschen zwischen Berlin und Moskau. Für 
die Vernichtung des Judentums und der galizi-
schen Kultur. Für die Mordanstalten, die wie 
Turbinen effizient für Durchsatz sorgten. Ausch-
witz: der Tiefpunkt der Geschichte, der Inbegriff 
des Bösen. Eiskalt, höllenheiß.

Der lange Marsch nach 1968 

1955 sah ich in der Maison de France Alain 
Resnais’ Film „Nuit et Brouillard“ („Nacht und 
Nebel“, Musik: Hanns Eisler, Text: Paul Celan). Er 
zeigt die Häftlinge von Auschwitz, wie sie eng-
lische Kriegsberichter in Bergen-Belsen vorfan-
den. Ein zutiefst verstörender Film. Entsetzliche 
Bilder. Auf mich wirkten sie geradezu vernich-
tend. Er überstieg meine Fassungskraft. Ich 
hatte mir zuviel zugemutet. Im Alter von fünf-
zehn kann keiner das maßstablose Grauen see-
lisch verarbeiten. Kenntnis des Geschehens von 
Auschwitz war damals kaum verbreitet, man 
sprach nicht davon, nicht privat und öffentlich 
schon gar nicht. Auschwitz war tabu. Meine 
Mutter allerdings sprach gar nicht selten von 
Auschwitz – aber so, als stünde Auschwitz uns 
erst noch bevor. Das Verhängnis hing über uns 
wie eine schwarze Wolke: Eines Tages würde sie 
über uns kommen und uns restlos verbrennen.

Nach Resnais’ Film vermutete ich in jedem 
erwachsenen Deutschen einen Täter. Einen 
derer, die in Auschwitz an der Rampe stan-
den, die den halb Vernichteten die letzte Habe 
nahmen und sie zur Entlausung führten. Jeder 
Deutsche konnte einer dieser unbestraften 
Massenmörder sein und darauf warten, erneut 
loszuschlagen. Letztlich führte dies zu dem Ein-
druck, daß ich in einem Land voll unbestrafter 
Schwerverbrecher aufwuchs. Was man peu à 
peu erfuhr, schien dies durchaus zu bestätigen. 
Ist man jung, genügt der Eindruck. Man fragt 
nicht nach Hintergründen.
Mein Eindruck war, die Mörder liefen alle 
unbehelligt umher. Wolfgang Staudte drehte 
damals seinen Film „Die Mörder sind unter 
uns“. Das Leben der Mörder, die er meinte: es 

war ausgesprochen komfortabel. Gutes Leben, 
gute Versorgung, hohe Ämter und Pensionen. 
Ungeniert trugen sie ihr völlig ungetrübtes 
Gewissen zur Schau. Sie redeten sich stets 
heraus.
Bei der Justiz stießen sie auf ungemein viel 
Verständnis und Entgegenkommen. Man bot 
ihnen die Ausrede des „Befehlsnotstands“. 
Demzufolge waren die Täter in einer Notlage, 
nicht etwa ihre Opfer. Für die Opfer hatten 
deutsche Richter kein Verständnis. Was sie 
berichteten, galt als übertrieben, unbeweis-
bar oder erfunden. Das überraschte nicht: Die 
(west-)deutsche Nachkriegsjustiz bestand aus 
den Rechtsbrechern des „Dritten Reichs“. Die 
Täter wurden fast nie verurteilt. Wollte man 
die Gesamtdauer der dann doch verhängten 
Haftstrafen durch die Zahl der Angeklagten 
teilen: Es wären allenfalls Minuten. Pro Mord 
zwei Minuten Haft. Die ohnehin halbherzigen 
Versuche zur Bestrafung gingen in zu vielen 
Fällen fehl. Meine Generation erfüllte dies mit 
tiefer Bitterkeit und Wut. Es belegte, daß man 
im Westen – nicht aber in der DDR – Gnade 
vor Recht ergehen ließ. Oder anders: daß man 
klammheimlich einverstanden war. In den 

Sechzigern brachen endgültig die Dämme, die 
die Tätergeneration zu ihrem Schutz errichtet 
hatte. Dies und nichts anderes initiierte die 
Ereignisse der Sechziger, die man als „68“ eti-
kettiert. Ihr Auslöser war der Zorn der frühen 
Nachkriegsjahre. Der Höhepunkt von 1968 war 
die bravouröse Mannestat von Beate Klars-
feld. Die mutige Beate tat schlicht und einfach 
das, wozu den Kindern der Täter immer noch 
der Mut fehlte: dem Repräsentanten der Deut-
schen (nicht dem Herrn K.) in effigie eine rein-
zuhauen. Ganz einfach, und doch so schwierig. 
Und so wirksam …

Erinnerung: An was, wozu?

Mein Anlaß für dieses Buch liegt in der aktu-
ellen Gegenwart, in Beobachtungen auf der 
Jubelfeier zum 25. Jahrestag des Falls der 
Mauer. Feierlichst am Brandenburger Tor 
begangen, unter Lichtdomen à la Speer. Die 
Eventmanager ließen sich was einfallen. Sie 
soufflierten einen Jubelschrei: „Wir sind das 
glücklichste Volk der Erde!“ Alle brüllten. Ich 
war vermutlich nicht der einzige, dem die rezi-
proke Analogie zu denken gab. Überglücklich? 
Jetzt vielleicht. Doch hat eben dieses Volk nicht 
ein anderes zum allerunglücklichsten Volk der 
Erde gemacht? …
Wie anders war das alles an dem Tag in Char-
lottenburg: Auf allen Stolpersteinen brann-
ten still die Kerzen. Man hielt betreten inne, 
man verstummte. Das war die Macht der lei-
sen Töne. Schweigen taten auch die deutschen 
Massenmedien. Aber anders: Sie verschwiegen, 
daß der Tag des Mauerfalls auch der Tag des 
Pogroms von 1938 war.
Wieso muß man sich, bald ein Jahrhundert spä-
ter, noch immer mit jenen scheußlichen Ver-
brechen befassen? Es gibt viele Antworten, ich 
gebe eine: Ich wohne in Charlottenburg, dort 
bin ich geboren. In der Pestalozzistraße, acht 
Minuten von uns entfernt, befindet sich die 
Synagoge. Man entdeckt sie, wenn man mit 
den Blicken nach ihr sucht. 1938 wurde auch 
sie angezündet.
Die Feuerwehr, beim Pogrom nur allzuoft 
der fachmännische Brandstifter: Hier tat sie 
einmal, was sie zu tun hat – sie löschte die-
ses Feuer. Nicht etwa, um die Synagoge, son-
dern umliegende Häuser zu schützen. 1947 
wieder eingeweiht, wird die Synagoge heute 
von Polizei, von Stacheldraht und einer Mauer 
geschützt. Hier ist die Mauer nicht gefal-
len. Dieser Anblick läßt mich daran denken, 
daß in Deutschland etwas immer noch nicht 
stimmt. Leider kann man immer noch nicht 
damit rechnen, daß sich die Gründe für das 
Gedenken mit dem wachsenden Zeitabstand 
vermindern oder gar verschwinden. Nein: Sie 
vermehren sich derzeit. Trotz überzeugender 
Beweise gibt es weiter die Behauptung einer 

„Auschwitzlüge“. Eine „Pogromlüge“ wird nach 
der Lektüre dieses Buches nicht mehr mög-
lich sein. Die schwarze Wolke schwebt noch 
heute über uns.

Gekürzt aus M. Ruetz / A. Köppe: Pogrom 1938. 
Das Gesicht in der Menge. Bilddokumente und 
Augenzeugenberichte zum 9. Nov. 1938. Nimbus-
Verlag, Wädenswil 2018, 144 S., 29,80 € 

Brand der Siegener Synagoge,  
10. November 1938
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Antifaschismus war in der DDR nicht nur verordnet / Gespräch mit Hans Bauer

„Manche junge Menschen sahen keine Perspektive“
Sie kommen aus einfachen Verhältnissen und 
waren mehr als 20 Jahre lang Staatsanwalt in 
der DDR. Wie kam es dazu?
Meine Mutter war Spinnerin und hat mich 
1941 zur Welt gebracht. Mein Vater starb sechs 
Jahre später. Nach dem Abitur bin ich 1959 frei-
willig zur NVA (Nationalen Volksarmee, jW) 
gegangen, und weil ich mich schon früh für Kri-
minalistik interessierte, bewarb ich mich unter 
anderem für ein Jurastudium. Als ich noch in 
der Armee war, bekam ich meine Zulassung 
und studierte von 1961 bis 1965 Rechtswis-
senschaften. Von 1966 bis zum 3. Oktober 1990 
war ich Staatsanwalt auf verschiedenen Ebe-
nen: beim Kreis, beim Bezirk und dann bei der 
Generalstaatsanwaltschaft. Diese Entwick-
lung eines Arbeiterkindes und die Brechung 
des bürgerlichen Bildungsprivilegs – auch das 
war ein Stück DDR.

Was haben Sie vom Umgang mit der Nazizeit mit-
bekommen?
In der Familie hat es keine Verherrlichung der 
Nazizeit gegeben. Auch in Kunst und Litera-
tur wurden Faschismus und Judenverfolgung 
eindrucksvoll aufgearbeitet. Filme wie „Die 
Mörder sind unter uns“ oder „Die Abenteuer 
des Werner Holt“ haben mich tief geprägt. In 
der DDR hatten wir exzellente Faschismusfor-
scher wie Kurt Gossweiler, Kurt Pätzold oder 
Walter Bartel. Das waren Leute, die die Ursa-
chen des Faschismus ergründet haben. Dies 
verstehen zu wollen entsprach unserem wis-
senschaftlichen Anspruch und orientierte sich 
auch am Buchenwald-Schwur: Nicht ruhen, bis 
der Faschismus mit seinen Wurzeln ausgerot-
tet ist.

Welche Prozesse gegen Nazis sind Ihnen in Erin-
nerung geblieben?
Der prominenteste fand 1963 vor dem Obers-
ten Gericht der DDR gegen Hans Globke, rechte 
Hand von Bundeskanzler Konrad Adenauer, 
CDU, und Kommentator der Nazirassengesetze 
statt – in Globkes Abwesenheit. Auch andere 
Naziprozesse in der DDR, die anfangs vom 
Innenministerium, MdI, und später vom Minis-
terium für Staatssicherheit, MfS, angestoßen 
wurden, sind öffentlich diskutiert worden. Bei-
spielsweise der gegen Heinz Barth, den Mörder 
von Oradour-sur-Glane, 1983 vorm Stadtge-
richt Berlin, oder der gegen den Kriegsverbre-
cher Lothar Henry Schmidt vorm Dresdener 
Bezirksgericht 1987. Das letzte Verfahren war 
1989 vorm Bezirksgericht Rostock. Am Ende 
hatte die DDR-Justiz etwa 13 000 Verurtei-
lungen ausgesprochen, die der BRD weniger 
als 7000.

Wurde bei der Strafverfolgung mit anderen Staa-
ten kooperiert?
Wir versuchten, Beweismaterial und Infor-
mationen anderer Staaten zu bekommen. So 
haben wir uns um ein Rechtshilfeabkommen 
mit der BRD bemüht. Doch die haben sich bis 
zum Schluß geweigert. Aber DDR-General-
staatsanwalt Josef Streit hatte Kontakt zum 
hessischen Generalstaatsanwalt Fritz Bauer. 

Beide waren Opfer der Nazis. So konnten meh-
rere Staatsanwälte von uns nach Frankfurt 
am Main reisen und Unterlagen übergeben, 
die auch im Auschwitz-Prozeß genutzt wur-
den.

Was motivierte und wie erfolgte die Verfolgung 
von Naziverbrechen?
In der DDR wurde eine Arbeitsgruppe unter 
Albert Norden, Mitglied des Politbüros der 
SED, gebildet, die sich mit den Nazis in der BRD 
befaßte. Im Ergebnis entstand das bekannte 
und noch aktuelle „Braunbuch“ von 1965.
Der Rechtswissenschaftler Christiaan F. Rüter 
aus Amsterdam hat die Verfolgung für beide 
deutschen Staaten nach 1945 auf das „Unsere-
Leute-Prinzip“, wie er es nannte, zurückge-
führt. Er hat vor einigen Jahren verglichen, 
wie BRD und DDR vorgegangen sind, und hat 
Urteile inklusive Begründungen ausgewertet. 
Dieses Prinzip greift bis heute und verhin-
derte erfolgreich die Verfolgung von Nazi- und 
Kriegsverbrechen in der BRD. Rüter konsta-
tiert für die DDR richtigerweise, daß maßgeb-
liche Kreise sich aus Gegnern des Naziregimes 
rekrutierten, die nach Kriegsende aus KZ, 
Zuchthaus und Exil zurückkehrten.

Nach wie vor werden SS-Angehörige und andere 
Mittäter in der BRD vor Gericht gestellt. Wie 
bewerten Sie das?
Es ist richtig, denen den Prozeß zu machen. 
Aber es ist im Vergleich zu den vielen, die man 
in der alten BRD nicht verfolgt hatte, eher ein 
Feigenblatt. Erst 2011 wurde mit Demjanjuk 
nach nunmehr geänderter Rechtsauffassung 
jemand verurteilt, weil er in der Buchhaltung 
eines KZ gearbeitet hatte. Damit wurden auch 
die mit administrativen Aufgaben Betrauten 
als Mittäter verurteilt. Die Haupttäter hatte 
man weitestgehend von der Verfolgung ver-
schont.

Wurde es in der DDR für möglich gehalten, daß 
der Faschismus wiederbelebt werden könnte?
Wir waren zur Wachsamkeit aufgerufen. Aber 
es herrschte die Überzeugung, daß es in unse-
rer Gesellschaft nicht wieder passieren kann. 
Vom einfachen Rowdytum über faschistische 
oder rassistische Äußerungen und Symbole, 
Verherrlichung von Faschismus und Militaris-
mus bis hin zur rassen- und staatsfeindlichen 
Hetze – strafrechtlich war das alles geregelt. 
Aber diese Überzeugung, wonach es bei uns 
keinen Boden für solche Ideologien gibt, ließ 
uns unvorbereitet gegenüber dem, was sich in 
den 80er Jahren zu entwickeln begann.

Was hat die Analyse dieser Anfänge ergeben?
Da war der Einfluß der Westmedien auf die 
Jugend, später die zunehmende Einreise von 
Neonazikadern in die DDR. Als gesellschaft-
lich relevantes Problem wurde das erst ab 
Mitte der 80er gesehen. Da waren diese Grup-
pen groß und vernetzt genug, daß ein Umden-
ken einsetzen mußte. Der Höhepunkt war der 
Angriff auf ein Konzert in der Berliner Zions-
kirche 1987.

Welche Versäumnisse gab es?
Zum einen haben wir über die neuen Erschei-
nungsformen nicht groß öffentlich berichtet, 
was in der allgemeinen Medienpolitik begrün-
det war. Nicht, weil nicht sein kann, was nicht 
sein darf – wie der Vorwurf aus dem Westen 
lautet. Wir haben uns sehr genau überlegt, 
was in die Öffentlichkeit geblasen wurde und 
was nicht. Es hätte schließlich auch Anregung 
für Nachahmer sein können.

Mit welcher Strategie wurde den Neonazis 
begegnet?
Es gab unterschiedliche Positionen, wie vor-
zugehen sei. Auch deshalb wurde verspätet 
reagiert. Einzelne wollten mit den Fällen nicht 
an die Öffentlichkeit, andere wollten es nicht 
wahrhaben. Es ging uns um eine gesamtgesell-
schaftliche Strategie. Dazu kam es nicht mehr.

Wie sahen Sie das damals?
Es lag für die Justiz auf der Hand, Härte gegen-
über Gruppen zu zeigen, die eine faschistische 
und rassistische Kultur wiederaufleben lie-
ßen. Aber das war ein Phänomen, auf das die 
Gesellschaft eine umfassendere Antwort fin-
den mußte. Der gewisse Stillstand insgesamt 
zeigte sich auch in diesem Bereich. Manche 
junge Menschen sahen keine Perspektive. 
Auch fehlte der Funke für den weiteren anti-
faschistischen Kampf.

Und woran fehlt es heute?
Zunächst hat sich die BRD nie den Antifaschis-
mus auf die Fahnen geschrieben. Im Gegen-
satz zur DDR, in der Antifaschismus nicht 
nur verordnet war. Darüber hinaus liegt in 
der Diskriminierung vieler Menschen beson-
ders in Ostdeutschland eine Ursache. So laufen 
Leute den Rattenfängern von der AfD hinter-
her. Das ist auch Ausdruck der Frustration. 
Zumal kapitalistische Verhältnisse immer 
die faschistische Gefahr in sich bergen. Hinzu 
kommt die reaktionäre Politik in Deutschland.

Was bedeutet Antifaschismus im Jahr 2019?
An erster Stelle steht Friedensarbeit. Denn 
Kampf um Frieden ist Kampf um Antifaschis-
mus – und umgekehrt. Dazu müssen sich die 
linken Kräfte zusammenfinden. An der Basis 
muß zudem über Faschisten aufgeklärt wer-
den, damit die Leute den Rechten nicht mehr 
auf den Leim gehen. Im Osten muß der Unmut 
in der Bevölkerung von links beantwortet 
werden mit einer Perspektive für Würde und 
Anerkennung.

Hans Bauer ist Jurist und war von 1966 bis 
1990 Staatsanwalt der DDR. Er ist Mitbegrün-
der und seit 2005 Vorsitzender der Gesellschaft 
zur rechtlichen und humanitären Unterstüt-
zung (GRH). Außerdem ist er seit 2008 Vize-
präsident des Ostdeutschen Kuratoriums von 
Verbänden (OKV) und Mitglied des Vorstands 
des „RotFuchs“-Fördervereins. 

Das (red. leicht gekürzte) Gespräch mit Hans 
Bauer führte Marc Bebenroth („junge Welt“).
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Die „Amazonien-Synode“  
und die „Theologie der Erde“

„Zur Wahrheit gehört nicht nur das Resultat,  
sondern auch der Weg. Die Untersuchung der 
Wahrheit muß selbst wahr sein, die wahre 
Untersuchung ist die entfaltete Wahrheit, deren 
auseinandergestreute Glieder sich im Resultat 
zusammenfassen.“ K. Marx (MEW, Bd. 1, S. 7)

Vom 6. bis 27. Oktober fand in Rom die von 
Papst Franziskus  einberufene „Amazo-

nien-Synode“ statt. Es sollten Antworten der 
römisch-katholischen Kirche auf die riesigen 
gesellschaftlichen und ökologischen Probleme 
von Amazonien gefunden werden. Diskussi-
onsgrundlage war das von ausgewählten Theo-
logen erarbeitete Arbeitspapier „Amazonien. 
Neue Wege für die Kirche und für eine ganz-
heitliche Ökologie“, das sich in drei Teile glie-
dert: „Die Stimme Amazoniens / Ganzheitliche 
Ökologie. Der Schrei der Erde und der Armen / 
Eine prophetische Kirche in Amazonien: Her-
ausforderungen und Hoffnungen“. (Instrumen-
tum Laboris, 2019) An der Synode nahmen alle 
Bischöfe der Amazonasregion und weitere 
Bischöfe aus der ganzen Welt mit ihren Bera-
tern teil. Berichterstatter der Synode war der 
brasilianische Kardinal Cláudio Hummes aus 
dem Franziskanerorden. Vom Ansatz her war 
diese Synode eine Partikularsynode, aber weil 
Papst Franziskus sich als Internationalist des 
menschlichen Miteinanders über die Dialek-
tik von Reich und Arm betätigt, war die Syn-
ode ökumenisch und der römisch-katholischen 
Gesamtkirche verpflichtet. 
Amazonien umfaßt etwa 7,5 Millionen Quad-
ratkilometer der nördlichen Hälfte von Süd-
amerika. Zu den etwa 22 Millionen Menschen 
in der Region Amazonien, das sich über neun 
Länder (Brasilien, Bolivien, Kolumbien, Ecua-
dor, Guayana, Peru, Surinam, Venezuela und 
Französisch Guayana) erstreckt, gehören 
annähernd drei Millionen Indigene. Allein im 
brasilianischen Teil von Amazonien leben etwa 
150 verschiedene indigene Völker. Amazonien 
ist schon lange nicht mehr von einer „Chine-
sischen Mauer“ umgeben. 1946 schrieb Max 
Frisch (1911–1991), der Globus sei „ausgemes-
sen ein für alle Mal, eine Kugel, die handlich auf 
dem Schreibtisch steht: ohne die Räume der 
Hoffnung“. (Frisch, 1946)  Amazonien ist „aus-
gemessen“, das riesige Waldgebiet mit seiner 
Biodiversität und seinen mineralischen Schät-
zen ist zu einer „Maschine zum Geldschlagen“ 
(Marx, 1847) geworden. Alles Leben von Ama-
zonien wird mit seinen Einwohnern durch die 
der kapitalistischen Raubökonomie innewoh-
nenden Gier und Gewalt geschändet.      

Mörderische Vergangenheiten 

Weltweit sind die Vergangenheiten der rö-
misch-katholischen Kirche reale Ketten, 
die sie nur mühsam und immer wieder von 
Rückschlägen begleitet abstreifen kann. In 
Lateinamerika war die Kirche Komplize der 
Kolonisatoren, und „diese Komplizenschaft 
hat die prophetische Stimme des Evange-
liums erstickt“ (Instrumentum Laboris). 
Es gab in der lateinamerikanischen Kirche 

Ausnahmen von christlich denkenden Erneu-
erern und Nonkonformisten, viel zu wenige, 
aber es gab sie. Geistliche wie Alonso de San-
doval SJ (1576–1652) oder der als „Apostel 
der Sklaven“ geltende Petrus Claver SJ (1580–
1654) haben sich verbindlich auf die Seite der 
Sklaven und Indigenen gestellt. Als Prophet 
und Befreiungstheologe hat sich der Domi-
nikaner und Bischof Bartolomé de Las Casas 
(1474–1566) für die Indianer eingesetzt. (Gri-
gulewitsch, 1976) Die Schriften von Las Casas 
waren im Spanien des mörderischen Franco-
Regimes, das von Papst Benedikt XVI. durch 
Seligsprechung von faschistischen Klerikern 
noch im nachhinein rehabilitiert worden ist, 
verboten. Die Zeitschrift „jesuiten weltweit“ 
datiert in diesem Jahr ihren Aufruf zum Spen-
den und Helfen für den Amazonas am Todes-
tag von Las Casas (17. Juli). Las Casas hat drei 
Jahrhunderte vor Karl Marx die Dialektik von 
Herren und Sklaven, von Reichtum und Armut 
analysiert. Er berichtet authentisch, wie 1512 
der Kazike Hatuey vor seiner Verbrennung 
von einem Franziskanermönch gefragt wurde, 
ob er sich taufen lassen wolle, um in den „Him-
mel“ zu kommen. Hatuey fragte zurück, ob 
denn dort Christen seien. Der Franziskaner 
bejahte, worauf Hatuey erwiderte, er wolle 
lieber in die „Hölle“, weil er im „Himmel“ nicht 
derart grausame Menschen, wie sie die Chris-
ten sind, begegnen wolle. In seinem Testament 
schreibt Las Casas: „Gott hat mich ohne mein 
Verdienst als seinen Diener auserwählen wol-
len, um einzutreten für diese vielen Völker 
und Menschen, die wir Indios nennen […], um 
sie zu befreien vom grausamen Morden, das 
ihnen angetan wird.“ (Enrique Dussel, 1979) 
Die Spanier, seit Jahrhunderten kriegserfah-
ren und mit ihren Waffen den Eingeborenen 
weit überlegen, verübten einen an unsägli-
chen Grausamkeiten nicht zu übertreffenden 
Völkermord.
Die historische Periode der Conquista, des 
Kolonialismus und des Feudalismus wurde 
seit Beginn des 19. Jahrhunderts abgelöst von 
der Periode der formal unabhängigen latein-
amerikanischen Nationen. Noch Papst Pius 
VII. (1742–1823) hat in einer Enzyklika (1816) 
die Unabhängigkeitsbestrebungen der Völker 
Lateinamerikas verurteilt. Der einheimische 
Kapitalismus in Lateinamerika ist von den 
Interessen der offensiv imperialistischen Staa-
ten, insbesondere der USA, geprägt. Der Boden 
der Entwicklungsländer ist in Lateinamerika 
wie in Afrika auf Kosten der kleinbäuerlichen 
Bevölkerung zu einem Investmentprojekt der 
Reichen geworden. Auch wenn die Dimensio-
nen riesig sind, sind sie historisch vergleich-
bar mit jenen, die sich seit der Mitte des 19. 
Jahrhunderts mit dem Abbau der Steinkoh-
levorkommen und der damit verbundenen 
Industrialisierung im verhältnismäßig gro-
ßen Ruhrgebiet ergeben haben. 
Die Thyssen & Krupp etc. haben ihren Reich-
tum ohne jede Rücksicht auf die Gesundheit 
von Generationen der einheimischen Bevöl-
kerung angehäuft. Der in einem deutschen KZ 

umgekommene Österreicher Jura Soyfer hat in 
der „Arbeiter-Zeitung“ 1932 über das Reich 
der „Deutschen Schlotbarone“ geschrieben 
und darüber, „wie die katholischen Pfarrer in 
den rußgeschwärzten Kirchen dieses Reviers 
frommen Bergleuten und ihren Frauen pre-
digen“, aber „die Schöpfer der Welt zwischen 
Dortmund und Duisburg thronen nicht auf 
Wolken, sondern auf Aktienpaketen“. 
Die Empathie für die indigenen Völker ist ver-
ständlicherweise eine andere als jene für das 
als „Herrenvolk“ mörderische Kriege führende 
deutsche Volk. Wenn Marx über die britische 
Herrschaft in Indien schreibt, daß der Verlust 
der alten Welt, ohne daß eine neue gewonnen 
worden wäre, „dem heutigen Elend des Hindu 
eine besondere Note von Melancholie“ gibt, 
trifft das umgekehrt genauso auf die indige-
nen Menschen zu. (Marx, 1853) Erst die revo-
lutionären ökonomischen und politischen 
Kämpfe der sich aufgrund der ökonomischen 
Existenzbedingungen mit ihren gemeinsamen 
Interessen konstituierenden Arbeiterklasse 
ermöglichten deren Überleben mit erkenn-
baren Perspektiven. Die Kirche ist in diesem 
Prozeß nicht nur abseits gestanden, sie war 
vielmehr Teil des ideologischen Herrschafts-
apparats der bürgerlichen Gesellschaft.       
Der Sieg der kubanischen Revolution mit Fidel 
Castro (1926–2016) bedeutete seit 1959 für 
die immens reiche katholische Kirche in ganz 
Lateinamerika eine riesige, aber fruchtbare 
Herausforderung. Kuba war Agrarland mit 
überwiegend bäuerlicher Bevölkerung. Die 
Agrarreform gehörte zu den ersten Gesetzen 
nach dem Sieg der Revolution. Ausländischer 
und kubanischer Großgrundbesitz über 400 ha 
wurde enteignet, die Entschädigung der Besit-
zer erfolgte mit einer Laufzeit von zwanzig Jah-
ren gemäß der Steuererklärung. Rund 100 000 
Landarbeiter bekamen ein Stück Land, von 
dem sie leben konnten. Die kubanische Revo-
lution stützte sich auf die Kleinbauern. Auf 
resultierende Probleme hat schon Friedrich 
Engels (1820–1895), aber auch Mao Tse-tung  
(1893–1976) aufmerksam gemacht. Castro hat 
als Marxist, wie in seinen Gesprächen mit Frei 
Betto deutlich wird, große Achtung vor Gläu-
bigen gehabt. Dem revolutionären Marxismus 
in Lateinamerika war Christenfeindlichkeit 
fremd. (Frei Betto / Fidel Castro 1986)
Die alte Kolonialkirche Kubas begann „in einer 
neuen Epoche des christlichen Glaubens“ zu 
leben. (Casaldáliga, 1989) Das II. Vatikani-
sche Konzil mit Papst Johannes XXIII. (1881–
1963) und Paul VI. (1897–1978) hat auf diese 
Entwicklung fortschrittlich reagiert und die 
bisherigen vatikanischen Verurteilungen von 
gemeinschaftlichen Volksprozessen gelockert. 
Der „Katakombenpakt“ (1965), unterschrieben 
von 57 Konzilsbischöfen, will, daß die Kirche 
als dienende Kirche die „Option für die Armen“ 
wahrnimmt. (Arntz, 2015) Für Jon Sobrino SJ 
(*1938) wird in der sich daraus entwickeln-
den Theologie der Befreiung die Nachfolge von 
Jesus historisch konkret verwirklicht, „weil es 
nicht um irgendein Folgen geht, sondern darum, 
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das Leben Jesu zugunsten der Opfer und gegen 
deren Henker neu hervorzubringen“. (Sobri-
no SJ, 2008) 
Die Dokumente von Medellín (1968) mit ihrem 
öffentlichen Schuldbekenntnis, die der Tra-
dition der Hierarchie widersprechende Ent-
wicklung des konservativen Erzbischofs Óscar 
Romero (1917–1980) hin zum „Propheten einer 
Kirche der Armen“ (Maier SJ, 2015), als welcher 
er ermordet wurde, und das Treffen in Puebla 
(1979) mit der „Entscheidung für die Armen“ 
sind ohne den revolutionären Einfluß aus Kuba 
nicht denkbar. 1983 eröffnete die brasiliani-
sche katholische Kirche mit Erzbischof Helder 
Câmara (1909–1999) eine Kampagne „Brüder-
lichkeit“, die sich für die Unterdrückten und 
Entrechteten und gegen jede Form der Rassen-
diskriminierung einsetzte. Papst Johannes Paul 
II. (1920–2005) und sein deutscher Nachfol-
ger Benedikt XVI. nahmen dagegen bei allen 
Widersprüchen Partei für die „Zivilisation des 
Reichtums“. Beide drangsalierten im Bünd-
nis mit dem Pentagon die sich in Lateiname-
rika festigende Theologie der Befreiung. Im 
Arbeitspapier gelten beide Päpste als Auto-
ritäten, während die Theologen der Befrei-
ung unterschlagen werden. Von diesen sind 
vor dreißig Jahren in El Salvador Ignacio Ella-
curía SJ (1930–1989), Ignacio Martín-Baró SJ 
(1942–1989), Segundo Montes Mozo SJ (1933–
1989), Amando López Quintana SJ (1936–1989), 
Juan Ramón Moreno Pardo SJ (1933–1989) und 
Joaquín López y López SJ (1918–1989) von US-
Henkersknechten als „Kommunisten“ ermor-
det worden (16. November 1989).

Renaissance der Theologie der Erde 

Als ein Zweig der kaum noch existenten und 
von der europäischen „Theologie des Oppor-
tunismus“ intellektuell akademisch abgetane 
Theologie der Befreiung ist die Theologie der 
Erde einzuschätzen. Sie ist in Lateinamerika 
seit den 80er Jahren auf der Suche nach Alter-
nativen im Umfeld des damaligen Jesuiten-
provinzials Jorge Mario Bergoglio SJ, seit 2013 
Papst Franziskus, entwickelt worden. Der bra-
silianische Benediktiner Marcelo de Barros 
Souza (*1944) und der argentinische, seinen 
Provinzial eher herausfordernde Jesuit José 
Luis Caravias SJ (*1935), der im Chacogebiet 
eine Gewerkschaft der Holzfäller gegründet 
hat, haben diese Theologie der Erde im deut-
schen Sprachraum bekanntzumachen ver-
sucht. (de Barros Souza/Caravias 1990) Hans 
Küng (*1928), der in seinen Erinnerungen mit 
zurückhaltender Sympathie von der Befrei-
ungstheologie und über seine Korrespondenz 
mit Gustavo Gutiérrez (*1928) schreibt, kennt 
die Theologie der Erde nicht. (Küng, 2014) Der 
für Christen verständliche Wunsch nach Spiri-
tualität und innerlicher Brüderlichkeit wird in 
der Theologie der Erde verbunden mit der zum 
Handeln antreibenden Einsicht, daß Reichtum 
und Armut in einem dialektischen Verhältnis 
zueinander stehen. Für Barros OSB und Cara-
vias SJ ist der Glaube also eine konkrete Sache, 
und sie erinnern an Che Guevara (1928–1967), 
der die Tapferkeit der Revolutionäre mit ihrer 
Zärtlichkeit verbindet und aufgerufen hat, mit 
Liebe zu kämpfen. Sie beschreiben die Konzen-
tration von Agrarflächen durch riesige Mono-
pole auf Kosten der mit Hilfe von Paramilitärs 
vertriebenen kleinbäuerlichen Landfamilien, 

die an den Randzonen der Großstädte ums 
nackte Überleben kämpfen. Ihre Theologie der 
Erde inspiriert Papst Franziskus bei seiner For-
derung nach einer „ganzheitlichen Umkehr“ hin 
zum Menschen als Teil der Natur. Es gelte „die 
persönliche und gesellschaftliche Komplizen-
schaft mit den Strukturen der Sünde zu erken-
nen“, Informationen zu demaskieren, „die eine 
despotische Herrschaft über die Ortsansässi-
gen ausüben und den Schmerzensschrei der 
Erde und der Armen ignorieren“ (Instrumen-
tum und Laudato Si).  

Ganzheitliche Ökologie 

„Instrumentum Laboris“ greift viele komplexe 
Aspekte der Welt auf, wie Papst Franziskus das 
in seinen beiden Enzykliken „Evangelii Gau-
dium“ (2013) und „Laudato Si“ (2015) getan 
hat. Das Wirken eines Gottes wird ohne kon-

krete Erläuterung in Beziehung zu unserem 
Globus gesehen, „die Anwesenheit des Bösen“ 
wird allerdings auf verschiedenen Ebenen iden-
tifiziert: „Kolonialismus (Herrschaft), öko-
nomistische Marktideologie, Konsumismus, 
Utilitarismus, Individualismus, Technokra-
tie und Wegwerfkultur“. Durchgehend wird 
der Begriff von „ganzheitlicher Ökologie“ so 
verwendet, wie das Papst Franziskus in sei-
ner Enzyklika „Laudato Si“ (2015) getan hat. 
Ökologie wird nicht vom Gemeinwohl abge-
trennt, beides bedarf progressiver Lösungen, 
wofür sich das Arbeitspapier ausspricht. Der 
Berliner Marxist Herbert Hörz (*1933) sieht 
das genauso: „Es gilt antiökologisches Profit-
streben anzuprangern und Gesellschaftskritik 
an der sozialen Ungerechtigkeit mit anschauli-
chen, realisierbaren und von vielen Menschen 
geforderten Idealen einer zukünftigen huma-
nen Gesellschaft zu verbinden, damit Wis-
senschaft alle ihre Potenzen zum Wohle aller 
Glieder soziokultureller Einheiten entfalten 
kann.“ (Hörz, 2018)
Der in Vorarlberg aufgewachsene und nach 
seiner Ausbildung in Salzburg in der römisch-
katholischen „Kongregation der Missionare 
vom Kostbaren Blut“ (CPPS) ab 1965 als Mis-
sionar in Brasilien wirkende Erwin Kräutler 
(*1939) hat an den Vorbereitungen zur Amazo-
nas-Synode mitgewirkt. Kräutler hat im selben 

Jahr wie Ellacuría SJ in Österreich mit dem Stu-
dium der Theologie begonnen (1958/1959), 
Kräutler in Salzburg, Ellacuría SJ in Innsbruck. 
Von 1981 bis 2015 war Kräutler der von Johan-
nes Paul II. ausgewählte und ernannte Bischof 
der brasilianischen Amazonas-Region Xingu. 
Kräutler hat in seinem Zimmer sicher nicht 
das Porträt des kolumbianischen Priesterre-
volutionärs Camilo Torres Restrepo (1929–
1966) hängen. Sein Andachtsbild kann „Unsere 
Liebe Frau von Fàtima“ sein, aber er hat sich 
für den Schutz der Eingeborenen persönlich 
exponiert und wurde von Schergen der herr-
schenden Klasse tätlich bedroht. Sein von ihm 
selbst dargestelltes Wirken macht deutlich, daß 
ihm als Bischof aber das Verständnis für die 
Theologie der Befreiung fehlt. Selbst die von 
Papst Franziskus eingeforderte Parteinahme 
für die Armen hat er nicht zu Ende gedacht. In 
der entscheidenden Klassenfrage bleibt Kräut-
ler so wie Johannes Paul II. Antirevolutionär, 
Antikommunist und ein für unsere durchka-
pitalisierte Welt letztlich nützlicher Bischof. 
Caravias SJ muß die Schlußfolgerung ziehen, 

„daß es in Lateinamerika keinen demokrati-
schen Fortschritt gibt. Wir sind heute stärker 
unterdrückt als zur Zeit der Diktaturen, aber 
mit anderen Mitteln: Gewalt mit wenig auf-
fälliger, aber um so wirksamerer Wut. Es ist 
keine Angst mehr, die uns lähmt, sondern die 
Entfremdung. Und die großen Eigentümer sind 
nicht mehr auf der nationalen Ebene, sondern 
auf der globalen.“ (Caravias SJ, 2019)
Kräutler schreibt in seinem Buch „Habt Mut!“ 
mit dem Bibelzitat „Wer das Schwert zieht, 
wird durch das Schwert umkommen“ (Mt 26, 
542) als „Lebensregel“ fest: „Absolute Gewalt-
losigkeit ist ein Grundauftrag nicht nur der 
Bibel, sondern jeder ernsthaft humanistischen 
Lebensführung.“ (Kräutler, 2016) Kräutler ist 
im Einvernehmen mit Kardinal Hummes OFM 
(*1934), der appelliert, sich nicht zu ergeben: 

„Wir müssen Unwillen zeigen, nicht gewaltsam, 
aber doch auf entschiedene und prophetische 
Weise.“ (Spadaro/Hummes 2019)
Mit Bibelpassagen läßt sich auch ein revolutio-
näres Gedankengut so begründen, wie das Ger-
rard Winstanley (1609–1676) getan hat. Der 
marxistische Rechtsphilosoph Hermann Klen-
ner (*1926) hat immer wieder darauf aufmerk-
sam gemacht, wie sich, wenn es konkret wird, 
die Gegensätze in Raum und Zeit stoßen. (z. B. 
Klenner, 2004)  Ohne Bibelzitat läßt Kräutler 
die Armen auf seine Fata Morgana am Hori-
zont schauen: „Sie [d. s. die Armen] allein haben 
keine Chance, sich zu wehren, wenn sie von 
ihren Gebieten vertrieben werden, weil man 
Soja anbauen will oder weil es um den Abbau 
von Bodenschätzen geht. Es braucht Menschen, 
die sie unterstützen. Ich bin überzeugt, daß es 
die indigenen Völker ohne die katholische Kir-
che und ohne den Bischöflichen Rat für die Indi-
genen Völker nicht mehr gäbe.“ Kräutler sieht 
es als Aufgabe der Katholischen Kirche an, den 
Indios bei ihren Vorsprachen beim National-
kongreß „logistischen und juridischen Beistand 
zu leisten und sie mit unseren Rechtsanwäl-
ten und anderen Sachverständigen zu unter-
stützen“. (Kräutler, 2016) Kräutler verlangt 
von den Enteigneten, sich in das herrschende 
Rechtssystem, das mit seinen Gesetzen die Ent-
eignung und den damit einhergehenden Terro-
rismus ermöglicht, unterwürfig einzugliedern.  
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Papst Franzis-
kus mit Indi- 
genen aus dem 
Amazonas-
gebiet

Dem Bauern Wang Lung läßt Pearl S. Buck 
(1892–1973) von einem Missionar das 
gezeichnete Bild des gekreuzigten Jesus erklä-
ren: „Der Tote da, das seid ihr“, verkündet 
der junge Lehrer, „und der feiste Mörder, der 
auch dann noch auf euch einsticht, wenn ihr 
schon tot seid und nichts mehr davon spürt, 
das sind die Reichen und die Kapitalisten, die 
auf euch einstechen, selbst nach eurem Tod. 
Ihr seid arm und unterdrückt und zwar des-
halb, weil die Reichen alles besitzen wollen.“ 
(Buck, 2014) Wegen dieser Parteinahme für 
die chinesische Revolution wurde Buck vom 

„Untersuchungsausschuß für unamerikani-
sche Umtriebe“ beschuldigt, das kommunis-
tische Programm zu befolgen. Kräutler hilft 
dagegen (so ist jedenfalls der Eindruck aus 
seinen in Österreich verbreiteten Stellung-
nahmen) mit, entstehende Volksbewegun-
gen in Amazonien zu entwaffnen und zu 
domestizieren, wenn er ihnen als alleinigen 
Ausweg empfiehlt, sich den über Amazonien 
herrschenden Rechtsverhältnissen zu unter-
werfen. Rechtsverhältnisse sind Herrschafts-
verhältnisse.
In Wendezeiten der Geschichte gilt es für 
die Theologen, sich zu entscheiden, ob einer 
Rechtsordnung, die Unrecht möglich macht, 
Folge zu leisten ist, oder ob eine Revolution zu 
Befreiung von Unrecht anzustreben ist. Ella-
curía SJ spricht über die Notwendigkeit von 
Volksbewegungen, sich von den Strukturen 
der Gewalt gemeinsam und mit revolutionär-
befreiender Gewalt zu befreien: „Wenn kein 
anderer Ausweg bleibt, wird diese revoluti-
onäre Gewalt zum bewaffneten Kampf, ohne 
deswegen terroristischer Kampf sein zu müs-
sen. Sie nimmt die Gestalt der Guerilla an, was 
dazu führt, daß Formen irregulären Krieges, 
aber darum noch nicht terroristische Kampf-
formen, eingeführt werden. Terrorismus ist 
nicht das, was die von vornherein als Terro-
risten Bezeichneten tun, sondern diejenigen 
sind Terroristen, die, in der objektiven Defi-
nition des Wortes, Terrorismus praktizie-
ren.“ (Ellacuría, 1988) Natürlich respektiert 
Ellacuría SJ die Berufung jedes einzelnen, der 
zur Lösung der Probleme von Ungerechtig-
keit und Gewalt eher friedliche Mittel anwen-
den will als gewaltsame Methoden, „so sehr 
diese unter Umständen auch ihre Berechti-
gung haben mögen“. Denn auch der Christ 
komme nicht umhin, bestimmte Formen von 
Gewalt zu akzeptieren, „sofern es sich um eine 
nicht terroristische, befreiende Gewalt han-
delt, die vor allem auf die Befreiung von dem 
Tod bezogen ist, der über die Volksmehrheiten 
in der Dritten Welt hereinbricht“. (Ellacuría, 
1988) Ellacuría SJ mußte für sein Eintreten 
den „Preis der Gerechtigkeit“ zahlen. (Jon 
Sobrino SJ, 2007)  Er wurde mit fünf Mitbrü-
dern am 16. November 1989 in El Salvador 
im Auftrag der imperialistischen Kräfte der 
USA ermordet.   

Urbane Probleme 

Weil 70 bis 80 Prozent der Bevölkerung 
Amazoniens in Städten wohnen, erörtert 
das Arbeitspapier die mit der Urbanisierung 
verknüpfte Armut und Gewalt in ihren ver-
schiedenen Ausformungen wie Prostitution, 
Menschen- und Drogenhandel oder Zerfall 
der traditionellen Familien. Wenn von den 

sehr schnell gewachsenen Städten Amazo-
niens die Rede ist, so würde sich als Bei-
spiel die am Rio Negro liegende Hauptstadt 
des brasilianischen Bundesstaates Amazo-
nas Manaus eignen, weil sich hier die barba-
rische Geschichte des Kapitalismus mit seinen 
bourgeoisen Kulissen und klassenübergrei-
fenden Innovationen innerhalb von einein-
halb Jahrhunderten zweimal abbildet. Im  
19. Jahrhundert war Manaus Zentrum des bra-
silianischen Kautschukmonopolanbaus und 
als solches innovatives Zentrum für Technik 
und Kultur. In der Mitte des 19. Jahrhunderts 
beobachtet Karl Marx, wie „das von Grund 
und Boden gewaltsam expropriierte, ver-
jagte und zum Vagabunden gemachte Land-
volk durch grotesk-terroristische Gesetze in 
eine dem System der Lohnarbeit notwendige 

Disziplin hineingepeitscht, -gebrandmarkt, 
-gefoltert“ wurde. (Marx, 1867)  Die Kaut-
schukbarone wollten sich nicht nur ihre Zigar-
ren mit Banknoten anzünden, sie wollten sich 
so wie in der Gegenwart die Profiteure des 
Elends wie die US-Milliardärs-Familie Sack-
ler mit Stiftungen Ruhm und Nachruhm in 
der bürgerlichen Welt einhandeln. Diskret 
bleibt das dem Vatikan bekannte Bankhaus 
Julius Bär, das für die Milliardengewinne aus 
Amazonien wie aus dem Kongo oder anderen 
„Entwicklungsgebieten“ diskrete Herberge 
ist. Mit Beendigung des Kautschukmono-
pols durch den in Asien möglich gewordenen 
Anbau stürzte Manaus Jahrzehnte ab. Heute 
ist die Stadt wegen der sich aus dem Raubbau 
der Amazonaswälder ergebenden Profitra-
ten der Holzkonzerne wieder eine moderne 
Großstadt, deren Handelseliten von der Frei-
handelszone nochmals Profit machen. Manaus 
ist umringt von den wachsenden Favelas der 
Vertriebenen. Kapitalismus ändert sich im 
Grundsatz nicht, der Glaube an seine Trans-
formation bleibt ein Irrglaube. 2001 wurde 
in Manaus in der renovierten, 1900 erbauten 
Oper „Die Dreigroschenoper“ von Kurt Weill 
(1900–1950) und Bertolt Brecht (1898–1956) 
mit ihrer präzisen Darstellung der Doppelmo-
ral von Geschäftemachern im gewöhnlichen 
Kapitalismus aufgeführt.

Öffnung des römischen Katholizismus 
für amazonisch-indigene Traditionen 

Caravias SJ analysiert: „Wir wissen nicht 
genau, gegen wen wir kämpfen müssen;  
wir kämpfen mit blinden Augen. Die brei- 

ten Schichten sind zerstreut und verdünnt.“ 
(Caravias SJ, 2019) In den Armenvierteln von 
Lateinamerika gewinnen die auf Empfehlung 
von Nelson Rockefeller (1908–1979) von der 
US-Strategie („Dokumente von Santa Fe“) 
zur Bekämpfung der Theologie der Befrei-
ung ermutigten und geförderten funda-
mentalistischen religiösen Organisationen 
rapide an Boden. „Instrumentum Laboris“ 
spricht von der ungeheuren Manipulati-
onskraft der imperialistischen Medien und 
von ihrer „kolonisierenden Invasion“, die zu 

„Entwurzelung und Identitätsverlust“ führt. 
Als konkretes Beispiel sei The Israel Project 
(TIP) angeführt, das die Berichterstattung 
über Israel und seine besetzten und annek-
tierten palästinensischen Gebiete weltweit 
kontrolliert und propagandistisch lenkt. TIP 

hat einen eigenen „Kriegsraum“ zur Über-
wachung von Medien und Kommunikation. 
(Birgit Althaler, 2019) 
Die katholische Kirche will die amazonisch-
indigene Spiritualität mit ihrer „Kosmovision“ 
nicht diskriminieren oder sich wertend von 
dieser abheben, sie will mit ihr zusammenge-
hen und den Klerikalismus hintanstellen. Das 
ist für die römisch-katholische Kirche gewiß 
eine mutige Veränderung und erinnert an den 
französischen Jesuiten Teilhard de Chardin 
(1881–1955), der auf Buddhisten und Konfu-
zianer als Lernender und nicht Bekehrender 
zugegangen ist. Papst Franziskus ist selbst für 
den Islam offen, der definitiv an einen ande-
ren Gott glaubt als das Christentum und die 
Welt gestalten will. Papst Franziskus geht auf 
China zu und findet in den dort gepflegten 
konfuzianischen und kulturrevolutionären 
Tugenden Anknüpfungspunkte. Diese ökume-
nische Ausrichtung von Papst Franziskus fußt 
auf der 34. Generalkongregation des Jesuiten-
ordens (1995), die darauf verwiesen hat, daß 
ein Gerechtigkeit wirkender Glaube notwen-
digerweise zu Zusammenarbeit führen muß. 
Allen Religionen bleibt als Gemeinsames die 
Ohnmacht des Menschen:

„Das religiöse Elend ist in einem der Ausdruck 
des wirklichen Elendes und in einem die Pro-
testation gegen das wirkliche Elend. Die Reli-
gion ist der Seufzer der bedrängten Kreatur, 
das Gemüt einer herzlosen Welt, wie sie der 
Geist geistloser Zustände ist. Sie ist das Opium 
des Volkes.“ (Marx, 1844)
Daß der Zugang zur Bildung der Schlüssel 
zur Weiterentwicklung ist, wird mit der 
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Empfehlung für Ausbildungszentren fest-
gehalten. Ob die Chancen der Kinder und 
Jugendlichen für ein gutes Leben erhöht 
werden, wenn in allen Bildungseinrichtun-
gen die „panamazonische indigene Theo-
logie“ unterrichtet wird, sei dahingestellt. 
Daß die traditionelle indigene Medizin in das 
Gesundheitssystem aufgenommen werden 
soll, ist kein esoterischer, sondern ein durch-
aus fortschrittlicher Ansatz. Die Empirie der 
indigenen Medizin kann die moderne Medi-
zin mit ihren überprüfbaren Faktenstudien 
bereichern, ihr mystischer Gehalt wird sich 
in der Praxis von selbst auflösen. In China 
hat sich gezeigt, daß die Rezeption der tra-
ditionellen, auf Empirie mit Kräutern und 
Mineralien beruhenden chinesischen Medi-
zin für die moderne Medizin nur von Nut-
zen ist.      

Resümee 

Ein Wortführer der innerkirchlichen Kritik 
am Arbeitspapier für die „Amazonien-Syn-
ode“ ist der frühere Präfekt der Glaubens-
kongregation Kardinal Gerhard Müller 
(*1947), der so wie der jahrelange Leiter 
des päpstlichen Komitees für Geschichts-
wissenschaft Kardinal Walter Brandmül-
ler (*1929) schon vorab davor warnte, daß 
die „willkürlich einberufene“ Synode an den 
Fundamenten der katholischen Kirche rüt-
teln werde. (Müller 2019; Braumüller 2019) 
Die dort angeregte Zulassung von erprobten 
älteren Männern zu bislang allein den zöliba-
tär lebenden Priestern vorbehaltenen litur-
gischen Riten, vor allem der Eucharistie, und 
der mögliche Zugang von Frauen zu diver-
sen Weihen bis hin zu Diakoninnen wird als 
Provokation interpretiert. Das Zölibat, des-
sen Ursprung in der von Rücksichtnahme 
auf eine private Familie nicht gehemmte 
und revolutionäre Nachfolge von Jesus bis 
hin zum Märtyrertod liegt, wird als göttli-
che Gnadengabe anerkannt, aber eben nicht 
mehr als unbedingtes Merkmal des Priester-
tums der Katholischen Kirche herausgestellt. 
Kardinal Müller wirft Papst Franziskus und 
seinen Anhängern vor, tendenziell die an den 

„Heiligen Stuhl“ in Rom gebundene christli-
che Kultur zu marginalisieren, ihr die Füh-
rungsrolle zu nehmen. Tatsächlich sieht sich 
Papst Franziskus nicht mehr als alleiniger 
Führer in der Nachfolge des Apostel Petrus, 
der alles kontrolliert und strikte Anwei-
sungen erläßt. Er geht von den religiösen 
Bedürfnissen der Massen aus und nicht mehr 
von den Interessen einer Herrschaftskirche. 
Die päpstliche Autorität soll in Zukunft Visi-
onen und Ziele vermitteln, deren Verwirkli-
chung autonom und bei Achtung autonomer 
Gegebenheiten erfolgen soll. So oder so bleibt 
die Zukunft der Kirche offen.
Es ist sehr zu bedauern, daß offenkundig 
die ersten Erfahrungen der Menschheit 
beim Versuch des Auf baus einer „Assozi-
ation, worin die freie Entwicklung eines 
jeden die Bedingung für die freie Entwick-
lung aller ist“ (Marx, 1848), völlig ignoriert 
werden. Die Konturen des sich in der Sow-
jetgesellschaft am Horizont abzeichnenden 
neuen Menschen werden nirgends inter-
pretiert, weder gut noch schlecht. Tschin-
gis Aitmatow (1928–2008) erzählt in seiner 

wunderbaren Geschichte „Dshamilja“, wie 
die Nomaden der Steppen Kirgisiens in die 
sowjetische Epoche eingetreten sind. Mit den 
Bolschewiken lernten sie in den neuen Schu-
len und in der Praxis, das Alte hinter sich zu 
lassen und sich geschwisterlich dem Neuen 
zuzuwenden. Bewässungskanäle wurden in 
der Wüste angelegt oder Baumwoll-Sowcho-
sen in der Steppe für das Neue eingerichtet 

– antiimperialistisch und antikapitalistisch, 
ohne Korruption, ohne Kinderarbeit, ohne 
Gewalt, ohne Versklavung. (Aitmatow, 1962) 
Unter den gegebenen Verhältnissen werden 
die indigenen Völker ihre alte Welt verlieren, 
ohne daß sie eine neue gewinnen.
Den traditionellen Glauben muß die rö-
misch-katholische Kirche im Dialog offen-
siv überwinden. Es muß verstanden werden, 
daß es einen Preis kostet, Christ zu sein. 
Alten Wein in neue Schläuche zu gießen wird 
zu wenig sein. Einen eschatologischen Dia-
log kennen Marxisten nicht. Für Christen 
und Marxisten ist die Zielsetzung einer mög-
lichst gerechten Gesellschaft, ohne Ausbeu-
tung, ohne Armut und ohne Krieg in unserer 
konkreten Welt die gleiche. Es braucht also 
authentische Marxisten und authentische 
Nachfolger von Jesus. Gerhard Oberkofler
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Reaktionen auf die Landtagswahlen in Sachsen und Brandenburg

Zauberlehrlinge
Bereits am Abend der Wahlen in Sachsen 

und Brandenburg (am 1. September) hak-
ten die deutschen Großmedien die Ergebnisse 
ab. „Spiegel online“ titelte „Gewohnheits-
Rechte“ und behauptete: „Der Triumph der 
Rechten wird im Osten zur Normalität.“ „Faz.
net“ folgte am Montag mit der Frage, ob die 
AfD „auf dem Weg zur neuen Ostpartei“ sei.
Der rassistische Reflex auf Ostdeutsche ist 
spätestens seit 1990 koloniale Pflicht. Wer 
Treuhand-Enteignung, Abwicklung Hundert-
tausender, eine zu Terrorurteilen neigende 
Straf- und Sozialjustiz, Strafrenten, Auswan-
derung von mehr als fünf Millionen und die 
Entvölkerung ganzer Landstriche, also eine 
komplette Konterrevolution, auch 30 Jahre 
nach deren Beginn zu einer „friedlichen 
Revolution“ blähen muß, der hat mit den in 
Ostdeutschland Verbliebenen ein Problem. 
Da gilt die Devise, die können wirtschaft-
lich nichts und sind, weil Rot gleich Braun, 
durchs Herkommen Nazis. Ein Wahlergeb-
nis der AfD wie bei den Landtagswahlen 
im März 2016 in Baden-Württemberg mit  
15,1 Prozent fällt durchs Raster, 13,1 Pro-
zent in Hessen im vergangenen Jahr werden 
nicht wahrgenommen.
Selbstverständlich sind Wahlergebnisse, bei 
denen die AfD um die 25 Prozent erreicht, 
von anderer Qualität. Die Ursachen im Osten 
dafür sind aber kaum andere als in der  
120 000-Einwohner-Stadt Pforzheim, in 
der in manchen Stadtteilen bis zu 44 Pro-
zent der AfD die Stimme geben. Das Spit-
zenpersonal stammt aus westdeutschen 
Regionen. Führungsfaschisten und Reaktio-
näre jeder Couleur waren und sind ein bun-
desdeutscher Exportartikel Richtung ganz 
Osteuropa, dem heutigen wirtschaftlichen 
Hinterhof der Bundesrepublik. Die Konterre-
volutionäre von heute vermuten – offenbar zu 
Recht – im Osten immer noch ein beachtliches 

Stimmenpotential, das bislang vor allem von 
der Ost-CDU ausgeschöpft wurde. Schließlich 
erhielt am 18. März 1990 bei den Wahlen zur 
Volkskammer der DDR die damalige AfD, die 

„Allianz für Deutschland“ unter Führung Hel-
mut Kohls, mehr als 48 Prozent der Stimmen.
Enttäuschte Anhänger hat nicht nur die CDU, 
sondern haben alle Parteien, die den DDR-
Anschluß 1990 als Ankunft in der besten aller 
möglichen Welten feiern, zur Genüge. Ende 
August veröffentlichten verschiedene Medien, 
daß mitten im angeblichen Beschäftigungs-
wunder, das hierzulande stattfinden soll, 
mehr als vier Millionen in Vollzeit Arbeitende 
Niedriglöhne erhalten. Nur: In Ostdeutsch-
land außer Berlin sind es nicht ungefähr  
20 Prozent aller Beschäftigten wie im Bun-
desdurchschnitt, die damit abgespeist wer-
den, sondern zumeist mehr als 35 Prozent. Es 
ist eine andere Welt.
Das erklärt nicht alles. Vor allem läßt sich 
feststellen: Fast 29 Jahre nach der Einver-
leibung der DDR unter Zustimmung großer 
Teile der Bevölkerung sind solche Differenzen 
zwischen West und Ost, die sich vergrößern, 
statt verkleinert zu werden, politisch gewollt. 
Die hektische Eile, mit der kurz vor den Land-
tagswahlen in Sachsen und Brandenburg Dut-
zende Milliarden Euro für wirtschaftliche 
Strukturveränderungen angekündigt wur-
den, hat ein Vorbild: Kohls „blühende Land-
schaften“ waren der Beginn einer der größten 
Ausplünderungsgeschichten einer Bevölke-
rung in der Geschichte. Meinte jedenfalls ein-
mal der verstorbene SPD-Politiker Egon Bahr.
Gegenüber Ostdeutschland wie gegenüber der 
AfD befindet sich die deutsche Bourgeoisie in 
der Rolle des Zauberlehrlings, dem die selbst-
geschaffenen Mächte über den Kopf wachsen. 
Der bemerkenswerteste Kommentar zum 
AfD-Ergebnis erschien so schon am Tag zuvor 
in der FAZ. Die „Zeitung für Deutschland“ 

erläutert schon lange nicht mehr dem politi-
schen Personal in Bonn beziehungsweise in 
Berlin, der Bundesregierung, die politischen 
Richtlinien, nennt aber von Zeit zu Zeit, was 
ist. Am 31. August erläuterte FAZ-Ko-Heraus-
geber Berthold Kohler in einem Kommentar 
zum 80. Jahrestag des Weltkriegsbeginns, Eu-
ropa müsse „ein Kontinent der Vernunft, der 
Mäßigung und des Ausgleichs bleiben“. Ange-
sichts des neusten deutschen Triumphalismus 
auf dem Kontinent ist das bemerkenswert. 
Darum ging es dem Autor aber nicht, sondern 
um das Aufkommen solcher Parteien wie der 
AfD in EU-Europa, die dem klassischen Kon-
servatismus fast überall Stimmen abjagen. 
Laut Kohler reife da ein Haß heran, der sich 
irgendwann entladen müsse. Die „Unkultur“ 
sei „noch nicht auf das Niveau der frühen drei-
ßiger Jahre gesunken“. Doch wer sich frage, 

„wie die damaligen, zunächst schleichen-
den Fanatisierungsprozesse in Gang kom-
men konnten“, dem liefere „die Verrohung 
und Entgrenzung des politischen Diskurses 
in der Gegenwart durchaus schon Anschau-
ungsmaterial“.
Wer einmal eine Konterrevolution durchge-
setzt hat und sich mit der AfD eine Truppe 
organisiert, die Sympathien für nazistische 
Totschläger öffentlich zelebriert, sollte über 
die Folgen nicht allzu erstaunt sein. Die Par-
tei ist eine Speerspitze des BRD-Establish-
ments. Die FAZ hat selbst an ihrem Erfolg über 
Jahre tatkräftig mitgewirkt. Wenn Warnun-
gen von dort kommen, sollten sie besonders 
ernst genommen werden. Die neuen Koaliti-
onen in Sachsen und Brandenburg werden so 
weitermachen wie bisher, so wie sich beim 
Umgang des „Spiegels“ mit Ostdeutschland 
nichts ändern wird. Auf Kriegsgegner und 
Antifaschisten kommen unruhige Zeiten zu, 
zumal nach der Selbstaufgabe der Partei Die 
Linke. Arnold Schölzel

Mahn- und Gedenkstätte „Die Mutter“ 
An der Bundesstraße 321 (Crivitzer Chaus-

see) zwischen Raben Steinfeld und Schwe-
rin befindet sich auf Höhe des Störkanals 
die Gedenkstätte „Die Mutter“. Als Mah-
nung für kommende Generationen und in 
Ehrfurcht vor den Opfern des Faschis-
mus wurde sie 1975 eingeweiht und 
erinnert bis heute an den Todesmarsch 
der Häftlinge des KZs Sachsenhausen.
Als die Rote Armee im April 1945 immer 
näher rückte und schließlich nur noch 
wenige Kilometer vom KZ Sachsen-
hausen entfernt war, veranlaßte die 
SS in den Morgenstunden des 21. April 
die Räumung des Konzentrationsla-
gers. 33 000 Häftlinge wurden in Rich-
tung Nordwesten in Marsch gesetzt. 
Sie mußten täglich zwischen 20 und  
40 Kilometer zu Fuß zurücklegen. Viele 

von ihnen wurden unterwegs erschossen, 
andere starben bei naßkaltem Wetter an 

Entkräftung. Ein Teil von ihnen erreichte 
jedoch auf unterschiedlichen Wegen den 

Raum zwischen Schwerin und Par-
chim. In der Nähe von Raben Steinfeld  
trafen sie am 2. Mai 1945 auf Einhei-
ten der Roten Armee. Für die etwa 
18 000 Häft linge des KZs Sachsen-
hausen, die bis dahin überlebt hatten, 
fand am Störkanal das Leiden ein Ende.   
Ein Gedenkstein, der Anfang der 50er 
Jahre hier aufgestellt wurde, erinnert 
daran. 25 Jahre später, am 8. Septem-
ber 1975, wurde an diesem historischen 
Ort die Gedenkstätte „Die Mutter“ ein-
geweiht. Bildhauer Gerhard Thieme aus 
Berlin schuf die Bronzeplastik, die spä-
ter um vier Relieftafeln ergänzt wurde. 

„Die Mutter“ steht seitdem für das Leid 
der Mütter aller Nationen. Gedenkstätte Raben Steinfeld bei Schwerin
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BEI ANDEREN GELESEN

Migration – Das Märchen von der Sogwirkung 
Deutschland lasse jeden rein – und „die“ kön-
nen hier dann auf der faulen Haut liegen: Die 
Annahme, Flüchtlinge würden durch allzu 
humane Behandlung erst zu ihrer Reise moti-
viert, ist weit verbreitet. Richtig ist sie nicht.

Manche nennen es „Sogwirkung“, andere 
sprechen von einem „Pull-Effekt“ – 

gemeint ist das Gleiche: Wir locken unfrei-
willig Menschen nach Deutschland. Menschen 
würden wegen hierzulande höherer Sozial-
leistungen nach Deutschland kommen. Von 
Wohlfahrtsmagneten oder (noch plakativer) 
von „sozialen Hängematten“ ist die Rede. 
Im Zusammenhang mit der „Flüchtlingskrise“ 
hat sich auch ein anderer Vorwurf nachhal-
tig eingebrannt: Kanzlerin Merkel habe mit 
ihrer „Willkommenskultur“ eine Sogwir-
kung unter den Flüchtlingen entfaltet und 
die Zahl der Ankömmlinge drastisch gestei-
gert. Später wurde auch dem UN-Migrati-
onspakt eine starke Sogkraft attestiert. Und 
jüngst sieht sich auch die private Seenotret-
tung dem Vorwurf ausgesetzt, als Lockvogel 
für Flüchtlinge im Mittelmeerraum zu dienen. 
Auch als Merkel die Wiederaufnahme der EU-
Rettungsmission ins Spiel brachte, war der 
Grundtenor der Kritik ähnlich: Flüchtlinge 
würden sich nur deshalb auf den Weg nach 
Europa machen, weil sie wüßten, daß Marine-
schiffe sie aus dem Wasser ziehen und ihnen 
zur Weiterreise nach Europa verhelfen.
Was ist an diesen Vorwürfen dran? Zunächst 
einmal zeugen sie von Selbstüberschätzung 

– bei gleichzeitiger Geringschätzung der Mig-
ranten. Denn sie suggerieren, daß Migran-
ten politischen und ökonomischen Anreizen 
nahezu willenlos ausgesetzt seien. Als genüge 
es, an der einen oder anderen Stellschraube 
zu drehen, um Migration zu steuern. 
Untersuchungen erzählen oft eine ganz 
andere Geschichte: Aus Befragungen von 
Menschen aus Ländern wie Syrien oder Eri-
trea geht zum Beispiel hervor, daß Migra-
tion alles andere als linear, berechenbar bzw. 
vorhersagbar abläuft. Entscheidungen von 
Migranten sind das Ergebnis eines Zusam-
menspiels von mehreren Faktoren – wovon 
die Einwanderungs- bzw. Flüchtlingspolitik 
der Zielländer nur ein Faktor ist und nicht ein-
mal der bedeutendste.
Zudem handeln Migranten – wie wir alle –  
oft genug nicht entlang der Vorstellung 
eines wirtschaftlich denkenden Nutzenma-
ximierers. Zum Beispiel dann, wenn sie zur 
Erreichung ihres Ziels bereits viel Geld für 
Schlepper- und Schleuserdienste ausgegeben 
haben und sich weigern, dieses Geld als ver-
loren zu betrachten (Verhaltensökonomen 
nennen dieses Phänomen „sunk cost fallacy“). 
Auch das mag erklären, warum Migranten sel-
ten auf halbem Wege aufgeben und hohe Risi-
ken auf sich nehmen, um an ihr Ziel Europa zu 
gelangen. Sie haben schon so viel ausgegeben, 
da kommt Aufgeben nicht infrage. Der Son-
dergesandte des UN-Flüchtlingshilfswerks 
(UNHCR) für das zentrale Mittelmeer, Vincent 

Cochetel, sprach in diesem Zusammenhang 
von einer „Radikalisierung von Migrations-
träumen“.
Natürlich trifft die Rede von der Sogwirkung 
einen Nerv: Es geht um das Bedürfnis, Zusam-
menhänge, Sinn und Kausalität in das unüber-
sichtliche Migrationsgeschehen der letzten 
Jahre zu bringen. Es geht auch darum, Ver-
antwortliche zu identifizieren und haftbar 
für ihr „Fehlverhalten“ zu machen. Belegt sind 
die Sogwirkung-Vorwürfe jedoch kaum. Ein 
Faktencheck:

These 1: Die wollen es sich bei uns 
bequem machen 

Kann ein vergleichsweise großzügig ausge-
stalteter Sozialstaat als „Magnet“ für Migran-
ten wirken? Tatsächlich wird den Flüchtlingen 
aus Afrika und dem Nahen Osten gern unter-
stellt, es gehe ihnen hauptsächlich darum, in 
den Genuß von Sozialleistungen zu kommen. 
Nachweislich haben vor allem Netzwerk- 
effekte einen großen Einfluß auf die Wahl 
des Zuwanderungslands. Das heißt: Migran-
ten lassen sich insbesondere dort nieder, wo 
bereits Freunde und Verwandte leben. Und 
selbst wenn Flüchtlinge so kühl berechnend 
denken und handeln würden, wie es AfD-
Politiker gerne annehmen, scheint es wenig 
plausibel, daß sie all die großen Gefahren und 
erheblichen Kosten der Migration auf sich 
nehmen, um in den Genuß der Grundleistun-
gen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz 
zu kommen. 
Wahrscheinlicher wäre da eine Sogwirkung 
des deutschen Sozialstaats auf Einwanderer 
aus EU-Ländern, die geringere Migrations-
kosten tragen müssen. Doch auch diese ist 
zweifelhaft. So hat die Senkung von Sozialleis-
tungen in den nordeuropäischen Staaten seit 
Ende der Neunzigerjahre keine signifikante 
Auswirkung auf die Zahl der Asylantragstel-
ler gehabt. Dagegen sind südeuropäische 
Staaten wie Italien mit traditionell weniger 
umfassenden sozialen Leistungen zum Ziel 
von (insbesondere osteuropäischer) Migra-
tion geworden. 
Tatsächlich ist für Einwanderer vor allem 
eines wichtig: Arbeit bzw. höhere Löhne. Wie 
sonst kann man erklären, daß Hunderttau-
sende ausländische Bauarbeiter unter teil-
weise lebensgefährlichen Bedingungen auf 
Baustellen in den Golfstaaten arbeiten? Ganz 
sicher nicht wegen der Sozialleistungen, die 
sie dort nicht erhalten.

These 2: Die kommen alle, weil Merkel 
sie eingeladen hat 

Manchmal bedarf es noch weniger als Sozi-
alleistungen, um eine Sogwirkung unter 
Flüchtlingen zu entfalten. Es reicht die Zusi-
cherung, nicht an der Grenze abgewiesen zu 
werden. Die These ist bekannt: Merkels Ent-
scheidung, die Grenze für Flüchtlinge, die im 
Herbst 2015 in Budapest auf dem Bahnhof 
kampierten, nicht zu schließen, habe einen 
gewaltigen Pull-Effekt ausgelöst. Selbst der 

renommierte britische Ökonom Paul Collier 
kreidete der Kanzlerin an, mit ihrer Willkom-
menskultur ein Signal in die Welt ausgesendet 
zu haben, Deutschland stehe für jeden offen.
Wissenschaftliche Belege für diese Behaup-
tungen sucht man indes vergebens. Als Beleg 
wird lediglich die zeitliche Abfolge der Ereig-
nisse angeführt: Nach Merkels Entscheidung 
stieg die Zahl der Ankömmlinge deutlich. Das 
wird niemand bezweifeln. Doch woher wis-
sen wir, ob es sich dabei um einen ursächli-
chen Zusammenhang handelt? 
Um herauszufinden, ob sich Flüchtlinge tat-
sächlich nach Merkels Bekundungen auf 
dem Weg nach Deutschland gemacht haben, 
untersuchten Journalisten der Zeitung „Die 
Zeit“ die Zahl der Ankünfte in Griechenland 
(das erste Land auf der Balkanroute) im Jahr 
2015. Was dabei deutlich wurde: Die Zahl der 
Flüchtlinge stieg schon im März und erreichte 
zwischen Juli und August ihren Höhepunkt, 
also deutlich vor Merkels Entschluß. „Diese 
Menschen hatten nicht auf eine Einladung 
Merkels gewartet. Sie waren aus eigenem 
Entschluß losgezogen.“
Merkel zu unterstellen, sie habe eine Sogwir-
kung entfaltet, ist dabei nicht nur falsch, son-
dern überschätzt auch die Möglichkeiten von 
Politikern, die Entscheidungen von Migranten 
zu beeinflussen und zu steuern. Denn aus der 
Untersuchung geht auch hervor: Merkels Aus-
sagen lösten in der syrischen Bevölkerung 
weitaus weniger Echo aus, als vielfach ange-
nommen.

These 3: Der UN-Migrationspakt wird 
eine Invasion auslösen 

Der UN-Migrationspakt rangiert in der Unbe-
liebtheitsskala der deutschen Migrations-
kritiker ungefähr so weit oben wie Merkels 
Willkommenskultur. Der Herausgeber der 
Tageszeitung „Die Welt“, Stefan Aust, behaup-
tete im November letzten Jahres, daß die Sog-
wirkung des Pakts mindestens so groß sei 

„wie die der Willkommenskultur im Herbst 
2015 inklusive der Selfies mit Kanzlerin“.
Auch AfD-Politiker überboten sich gegenseitig 
mit apokalyptischen Szenarien. Von „Invasion“ 
und einem versteckten „Umsiedlungspro-
gramm für Wirtschafts- und Armutsflücht-
linge“ war die Rede. Inzwischen ist der 
Migrationspakt mehr als ein halbes Jahr in 
Kraft. Passiert ist – wenig bis nichts. Der 
große Sog ist jedenfalls ausgeblieben. Die 
Zahl ankommender Flüchtlinge ist in den 
meisten Ländern Europas rückläufig.

These 4: Seenotrettung lockt Flüchtlinge 
aufs Meer 

Und dann wäre da noch der Vorwurf an die 
private Seenotrettung, die polemisch als „Taxi 
für Flüchtlinge“ bezeichnet wurde. Der Vor-
wurf kann sich genausogut gegen die staatli-
che Seenotrettung richten – auch sie steht im 
Sogwirkungsverdacht. Zur Ehrenrettung der 
im Mittelmeer operierenden Hilfsorganisati-
onen hat der italienische Migrationsforscher 
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Matteo Villa jüngst Zahlen vorgelegt, die kei-
nen Zusammenhang zwischen der Anzahl der 
Bootsflüchtlinge und der Anzahl der NGO-
Schiffe aufzeigen.
Auch steht der Verdacht im Raum, daß staat-
liche Rettungsmissionen wie zum Beispiel 

„Mare Nostrum“ Menschen zur Flucht ver-
leitet haben. Verläßliche Daten, die diesen 
Befund erhärten, fehlen jedoch. Es stellt 
sich zudem die Frage, ob der angebliche 
Pull-Faktor von Rettungsmissionen über-
schätzt wird bzw. in einem Mißverhältnis 
zu den sog. Push-Faktoren steht, die Men-
schen dazu bewegen, Libyen zu verlassen. 
Dazu muß man sich vor Augen führen, daß 

eine höhere Zahl an Überfahrten auch auf 
Faktoren im Transitland Libyen zurückge-
führt werden kann. Zum Beispiel die Anzahl 
oder Dichte der im Land lebenden Flücht-
linge oder die kriegsbedingte Verschlechte-
rung von deren Lebensbedingungen.
Um vorschnellen Schlußfolgerungen vor-
zubeugen: Sogwirkungsargumente sind 
nicht exklusiv Migrationskritikern vorbe-
halten. Sie können auch zur Kritik von Ein-
wanderungsbeschränkungen eingesetzt 
werden. So bedienten sich Kritiker des EU-
Türkei-Abkommens (auch „Flüchtlingsdeal“ 
genannt) einer ähnlichen Logik, als sie argu-
mentierten, das Abkommen könnte zu einer 

Art Torschlußpanik führen und den Zustrom 
an Flüchtlingen deutlich anwachsen las-
sen. Klingt plausibel. Bloß: eine bedeutende 
Zunahme war auch in diesem Fall nicht fest-
stellbar.

Oliviero Angeli 

Der Autor lehrt Politische Theorie und Ideenge-
schichte an der Technischen Universität Dres-
den und ist wissenschaftlicher Koordinator des 
Mercator-Forums Migration und Demokra-
tie (MIDEM). Er ist Autor von „Migration und 
Demokratie. Ein Spannungsverhältnis“ (erschie-
nen 2018 beim Reclam-Verlag). 

(„Spiegel online“, 26. 8. 2019)

GEDANKEN ZUR ZEIT

Wider den Schlaf der Vernunft

Ar istoteles unterschied zwei wissen-
schaftliche Disziplinen: die Physik und 

die Metaphysik. Der Physik entspricht die 
Sphäre des realen, der Metaphysik die Sphäre 
des ideellen Seins. Gegenstand der Physik 
ist die Physis, Gegenstand der Meta-
physik die Metaphysik. Der Begriff 
Physis umfaßt die Gesamtheit der 
Realien oder des real Existierenden, 
der Begriff Metaphysis die Gesamt-
heit der Ideen oder des als Idee (Vor-
stellung oder Gedanke) Existierenden. 
Die Ideen existieren in unseren Köpfen 
und sind uns gegeben als Bilder, die als 
Vorstellungsbilder vor unserem geis-
tigen Auge stehen oder die wir uns 
geistig vor Augen rufen können. Diese 
Bilder sind Erinnerungsbilder oder 
Visionen, Wunsch- oder Schreckens-
bilder, Traumbilder oder gar ganze 
virtuelle Welten, die wir – nach Maß-
gabe unserer Vorstellungskraft – ganz 
nach Belieben mit allen nur denkbaren 
Wesen bevölkern und allen nur denk-
baren Gegenständen ausstatten kön-
nen, wobei die in der Sphäre des realen 
Seins geltenden Naturgesetze aufge-
hoben sind.
Manche dieser Vorstellungen haben 
eine reale Entsprechung. Dies gilt  
z. B. für unsere Vorstellungen von 
lebenden, also real existierenden Per-
sonen oder unsere Vorstellungen von 
Naturkatastrophen. Diese Vorstellun-
gen nennen wir Abbilder (im Gegen-
satz zu Trugbildern, Illusionen oder 
Hirngespinsten).
Daneben gibt es Vorstellungen von 
Gegenständen, die zunächst lediglich 
imaginiert sind, keine (oder noch 
keine) reale Entsprechung haben, 
die vorerst nur als Vorhaben, Plan, 
Entwurf existieren, aber irgendwann ein-
mal ganz oder teilweise realisiert werden 
können.
Eigentlich problematisch (wenn auch zugleich 
lustig, erheiternd) sind aber jene Vorstel-
lungen, die keine nachweisbare reale Ent-
sprechung haben, gleichwohl aber von 

interessierter Seite als Abbilder von etwas 
real Existierendem ausgegeben werden wie 
zum Beispiel der Teufel, von dem Karol Woj-
tyla sagte, er sei „eine schreckliche Realität“.
Mit demselben empirisch unbegründeten 

Wahrheitsanspruch läßt sich natürlich die 
reale Existenz eines jeden beliebigen Mons-
ters, des Ungeheuers von Loch Ness oder 
irgendeiner anderen Schimäre behaupten, 
weshalb es gut ist, daß unbewiesene posi-
tive Existenzaussagen grundsätzlich als 
falsch gelten.

Kein halbwegs aufgeklärter Zeitgenosse wird 
im Zoo nach dem Gehege für Einhörner, dem 
Käfig mit den Zentauern oder dem Nixenteich 
fragen. Aber Millionen Menschen glauben 
an die reale Existenz von Göttern, Geistern 

und Dämonen und lassen sich in ihrer 
Lebensweise und somit auch in ihrem 
Sozialverhalten von rational unbegrün-
deten und oftmals vernunftwidrigen 
Vorstellungen leiten.
Der Titel eines Romans von Dieter 
Wellershoff lautet: „Der Himmel ist 
kein Ort“. – Richtig! Der Himmel (im 
Gegensatz zum sichtbaren Firma-
ment) ist kein raumzeitliches, real 
existierendes Gebilde. Er ist kein rea-
ler, sondern ein mythischer (also fik-
tiver) Ort, an dem sich (nach Ansicht 
gläubiger Christen) der dreieinige Gott 
(Vater, Sohn und Heiliger Geist) mit den 
himmlischen Heerscharen der Engel, 
der Mutter Gottes, den übrigen Heili-
gen der Kirche und den in den Himmel 
aufgenommenen Seelen der Verstorbe-
nen aufhält. Daß bildhaft anschauliche 
Vorstellungen hiervon in menschlichen 
Hirnen existieren und daß diese Vor-
stellungen in unzähligen Gemälden 
und Schriften objektiviert sind, daran 
besteht kein Zweifel. Doch daß welt-
anschaulich-religiöse Hirngespinste 
keine reale Entsprechung haben, das 
darf bis zum Beweis des Gegenteils als 
wahr behauptet werden.
Und was die Metaphysik als Wissen-
schaft betrifft, so mag gelten: soweit 
diese Wissenschaft bestrebt ist, Abbil-
der von Trugbildern zu unterscheiden, 
Trugbilder zu entlarven und Urteile zu 
bestätigen oder zu widerlegen, ist sie 
im Sinne  des kritischen Rationalis-
mus ernst zu nehmen. Sobald sie aber 

Gott, Freiheit, Unsterblichkeit oder irgend-
eine andere Schimäre postuliert und die zu 
erkennende Wahrheit ihrem Wunschdenken 
unterwirft, dient sie nicht der Aufklärung, 
sondern kippt sie um in deren Gegenteil und 
wird zum Obskurantismus.
 Theodor Weißenborn

Graphik: Francisco de Goya – Der Schlaf der Vernunft 
gebiert Ungeheuer (um 1798)
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► Oliver Dürkop, Michael Gehler:  
In Verantwortung
Hans Modrow und der deutsche 
Umbruch 1989/90

Hans Modrow gehörte zu den zentralen 
Persönlichkeiten der Jahre 1989/90 und 
blickt anläßlich seines 90. Geburtstages im 
Gespräch mit Oliver Dürkop und Michael Geh-
ler auf sein politisches Leben zurück. 
Aufrichtig und offen beantwortet Modrow 
über 500 Fragen zu seiner Biographie, zur 
Geschichte der DDR, der Bonner und der Ber-
liner Republik sowie zu Weggefährten und 
historischen Zäsuren. Dieses umfassende 
Zeitzeugengespräch ermöglicht es Leserin-
nen und Lesern, tief in die deutsch-deutsche 
Teilungs- und Transformationsgeschichte ein-
zutauchen. Zentrale Daten der deutschen Zeit-
geschichte wie die Gründung der DDR 1949, 
die Stalin-Note von 1952 oder der Mauer-
bau 1961 kommen ebenso zur Sprache. Der 
Schwerpunkt der Gespräche liegt aber auf den 
Ereignissen der Jahre 1989/90.
StudienVerlag, Innsbruck/Wien/Bozen 2019, 
584 Seiten,49,90 €

► Mathias Bröckers: Freiheit für Julian 
Assange! Don’t kill the messenger! 
Mit einem Beitrag von Caitlin 
Johnstone 

Er hat als Bote mehr schlechte Nachrichten 
überbracht, über Kriegsverbrechen, Kor-
ruption, politische Morde und Wahlbetrug 
in aller Welt, als alle großen Medien in aller 

Welt zusammengenommen und sitzt in einem 
Hoch sicherheitsgefängnis in Isolationshaft. 
Er hat mehr getan für die unverzichtbare 
Institution jeder freien Gesellschaft – die 
Pressefreiheit als vierte Säule der Demokra-
tie und unabhängiger Kontrolleur der Mäch-
tigen und Herrschenden – als jeder andere 
Journalist, doch der von allen freiheitlichen 
Verfassungen garantierte Schutz der Presse 
und die Rechte eines Journalisten werden 
ihm verweigert. Statt dessen wird Julian 
Assange als „Terrorist“ verleumdet. Ehema-
lige Abgeordnete des US-Kongresses haben 
offen zu seiner Ermordung aufgerufen, die 
ehemalige Außenministerin Hillary Clinton 
stellte die Frage: „Können wir den Kerl nicht 
einfach drohnen?“
Matthias Bröckers hebt die immense Bedeu-
tung von Wiki leaks für den investigati-
ven Journalismus hervor, er skizziert die 
Geschichte und wichtigsten Enthüllungen 
der Plattform sowie den seit Jahren anhal-
tenden Verfolgungsdruck gegen deren 
Gründer. Die australische Bloggerin Cait-
lin Johnstone widerlegt im zweiten Teil des 
Buches sämtliche Verleumdungen Julian 
Assanges – etwa die Behauptungen, er sei 
ein Vergewaltiger, ein russischer Agent oder 
Trump-Fan.

„Freiheit für Julian Assange!“ ist ein wichtiges 
Werkzeug zur Verteidigung des Gefangenen 
und bietet reichlich Argumente und Material 
zum Organisieren internationaler Solidarität.
Westend-Verlag, Frankfurt am Main 2019,  
128 Seiten, 8 €

► Stephan Detjen / Maximilian 
Steinbeis: Die Zauberlehrlinge
Der Streit um die Flüchtlingspolitik 
und der Mythos vom Rechtsbruch

Ein Geist wurde aus der Flasche gelassen  
– zuerst in Deutschland, dann in Europa. 
Der Geist heißt Verfassungsbruch, der an-
geblich bei der Aufnahme von Migranten  
im Herbst 2015 begangen worden sein 
soll. Die renommierten Autoren und Juris-
ten Maximilian Steinbeis und Stephan Det-
jen gehen der Frage nach, wem der Mythos 
nützt und wie er die Demokratie gefährdet. 
Der Vorwurf des Rechtsbruchs in der Flücht-
lingspolitik gehört zu den wirkmächtigs-
ten politischen Mythen unserer Zeit: Die 

These, daß Angela Merkel im Sommer 2015 
Recht, Gesetz und Verfassung gebrochen und 
das Land einer „Herrschaft des Unrechts“ 
unterworfen habe, hat eine Schneise der 
Radikalisierung durch das Parteiensys-
tem gezogen, wie sie in der Geschichte der 
BRD kein Vorbild hat. Politiker, konserva-
tive Staatsrechtslehrer und Medien, die sich 
mit steilen Thesen profilieren wollten, haben 
die Rechtsbruch-Legende in die Welt gesetzt, 
genährt und verbreitet. Den Profit davon 
hatte am Ende die AfD: die nationalkonser-
vative Protestbewegung, die der Vorwurf 
mobilisierte, ebnete der Partei einen Weg 
mitten ins bürgerliche Milieu. Horst Seehofer, 
Udo di Fabio, Hans Jürgen Papier und andere 
hatten Geister herbeigerufen, die sie schon 
bald nicht mehr zu kontrollieren vermoch-
ten. Wie konnte die These vom angeblichen 
Rechtsbruch, die sich bei näherer Betrach-
tung als juristisch höchst angreifbar erweist, 
eine solche Sprengkraft entfalten?
Klett-Cotta, Stuttgart 2019, 264 S., 18 €

► Gerd Schumann: Das Morgen im 
Gestern 
Erkundungen eines Wessis im Osten

Wie hat sich das Leben im Osten nach der 
Wende verändert? Wie sieht es in Ost-
deutschland heute aus? Fragen wie die-
sen widmet sich Gerd Schumann in seinem 
Buch „Das Morgen im Gestern. Erkundun-
gen eines Wessis im Osten“. Aber kann dabei 
überhaupt etwas Interessantes herauskom-
men, wenn ausgerechnet ein Westler über 
den Osten schreibt? Und ob! Gerd Schu-
mann, schon als junger Erwachsener DDR-
affin, sagt, daß ihn für dieses Buch-Projekt 
seine eigenen Überzeugungen antrieben. 
So schnappt sich der bekennende Ost-Fan 
beispielsweise seinen Drahtesel und radelt 
damit einmal quer durch den Osten. Neben 
witzigen Anekdoten und Geschichten sind es 
Gespräche, die einen stimmungsvollen Ein-
blick in das Leben nach der DDR gewähren. 
Ob es nun Begegnungen mit den Puhdys in 
luftiger Höhe über dem Berliner Alexander-
platz oder Plaudereien mit dem Nachbarn 
vom Campingplatz sind – Gerd Schumanns 
Erlebnisse und Beobachtungen lassen den 
Leser frische Ostluft schnuppern.
Das Neue Berlin, Berlin 2019, 272 S., 15 €
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Die untote DDR

Stirbt ein Mensch, finden Ärzte heute prä-
zise Ursachen. Stirbt ein Staat, entbren-

nen politische Kämpfe um die Ausstellung des 
Totenscheins. Wie beim Staatsuntergang der 
DDR. Die Oberleitung am Rhein diktierte die 
Diagnose und übergab sie mit dem voreiligen 
Vermerk „Erledigt“ ihrem Schnellhefter der 
Geschichte. Der Befund lautete auf systemisch 
bedingten Exitus. Das Staatswesen und die 
Wirtschaft systemisch ruiniert, die Menschen 
im uniformierten Alltag systemisch deformiert, 
dabei das Gesellschaftsmodell des Westens als 
einziges Rettungselixier ante portas gehalten. 
Folgt der Kurzschluß: Sozialismus war und 
wäre immer eine Mißgeburt mit absehbarer 
Todesfolge. Nie kann er demokratisch werden. 
Er ist ein Irrtum der Geschichte, denn er hat 
die „Verzwergung“ der Menschen zur Voraus-
setzung. Schade, ihr Ossis, daß ihr da eure Zeit 
verplempert habt!
Fast wäre dieses ideologische Verdikt im Ein-
heitstaumel durchgegangen. Aber was viele 
hinter der Ankündigung blühender Land-
schaften und der baldigen Erscheinung des 
echten, harten Geldes noch überhörten, kol-
lidierte irgendwann doch mit den Erinne-
rungen an tatsächlich gelebtes Leben. Und 
zu manchem geerbten Frust über Adenauers 

„Soffjettzone“ und Springers „Gänsefüßchen“-
Arroganz trat nun Wut über die Mißachtung 
östlicher Lebensleistungen und Milieus. Treu-
handskandale, Arbeitslosigkeit als Folge, die 
omnipotente Stasikeule beim Austausch der 
Eliten, ostgeminderte Löhne und Renten bei 
gut besoldeten Westkommandeuren auf den 
Ämtern und sonstigen Entscheidungsetagen, 
auch die blinde Zerstörung vertrauter Infra-
strukturen (Nahverkehr, Polikliniken, Palast 
der Republik, Kinos, Theater, Jugendklubs …) 
hatten die Entrüstung befeuert. 
Eine gute Weile schlug das linkerseits zu 
Buche. Inzwischen aber leihen viele Ent-
täuschte ihre Empörung den ultrarechten 
Falschmünzern. Die AfD jongliert mit deren 
Erinnerungen, als hätte sie ein Copyright 
darauf. „Der Osten steht auf“ zündeln west-
importierte Führer, während der Zulauf in 
Rage zumeist das sich bräunende Wofür ver-
kennt. Eine Abkehr bräuchte klare Geschichts-
bilder, damit die Umbruchs-Miseren im Osten 
samt nachfolgendem radikalkapitalistischem 
Durchregieren als Quellen aktueller Politik-
verdrossenheit durchschaubar werden. Das 
erinnert uns daran, daß auch die Besinnung 
auf ein realistisches Bild von der DDR, auf 
Gewinn und Fehl in diesem ostdeutschen Wag-
nis, eine Frage linker Souveränität sein und 
bleiben muß. Vom Wieder-haben-Wollen in 
alter Fasson ist nicht die Rede. Von einer künf-
tigen Republik aber, die solchem Namen jede 
Ehre macht, sollten Linke träumen. Glieder-
zittern vor den drei Buchstaben und der 70 
davor wäre so geschichtsvergessen wie unpo-
pulär. Denn die DDR ist auf bemerkenswert 
anregende, spannende Weise untot. Auf der 
politischen Landkarte gelöscht, lebt sie doch 
in vielen materiellen Zeugnissen und erin-
nerten Lebensmomenten der Leute weiter. 
Gesellschaftliche Errungenschaften und per-
sönliches Glück darin reiben sich schmerzlich 

an Fehlern und Defiziten, die samt externen 
Ursachen die DDR zum Einsturz brachten. 
Gescheites Nachdenken darüber muß Teil 
unserer Erinnerungskultur sein. Um unse-
rer selbst willen und für die Klugheit unse-
rer Nachfolger.

Auferstanden aus Ruinen …

Das Inferno von Dresden. Das zerstörte Mag-
deburg. Die Bombenlandschaft Berlins … 
Meine Mutter war Trümmerfrau und fragte 
sich oft, wie man aus solchen Ruinen aufer-
stehen konnte. Anton Ackermann, der mit der  
1. Ukrainischen Front in Sachsen eintraf, schil-
derte ein unvorstellbares Chaos: „Zunächst 
mußte das nackte, primitivste Weiterleben 

der Menschen gesichert werden. Es hieß, den 
Eisenbahnverkehr in Gang zu bringen, die 
Überlandstraßen, die von den Trümmern der 
faschistischen Kriegsmaschinerie übersät 
waren, zu säubern, die wichtigsten Brücken 
wieder benutzbar zu machen, damit die Tau-
sende von verwundeten, kranken, halbverhun-
gerten Menschen in Unterkünfte gebracht und 
wieder Kohlen für die Kraftwerke, Getreide 
für die Mühlen befördert werden konnten.“ 
Also Anpacken im Wechselbad von Hoffnung 
und Verzweiflung. Mangel überall. Dabei die 
höchsten Reparationslasten. Im Osten aber 
auch die Verfolgung der Nazis und Kriegsver-
brecher am konsequentesten: Angehörige der 
SS, Gestapo-Leute und andere braune Straftä-
ter abgeurteilt, Nazi-Kader aus Regierungsbe-
hörden, Polizei, Volksbildung und Chefetagen 
der Wirtschaft entfernt. Anfang 1947 waren 
das 300 000 Entlassene. 
Die Bodenreform 1945 enteignete die Junker 
und Großgrundbesitzer entschädigungslos 
und vergab zwei Millionen Hektar Boden als 
Besitz an heimische Landarbeiter und Umsied-
ler. Mit der Industriereform im Folgejahr 
wurden Betriebe der Rüstungs- und Kriegs-
gewinnler übernommen. In Sachsen stimmten 
über drei Viertel der Wähler für solche Enteig-
nungen. 1948 lag die Bruttoproduktion der 
SBZ bereits zu fast 40 Prozent bei volkseige-
nen  Betrieben. Der Übergang zu einer 2-Jah-
res-Wirtschaftsplanung erwies sich für die 
SED als harte administrative Nuß und als 

schwierig im Umgang mit den Blockparteien. 
All das gehörte zum Erbe, als am 7. Oktober 
1949 die DDR gegründet wurde. Die Sowjet-
union hatte es mit der Schaffung eines neut-
ralen, friedlichen, einheitlichen Deutschlands, 
das wohl nicht sozialistisch regiert sein würde, 
ernst gemeint. Aber als mit der Währungsre-
form in den Westzonen und der Gründung der 
BRD separatistische Fakten geschaffen wur-
den, war die Entstehung der DDR die Folge.

… und der Zukunft zugewandt

Keiner plagt sich gerne, wenn er nicht ein Ziel 
vor den Augen hat. Nach der antifaschistisch- 
demokratischen Neuordnung hieß dieses Ziel 
für den entschiedensten Teil der Aufbaugene-
ration im Osten: Sozialismus. Die zukunfts-
besessene Lebensweise dieser Altvorderen 
hatte trotz mancher dogmatischer Anhaftun-
gen etwas Ansteckendes für mich. Ich war in 
der Familie unpolitisch erzogen worden, es 
hätte mit mir auch anders kommen können. 
Aber die DDR wurde mir Heimat. Und Hei-
mat war für mich ideelles Andocken und 
Mittun dort, wo auf deutschem Boden Sozi-
alismus geübt wurde. Der kleine protestan-
tische Kirchgänger war Konvertit geworden, 
und solche sparen bekanntlich am wenigsten 
mit Begeisterung für das Neue. Sei’s drum! Ich 
bekenne meine Liebe zur damals errungenen 
Heimat freimütig und begründe sie vor allem 
mit deren gesellschaftlichen Vorzügen: Anti-
faschismus als weit überwiegende Gesinnung 
und Staatsdoktrin, Brechung des Bildungspri-
vilegs, Vollbeschäftigung, Gleichberechtigung 
von Mann und Frau, Nähe der Menschen zuei-
nander, die Empathie förderte und Ellenbo-
gen-Mentalitäten eindämmte, angemessene 
Daseinsvorsorge für jeden, Teilhabe an einem 
reichen kulturellen Leben, Beharrung auf Frie-
den und gerechte internationale Solidarität. 
Das Massaker von My Lai, die Lynchattacken 
Pinochets, die Blutspur der Apartheid – 
 wo westliche Staatsräson verräterisch lange 
schwieg, da stand die DDR, erkennbar für alle 
Welt, immer an der Seite der Opfer. Den Stolz 
darauf lege ich niemals ab.
Um den Lebensjahren der DDR in all ihren 
ertragreichen wie fehlerhaften Entwicklun-
gen nachzuspüren, ist hier nicht ausreichend 
Platz. Aber erwähnt soll sein, daß sich durch 
diese Zeit zwei dauerhafte Gefährdungen 
zogen. Feindlicher Druck, der die Liquidie-
rung des Staates zum Ziel hatte. Der wurde 
erkannt und bekämpft. Aber eben auch inne-
res Versagen als ernste Gefahr, wo sich im All-
tag volksferne Administration etablierte und 
abweichende Auffassungen zur Gesellschafts-
entwicklung keine Chance auf  öffentlichen 
Disput hatten. Das stand jener lebendigen 
sozialistischen Demokratie im Wege, die in 
der DDR-Gesellschaft immer drängender  
eingefordert wurde. Wer sah das? Wer stand 
auf der Bremse? Wer schwieg dazu? Wer rief 
nach Veränderung? Ein weites Feld für linke 
Geschichtsaufarbeitung. Zugleich gute Fra-
gen vorm Spiegel! 
Und dann hat es geknallt. Keine Schüsse –  
zum Glück! Das Land, das wir Heimat nann-
ten, wurde einverleibt und der potentiel- 
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le Kraftzuwachs des zusammengelegten 
Deutschlands von westlichen Alt-Siegermäch-
ten nicht ohne Sorge erwogen. Die damalige 
Führung der östlichen Befreier hatte eigene 
Existenznöte und meinte, Ballast abgewor-
fen zu haben. Ihr Do swidanija GDR! verkaufte 
sie billig und blind. Natürlich war die DDR 
ein sowjetisches Ziehkind, eingebunden in 
die Bipolarität der Welt und den kalten Krieg. 
Mit Blessuren kam sie in einer Staatlichkeit 
an, die von Adenauers rigidem Scheidungs-
begehren erzwungen war und nach langer 
westdeutscher Hallstein-Erpressung weltweit 
anerkannt wurde. Die DDR war weder geis-
tig noch materiell arm, obwohl das westliche 
Deutschland dem Osten bis 1990 durch Repa-
rationsverweigerung und Handelsboykotte, 
Abwerbung ostdeutscher Arbeitskräfte oder 
Warenimporte zu Dumpingpreisen mehr als 
zwei Billionen D-Mark  an Wirtschaftskraft 
entzog. Immerhin saß die DDR bei Tarifver-
handlungen im Westen als soziales Korrektiv 
stets mit am Tisch. 
Konsum-„Segen“ des Westens plus soziale Absi-
cherung des Ostens war die fehlgeträumte 
Hoffnung vieler DDR-Bürger, als am 3. Okto-
ber 1990 Becher-Hymne, Hammer, Sichel und 
Ährenkranz staatlich aussortiert waren. Wem 
– so wie mir – Heimat verlorenging, der stand 
nun vielleicht starr im Niemandsland und 
trauerte. Aber aus solcher Starre, die Trauer 
bequem machen kann, mußte man sich lösen. 
Das Leben ging schließlich weiter. Mit brachi-
alen Umstürzen der Lebensweise. Die langer-
sehnten Kauf- und Reiseofferten waren schnell  
überwuchert von ungewohnten Ängsten um 
Arbeit und sozialen Status. Untadelige Biogra-
phien strandeten in Nichtachtung. Wohl dem, 

der da noch Selbstachtung bewahrte und dar-
auf beharrte, daß nicht nur der grüne Pfeil vom 
Sozialismus in der DDR übrigblieb. Sein Schei-
tern war kein finales Geschichtsurteil, sondern 
ein Appell, zu lernen. Ein würdiges Leben jen-
seits der Fesseln des Kapitalismus ist möglich. 
Für eine solche Zukunft, selbst wenn man sie 
nicht mehr erlebt, muß man sich rühren! Aber 
was tun im Hier und Heute?

Laß uns dir zum Guten dienen, 
Deutschland, einig Vaterland!

Bechers Aufforderung also in gewandelter 
Zeit. Folgen wir ihr doch in linker Lesart! Zum 
Guten dienen kann  nur heißen: zum Guten ver-
ändern. Was denn sonst angesichts des Staus 
innen- und außenpolitischer Mißstände, der 
ökologischen und sozialen Verwerfungen, die 
Deutschland von seiner f lickschusternden 
Regierung serviert bekommt? Da braucht es 
eine stärkere, anziehendere Linke. Will aber 
die Linkspartei gesellschaftliches Umdenken 
wieder deutlicher mitbewirken, muß sie zu 
sich kommen und illusionslos ihre Lage ana-
lysieren. Ihr Selbstverständnis darf nicht auf 
einen bürgerlich-sozialdemokratischen Akti-
onsradius gedrängt werden, wo Rot zwar noch 
geflaggt ist, aber wahrhaft demokratischer 
Sozialismus utopisch wird. Aus Erfahrung und 
Fehlern lernend, muß Die Linke, ganz bei Marx, 
in den politischen und sozialen Kämpfen einem 
überzeugend volksnahen, unverkennbar links 
vibrierenden Programm folgen. 
Beileibe nicht im Gleichschritt, wohl aber 
in geeinter Formation. Offen gesagt: Eitlen, 
manchmal schon ehrenrührigen Führungs-
streit, der in die Medien geplappert wird und 
sich zum Vergnügen der Parteienkonkurrenz 
schnell vor die politische Agenda schiebt, 
braucht niemand an der Basis, der neue oder 
abhanden gekommene Links-Wähler mobili-
sieren will. Das Gefühl von Geschlossenheit 
ist eine Kraftquelle. Genau wie der Spaß am 
Linkssein, wenn das mal wieder ein Quentchen 
Fortschritt in der Gesellschaft errungen hat. 
Manche sagen, Die Linke sei auch organisato-
risch erschöpft. Neue Quirligkeit im Politikstil, 
ansteckende Kampagnenformate mit Marx im 
Kopf und deshalb auch auf den Buttons, origi-
nelle urbane Präsenz plus verstärkte Kümmer-
arbeit bis hinein in die scheinbar abgehängten 
Ortschaften sollten diesem lähmenden Gefühl 
den Marsch blasen. Und weil Parlamentsar-
beit der Partei Die Linke, manchmal sogar in 

Regierungsverantwortung, heute zum poli-
tischen Alltag gehört, ist Etabliertheit beim 
gesellschaftlich widersprechenden Publikum 
ein schnell vergebenes und ausgebuhtes Eti-
kett. In zu großer Eingerichtetheit vermutet 
man kein Megafon mehr für harte, ungestüme 
Kritik an den Verhältnissen. Das erfordert Vor-
sicht. Klare Widerrede in linken Kernfragen, 
Verzicht auf irritierende Kompromisse, auch 
die Unterlassung irrlichternder Botschaften 
à la Selfie mit US-Statthalter Grenell begeg-
nen am besten dem Verdacht, an gut dotier-
ten staatstragenden Funktionen hafte selbst 
für Linke zuweilen ideologisch versöhnleri-
scher Kleister. 
Im Café einer ostdeutschen Kleinstadt war 
ich jüngst in ein Gespräch verwickelt, das 
drei Bewohner mir Fremdem geradezu auf-
gezwungen hatten. Schön, sagten sie, daß mal 
wieder einer zuhört. Und dann schrien sie 
sogleich ihre Wut heraus über die Verödung 
der Stadt, die rasant weggebrochene Arbeit 
und eine betrügerische Treuhand, die zur 
Wende westliche Gaukler begünstigt und ihre 
eigenen Träume auf heimische Selbständigkeit 
zunichte gemacht hatte. Für diese drei AfD-
Wähler war Wende eine Schimpfvokabel und 
das Wörtchen früher fast sakral. Ich mutete 
ihnen im Für und Wider meine linke Tonart 
zu. Und siehe da! Das war in Ordnung für sie. 
Sie hörten hin und stimmten manchem zu. Den 
Rest wollten sie mal sacken lassen. 
Und da dachte ich wieder: Solche Einmi-
schungen sind unsere Chance! Überall müs-
sen wir sie suchen, ja organisieren. Das ist 
nicht alles, aber so fängt Zum-Guten-Verän-
dern an. Was weiter oben drin ist, entschei-
det sich hier unten zuerst. Hier stehen die 
Wahlurnen. Dr. Hartmut König

Panketal

(Red. bearbeitet aus: „Mitteilungen“  
der Kommunistischen Plattform  

der Partei Die Linke, 10/2019)

Marx-Engels-Denkmal  von Ludwig  Engelhardt

In bester Erinnerung: Rote Lieder (17. Festival des politischen Liedes)
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Bewahrenswertes DDR-Erbe: 50 Jahre „Telespargel“

Von welcher Himmelsrichtung aus man 
sich auch der gewesenen DDR- und heu-

tigen deutschen Hauptstadt Berlin nähert, 
stets überragt die schlichte Schönheit des 
Fernsehturms als unauslöschbares Symbol 
aus hoffnungsvollen Zeiten die Stadtsilhou-
ette. Der „Telespargel“ hilft uns beim Blick 
auf die DDR, uns vor allem jener Schritte 
nach vorn zu erinnern, die vor uns noch nie-
mand gegangen war.
Seinen Standort verdankt der Turm einer 
Anekdote zufolge einer Spontanentschei-
dung Walter Ulbrichts. Vor eine Auswahl 
von Modellen gestel lt , geht er schnur-
stracks auf eines zu und sagt: „Nu, Genos-
sen, da sieht man’s ganz genau: Da gehört er 
hin.“ Also stellt man das neue Wahrzeichen 
der Hauptstadt der DDR direkt neben den 
S-Bahnhof Alexanderplatz. Mit der Einwei-
hung startet Ulbricht auch das 2. Fernseh-
programm der DDR. Die Feier ist ein Signal 
des Fortschrit ts, wenige Tage vor dem  
20. Jahrestag der Gründung der DDR.
Der Turm ist ein eindrucksvolles „Meis-
terstück für die Republik“ und ein Symbol 
ihrer Leistungsfähigkeit. Walter Ulbricht 
bemerkte bei seiner Ansprache zur Einwei-
hung: „Im gewissen Sinne symbolisiert der 
Turm die gewaltigen Leistungen unseres 
ganzen werktätigen Volkes beim Auf bau 
des Sozialismus. Ich möchte deshalb nicht 
nur den Bauschaffenden, Ingenieuren und 
Architekten, sondern allen Werktätigen der 
DDR für ihre großen Leistungen beim Auf-
bau des Sozialismus in dieser Stunde den 
herzlichen Dank aussprechen.“ („Neues 
Deutschland“, 4. Oktober 1969)
Seit diesem 3. Oktober erschien auch die 
Fernsehzeitung „FF dabei“ in Farbe. In 
Farbe zeigt sich seither nicht nur das Fern-
sehen der DDR, sondern auch der Fernseh-
turm selbst. Ob am Tag im Sonnenschein 
glitzernd oder nachts beleuchtet und blin-
kend, ob pastellfarben oder Grau in Grau – 
der Fernsehturm thront über der Stadt und 
begleitet deren Bewohner und Gäste tagtäg-
lich als erhabenes Wahrzeichen und hervor-
stechende Orientierungshilfe.
Obwohl das Urheberrecht um die Anteile 
der Gestaltung bis heute nicht vollstän-
dig geklärt ist, bleibt der Bau eine großar-
tige architektonische Leistung. Er ist ein 
Beispiel für eine lebendige, sozialistische 
und erfahrbare Architektur der DDR. Seine 
klare und originäre Form machen ihn leicht 
wiedererkennbar. Fußumbauung, Kugel und 
Spitze lassen den technischen Zweck hin-
ter die optische Anziehungskraft zurück-
treten. Die Faltendachkonstruktion des 
Fußes – quer zur Aufwärtsbewegung des 
Schaf tes – bietet einen aufgelockerten 
Ausgangspunkt für die vertikale und line-
are Bewegung des Turmes. Der Stahlbe-
tonschaft verjüngt sich zunächst schnell, 
dann langsamer, bevor er zylinderförmig 
bis zur zeitlosen Kugel verläuft. Seine Grad-
linigkeit wird unterhalb der Kugel durch 
die beiden Evakuierungsbühnen effektvoll 
abgefangen. Die durch Edelstahlpyramiden 
facettierte Kugeloberf läche mit den zwei 

bronzefarbenen Fensterbändern der Aus-
sichtsetage und des Telecafés verändert 
je nach Licht diamantgleich ihren Glanz. 
Bei Sonnenschein zeigt sich das berühmte 
Lichtkreuz. Es folgen Antennengerüst mit 
anschließender rotweißer Antenne, deren 
Spitze sich mit dem Flughindernisfeuer in 
368 Metern Höhe befindet. Es ist somit bun-
desweit das höchste Bauwerk – und das als 
Bauwerk der DDR!
Als 1990 der Palast der Republik geschlos-
sen und sein Abriß beschlossen wurde, 
mehrten sich Stimmen, die den Fernseh-
turm als Inbegriff der „totalitären DDR-
Herrschaf t“ ebenfalls abreißen lassen 
wollten. Ganz in diesem Un-Geist merkte 
der Publizist Friedrich Dieckmann 1992 
dazu Folgendes an: „Ich neige der Erhal-
tung des Palastes (der Republik) auch des-
halb zu, weil es einen ungleich wichtigeren 
Abrißgegenstand im Inneren der Stadt 
gibt, das ist der Fernsehturm. (…) Dieses 
obszöne Gebilde, (…) ist eine architektoni-
sche Machtdemonstration von ungeschönter 
Direktheit, gleichsam das vertikale Korrelat 
zu der ebenerdigen Mauer. Dem defensiven 
Grenzbauwerk in seiner linearen Erstre-
ckung trat die Aggressionsgeste dieser in 
einer Art Schlagbaum ausgehenden Turm-
nadel zur Seite, deren Sichtbeton vor allem 
auf West-Berlin berechnet war. Man sollte 
dort sehen, wer Berlin in der Hand hat.“
Zum Glück ist der Turm vom geschichtssäu-
bernden Abrißwahn verschont geblieben. 
Offensichtlich hat sich für sein Fortbeste-
hen die Erkenntnis durchsetzen können, 
daß er sich als (Werbe-)Symbol für Wirt-
schaft und Kultur Gesamtberlins eignet. 
Von der DDR-Staatsführung am 3. Oktober 
1969 als Sinnbild des aufstrebenden Staa-
tes eröffnet, sei der Turm heute ein Symbol 
für das wiedervereinigte Deutschland mit-
ten in der Hauptstadt, teilten die Deutsche 
Funkturm GmbH als Eigentümerin sowie 
die TV-Turm-Alexanderplatz-Gastronomie-
gesellschaft für den Besucherbereich mit. 
Der Bau gilt als technische Meisterleistung. 
Den 146 Meter hohen Funkturm in Westber-
lin besuchen pro Jahr rund 60 000 Gäste. 
Darüber kann der Fernsehturm nur lächeln. 
Mehr als zwölf Millionen sind Jahr für Jahr 
in der Kuppel zu Gast. Oben gibt es Kaffee 
und Köstlichkeiten, dazu Fernsicht bis weit 
ins Umland.
Eine persönliche Erinnerung verknüpft 
sich mit der Eröffnung des Fernsehturmes, 
nämlich das FDJ-Treffen „Junger Sozialis-
ten“ zum 20. Jahrestag der DDR. Zur Ver-
pflegung erhielten die Teilnehmer eine mit 
Lebensmitteln gefüllte Tragetasche, die 
das Logo der Großveranstaltung trug. Dar-
auf der Fernsehturm mit seiner Kugel und 
dem Staatsemblem der DDR. Mehrere Grup-
pen „Junger Sozialisten“ wurden zu einem 
Besuch auf den gerade eröffneten Fernseh-
turm eingeladen. Im Kreise begeisterter 
junger Leute war das ein großartiges blei-
bendes Erlebnis – und ich war dabei!

Heinz Pocher 
StrausbergFotos: Wolfgang Metzger

Foto: Kurt Schwarz
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Vom „Max“ in Unterwellenborn 
Der „Max“, die Maxhütte in Unterwellen-

born: Auch für mich, den Bundesbürger, 
stellt sie etwas dar, denn auch ich habe sie 
besucht, 37 Jahre ist es nun her. Und es sind 
die Menschen, die in Erinnerung blieben, Men-
schen, die hinter den Leistungen, den Planzif-
fern, den Erfolgen stehen.
Wir bereisten Thüringen unter dem Motto 
„Ein Jahr thüringische Verfassung – ein Jahr 
hessische Verfassung“. Wir, das waren unser 
erster hessischer Arbeitsminister Oskar Mül-
ler, bis 1945 Häftling im KZ Dachau, und ich, 
Landtagsabgeordneter in Hessen und zuvor 
Insasse des KZs Buchenwald. Wir waren stolz 
auf das, was wir in der hessischen Verfassung 
hatten verankern können: Recht auf Arbeit, 
gleichen Lohn für Frauen und Jugendliche, 
Überführung wichtiger Betriebe in Gemein-
eigentum, Aufteilung des Großgrundbesit-
zes im Zuge einer Bodenreform, Verbot der 
Berufsverbote, Verbot der Vorbereitung eines 
Angriffskrieges, Verbot nazistischer Betäti-
gung. Das alles war durch die Zusammenar-
beit der beiden Arbeiterparteien SPD und KPD 
zum Verfassungsgebot geworden – wir konn-
ten uns in Thüringen schon sehen lassen …
Aber das alles – alles! – ist heute, 37 Jahre spä-
ter, Papier, nichts als Papier! Denn es gelang 
den Amerikanern, zusammen mit den aus der 
wohlverdienten Haft entlassenen Kapitalis-
ten, die Zusammenarbeit der Arbeiterpar-
teien zu sprengen. Und im kalten Krieg zählten 
nicht Volksrechte, sondern nur der Antikom-
munismus. Recht auf Arbeit? Rund drei Mil-
lionen Arbeitslose! Und während ich diese 
Zeilen schreibe, stehen Zehntausende hessi-
sche Arbeiter ausgesperrt vor den Fabriktoren, 
obwohl die Verfassung unmißverständlich, 
klipp und klar besagt: „Die Aussperrung ist 
rechtswidrig“ (Artikel 29). Aber die Kon-
zerne wollen die Krise wie 1929 nutzen, um 
die organisierte Arbeiterschaft zu Paaren zu 
treiben. Die Regierung erklärt sich „neutral“ 
(gegenüber der Verfassung, auf die sie verei-
digt ist!). Und es werden Richter gesucht, die 
verkünden, die Verfassung sei verfassungs-
widrig (das ist nicht paradox, sondern west-
lich-freiheitlich …).

Ich jedenfalls wurde damals, 1947, zur Maxi-
milianshütte eingeladen von Erich Marko-
witsch. Er war wie ich im KZ Buchenwald 
(zuvor in Auschwitz), war wie ich ursprüng-
lich kaufmännischer Angestellter gewesen, 
und niemand hatte ihm an der Wiege gesun-
gen, daß er einmal Stahl produzieren würde. 
Nach unserer Befreiung war er in seine Hei-
matstadt Hamburg zurückgegangen, war dort 
bei der Polizei eingestellt worden – und bald 
hinausgeflogen. Antifaschisten, gar Kommu-
nisten waren unerwünscht.
In der damaligen sowjetischen Besatzungs-
zone war das ganz anders. Aus Trümmern 
sollte ein neues, ein anderes Deutschland 
aufgebaut werden. Die bisherigen Exper-
ten, häufig Lakaien der Konzernherren, hat-
ten das Weite (im Westen) gesucht. So stellte 
die Arbeiterklasse den früheren Angestellten 
ins Stahlwerk. Fachwissen? Das mußt du dir 
aneignen! Es galt, was wir einst im Kommu-
nistischen Jugend-Verband gesagt hatten: „Ein 
Komsomolze muß alles können.“ Er konnte es, 
wie sich zeigte (und nicht nur in diesem Falle). 
Auch ich stand ziemlich ratlos zwischen Wind-
erhitzern, Schrägaufzügen und Röhrengewirr, 
Qualm, der brodelnd aus zahlreichen Schlün-
den quillt – „Mensch, Erich, da haben sie dir ja 
ganz schön was aufgehalst …“
Den Werkdirektor Erich Steinwand lernte 
ich damals noch nicht kennen, sondern erst 
Jahre später in Eisenhüttenstadt. Da besuchte 
ich wieder meinen Kameraden Markowitsch. 
Er war inzwischen Werkleiter des Eisenhüt-
tenkombinats geworden („Ein Komsomolze 
muß alles können“), und der Staatssekretär 
Erich Steinwand kam aus Berlin, weil wieder 
ein neuer Hochofen angeblasen wurde. Auch 
er, der frühere RFB-Führer aus Düsseldorf, 
war inzwischen Experte für Stahlproduktion 
geworden. Und die Adenauer und Flick und 
Truman und Clay, die geglaubt hatten, wenn 
sie „die da drüben“ von den Stahl- und Kohle-
Lieferungen aus dem Ruhrgebiet abschnitten 
und die Massen-„Flucht“ der Fachleute orga-
nisierten, dann könnten sie den Arbeiterstaat 
in die Knie zwingen. Sie mußten erkennen: ein 
Komsomolze konnte wirklich alles.

Ich sehe heute noch die ratlos-erstaunten 
Gesichter vor mir, als der Arbeiter-Staatsse-
kretär Steinwand den frischgebackenen Hoch-
öfnern seine Rede hielt: „Seht ihr, Kollegen, zu 
Hause haben wir Hühner. Und abends macht 
einmal meine Frau die Tür vom Hühnerstall zu, 
und manchmal die Großmutter und manch-
mal auch ich. Und eines Morgens kamen wir 
hin, da war der Fuchs eingebrochen und hatte 
allen Hühnern die Kehle durchgebissen. Denn 
die Oma hatte geglaubt, meine Frau würde 
die Tür verschließen, und meine Frau hatte 
geglaubt, ich mache es – so hatte sich einer auf 
den anderen verlassen … Und seht ihr, Kolle-
gen, es geht um das Prinzip der persönlichen 
Verantwortung!“
Helles Gelächter antwortete dieser Rede. Jeder 
hatte begriffen. Und ich bin überzeugt, keiner 
hat sie vergessen, so wie auch ich sie behalten 
habe. Der Staatssekretär verstand nicht nur 
etwas von Stahl, er verstand auch etwas von 
Menschen und wie man sie packen, wie man 
sie überzeugen kann.
Noch mal zurück zur Maxhütte 1947. Erich 
Markowitsch stellte mir auch einen der „alten 
Fachleute“ vor. Sedlacek hieß er wohl, wenn 
mich mein Gedächtnis nicht täuscht. Vielfach 
ausgezeichnet war der Mann für sein Können 

– und 48 Stunden nachdem er mir die Hand 
gedrückt hatte, war er im Westen, bei seinen 
Herren vom Flick-Konzern. Wieder fehlte für 
den Aufbau der sozialistischen Industrie ein 
Fachmann. Der Zusammenbruch mußte ja 
kommen, es gab gar keine andere Möglichkeit.
Oder doch? Ich lese in der „Weltbühne“, die nun 
Jahrzehnte nach der „Flucht“ des Herrn Sed-
lacek gedruckt ist, über die heutige Maxhütte:

„Das neue moderne Profilwalzwerk steht 
unmittelbar vor der Vollendung. Hinsichtlich 
seines technischen Entwicklungsstandes … 
soll es in der Welt nur wenige seinesgleichen 
geben.“
Offenbar können die Kommunisten doch 
erheblich mehr, als man sich in Bonn und Wa-
shington vorzustellen vermag.

Emil  Carlebach 
(1914–2001)

Aus „Weltbühne“, 28/1984

Dresden, 24. August

#unteilbar-Medien-Echo:
DNN: Rund 40 000 Menschen demonstrieren in Dresden für Freiheit und Toleranz 
FR: #Unteilbar in Dresden: Die Mehrheit wird lauter 
Süddeutsche Zeitung: Weg vom Image der Pegida-Stadt! 
Tag24: Bunt, fröhlich, friedlich: #Unteilbar war die größte Demo seit der Wende 
Deutschlandfunk: Traurig, daß die CDU sich gedrückt hat 
taz: Kein Tag der Umerziehung 
Gulf Times: Thousands march against racism 
dailymail: Tens of thousands gather in Dresden for ,Indivisible‘  
Le Monde: «Pas de place pour les nazis» 
El Comercio: Miles protestan en Alemania contra el racismo y la discriminación
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Der schwarze Kanal 
Am 21. März 1960 startete der „Deut-

sche Fernsehfunk“, ab 1972 unter dem 
Namen „Fernsehen der DDR“, das politi-
sche Magazin „Der schwarze Kanal“. Die 
Sendung wurde bis zum 30. Oktober 1989 
nach dem bei vielen Zuschauern dies- und 
jenseits der Mauer beliebten „Montags-
film“ des DDR-Fernsehens ausgestrahlt. Die 
Länge betrug zwischen 20 und 30 Minu-
ten. Das Programm bestand vor allem aus 
Ausschnitten aus westdeutschen TV-Maga-
zinen, die vom Moderator kommentiert wur-
den. Geprägt wurde „Der schwarze Kanal“ 
durch den Journalisten Karl-Eduard von 
Schnitzler (1918–2001). Er moderierte mehr 
als 1300 von 1519 Sendungen. Als Urlaubs-
vertretung und im Krankheitsfall traten die 
Journalisten Götz Förster (viermal), Heinz 
Grote (144mal), Günter Herlt (26mal), Ulrich 
Makosch (19mal), Volker Ott (zweimal) und 
Albert Reisz (zweimal) an.
Von Schnitzler, wegen der Sendung in RIAS 
und SFB als „Sudel-Ede“ bezeichnet, wurde 
in einer großbürgerlichen Berliner Familie 
geboren und beging schon früh „Klassen-
verrat“. 1932 trat er der SPD-nahen Sozia-
listischen Arbeiterjugend bei, 1941 wurde 
er wegen antinazistischer Agitation in das 

„Straf bataillon 999“ gesteckt . Nachdem 
er 1944 wegen der Kontaktaufnahme zur 
französischen Résistance verhaftet wor-
den war, f loh er aus der Untersuchungshaft 
und schloß sich dem französischen Wider-
stand an. Im Juni 1944 kam er in britische 

Kriegsgefangenschaft und wurde noch im 
selben Jahr Mitarbeiter der BBC-Deutsch-
landabteilung. Seit 1945 war er zunächst 
in Hamburg, dann in Köln beim „Nordwest-
deutschen Rundfunk“, dem Sender für die 
Britische Besatzungszone, tätig. Weil er 

„kommunistische Propaganda“ in seine Bei-
träge habe einfließen lassen, wurde er zum 
31. Dezember 1947 entlassen und ging in die 
Sowjetische Besatzungszone. Dort wurde 
von Schnitzler Kommentator beim „Berliner 
Rundfunk“ und beim „Deutschlandsender“, 
ab 1952 Leiter der Kommentatorengruppe 
des DDR-Rundfunks und schließlich Chef-
kommentator des DDR-Fernsehens.
Die Stoßrichtung des „Schwarzen Kanals“ 
formulierte der Journalist in der ersten 
Sendung so: „Der schwarze Kanal, den wir 
meinen, meine lieben Damen und Herren, 
führt Unflat und Abwässer; aber statt auf 
Rieselfelder zu f ließen, wie es eigentlich 
sein müßte, ergießt er sich Tag für Tag in 
Hunderttausende westdeutsche und West-
berliner Haushalte. Es ist der Kanal, auf 
welchem das westdeutsche Fernsehen sein 
Programm ausstrahlt: Der schwarze Kanal. 
Und ihm werden wir uns von heute an jeden 
Montag zu dieser Stunde widmen, als Klär-
anlage gewissermaßen.“ Im Vorspann der 
Sendung lief unter anderem ein berühmt 
gewordener kurzer Trickfilm mit verzerrter 
Melodie des Deutschlandliedes, der BRD-
Nationalhymne. Dazu landete der Bun-
desadler, mit einem schwarz-weiß-roten 

Brustband, den Flaggenfarben von Kaiser-
reich und faschistischer Diktatur, auf einem 
Fernsehantennenwald, hüpfte hin und her 
und stürzte schließlich kopfüber ab.
In den 60er und 70er Jahren hatte „Der 
schwarze Kanal“ Zuschaueranteile zwi-
schen 14 und 25 Prozent. Ende der 70er 
Jahre erreichte er selten zweistellige Quo-
ten, in den 80er Jahren sanken sie auf durch-
schnittlich fünf Prozent.
Das Deutsche Rundfunkarchiv (DRA) hat 
die Manuskripte des „Schwarzen Kanals“ 
digitalisiert (http://sk.dra.de). Zur Begrün-
dung heißt es dort u. a.: „Es gab und gibt 
wohl kaum eine andere deutsche Fern-
sehsendung, die über einen Zeitraum von  
30 Jahren derart im Interesse der Öffent-
lichkeit stand“.
Langjährige regelmäßige Leser des „Rot-
Fuchs“ wissen, daß „Kled“ – wie er von 
seinen Freunden liebevoll genannt wurde – 
uns von Beginn an (1998) bis zu seinem Tod 
(2001) freundschaftlich verbunden war und 
in Dutzenden Beiträgen seinen „Schwarzen 
Kanal“ in anderer Form im „RotFuchs“ fort-
setzte.
In der Tradition Karl-Eduard von Schnitz-
lers kommentiert die „junge Welt“ seit 2004 
unter dem Titel „Schwarzer Kanal“ die bür-
gerliche Presse. Kurz vor dem 70. Jahres-
tag der DDR wird „Der schwarze Kanal“ nun 
auch wieder als bewegtes Bild gesendet. Auf 
daß der Bundesadler bald abstürzt.

Arnold Schölzel

Dagoberta und Mirella

Vor fast 100 Jahren wurde meine früh-
k indliche Erziehung neben meiner 

Großmutter zwei katholischen Schwes-
tern übertragen, die aus einem pfälzischen 
Zisterzienserinnenkloster in der Nähe von 
Bergzabern kamen. Sie wurden in den Nach-
kriegs- und Revolutionsjahren in die Arbei-
terstadt Ludwigshafen am Rhein delegiert, 
die damals noch aus den Kriegswunden blu-
tete und an vielen sozialen Gebrechen litt.
Sie hatten den Auftrag, den katholischen 
Glauben so früh wie möglich in die Köpfe 
der Vorschulkinder hineinzuprojizieren.
Ich bin ein Beispiel dafür, daß ihnen dies 
mit großer Nachhaltigkeit gelungen war. Sie 
legten den Grundstock zu meiner ehrlichen 
Gläubigkeit, die später noch durch entspre-
chende Umstände vertieft und fest veran-
kert wurde. Jahre tiefgreifender Ereignisse 
bedurfte es, mich durch einen langen und 
schmerzhaften Prozeß davon zu lösen.
Die Schwestern Dagoberta und Mirella 
waren es. Erstere, kräftig und zupackend, 
war für die irdischen Belange zuständig. 
Mirella, groß, schlank und für mich die 
Inkarnation von fast überirdischer Schön-
heit und Reinheit, war für die geistig-reli-
giöse Infiltration wie von ihrem Schöpfer 
modelliert.

Während ich ein ziemlich wilder Bursche 
war, mutierte ich unter ihrem Einf luß zu 
einem zarten, fügsamen Lämmchen.
Die Nonne Mirella war meine erste große 
Liebe. Unter ihrer Leitung spielte ich meine 
frühesten Theaterrollen in Stücken über die 
heilige Genovefa und den gemarterten heili-
gen Franziskus. Ich sagte fromme Gedichte 
auf, deren Inhalt ich noch gar nicht kapierte, 
und sang mit ihrer Klavierbegleitung alle 
Marienlieder, deren wir habhaft werden 
konnten. Dieses innige Verhältnis dauerte, 
bis ich eines Tages aus meiner übergroßen 
Liebe heraus ihr die Brille klaute und ver-
steckte. Ohne ihre Augengläser stand die 
schöne Nonne im Finstern.
Durch die große Aufregung und meine 
daraus folgende Angst vergaß ich, wo ich 
sie verborgen hatte. Als wir sie nach zwei 
Tagen gemeinsamen Suchens im Stroh des 
Kaninchenstalles fanden, war eines der Glä-
ser zerbrochen. Mirella  war so erbost und 
wütend, daß sie mir – was man ihren zar-
ten Armen gar nicht zutraute –, eine don-
nerte, daß mir Tage danach noch die Ohren 
schmerzten.
Sie war darüber genauso erschrocken wie 
ich, kniete sofort nieder, zog mich nach 
und meinte, wir müßten gleich beten – ich 

wegen des Diebstahls, sie wegen ihrer Unbe-
herrschtheit –, damit diese Sünden verge-
ben würden. Drei Vaterunser und dreimal 
das Mariengebet waren die Sühne. Als 
Zugabe noch die lange Litanei des Glaubens-
bekenntnisses.
Dann zog sie mich hoch, befahl mir, darü-
ber zu schweigen, da unser beider Sünden 
nun vergeben und vergessen seien. Dies war 
mir eine Lehre, daß man sich alles leisten 
konnte, wenn man hinterher nur betet und 
bereut.
Gleich zur Probe klaute ich ein paar Tage 
später meiner Tante Maria ein Markstück 
aus ihrem Geldbeutel, was damals viel Geld 
war. Mein einziger Kinderdiebstahl. Wahr-
scheinlich ist er durch mein Gebet und die 
Reue nie entdeckt worden.
Ich habe Mirella nie vergessen und lange 
geliebt.
Es war die erste nachhaltige Erfahrung über 
eine ethische Kategorie. Nämlich, daß die 
Moral zwei Seiten hat: hohe Sittlichkeit und 
niedere Heuchelei.
Es sollten lange düstere und traurige Zei-
ten folgen. Religion spielte dabei oft eine 
unheilvolle Rolle, über die noch zu berich-
ten wäre.

Rudi Kurz
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Freie Wahl? Alles klar?

Was wir gehabt haben werden, wenn die-
ser Artikel erscheint: eine freiere Wahl 

als je in der DDR-Geschichte. Aber keine freie 
Wahl.
Was entschieden sein wird: die Sitzvertei-
lung in der neuen Volkskammer. Aber kein 
Problem.
Der Romanist greift zu Rousseau, wenn es 
um das Gemeinwesen geht. In dessen Schrift 
über den Gesellschaftsvertrag, man weiß es, 
liegt eine Grundsatzerklärung über einen 
vernünftigen, der menschlichen Natur ent-
sprechenden, von den Bürgern gemein-
sam nach ihrem Gesamtwillen gestalteten 
Staat vor. Kann das mehr sein als, besten-
falls schöne, Schwärmerei – 1762 vielleicht 
verständlich, heute rettungslos veraltet? Es 
ist mehr, man muß nur lesen. „Gäbe es ein 
Volk von Göttern, so würde es sich demo-
kratisch regieren. Eine so vollkommene 
Regierung paßt für Menschen nicht.“ Den 
Text durchzieht skeptischer Wirklichkeits-
sinn. Unter den Möglichkeiten der Unvoll-
kommenheit nannte schon Rousseau  genau 
die uns betreffende: „Wenn schließlich der 
nahe vor seinem Untergang stehende Staat 
nur in einer illusorischen und nichtigen 
Form fortbesteht, wenn das gesellschaftli-
che Band in allen Herzen zerrissen ist, wenn 
der schnödeste Eigennutz schamlos den 
heiligen Namen des öffentlichen Wohls zur 
Schau trägt, dann verstummt der Gesamt-
wille; von geheimen Beweggründen geleitet, 
stimmen alle dann so wenig staatsbürger-
lich, als hätte es nie einen Staat gegeben, und 
unter dem Namen von Gesetzen bringt man 
fälschlicherweise ungerechte Verordnun-
gen zur Geltung, die nur das Sonderinter-
esse bezwecken.“
Die Wahl, von der ich träume, wäre die, in  
der nicht über die Vorherrschaft dieser oder 
jener Sonderinteressen entschieden wird, 
sondern nach der das öffentliche Wohl in 
gerechten Gesetzen vernünftigen Ausdruck 
zu finden vermag. Die Wahl, vor der wir im-
mer wieder stehen, ist nur die zwischen ver-
schiedenen Sonderinteressen. Besteht der 
ganze Fortschritt seit Rousseau darin, daß 
solche Interessen inzwischen bei Gefahr 
ihrer Wirkungslosigkeit gezwungen sind, 
sich mit dem Mantel des Gesamtwillens zu 
drapieren?
Wir brauchen uns nicht zu wundern über das 
Aufbrechen der Sonderinteressen, und wir 
haben nicht zu klagen über mangelnde Ver-
nunft. Was sollte denn anders herauskom-
men, wenn „das gesellschaftliche Band in 
allen Herzen“ nicht einfach zerriß: wenn es 
zerrissen wurde? Was zur Wahl steht, hat 
immer eine Geschichte. Beim Demonstrieren 
im Herbst schien es noch um demokratischen 
Sozialismus – das heißt, da es ihn anders 
nicht gibt: um Sozialismus – zu gehen. Selbst 
abgerechnet, was dabei an Gewöhnung an 
einen mächtigen Apparat und zugleich an 
Angst vor ihm mitspielte – es wäre ein Wun-
der gewesen, wenn es so gelaufen wäre. Das 
Bukarester Lenindenkmal und die Falken-
steiner Max-Hoelz-Büste zu stürzen, zurück 
nach „Chemnitz“ zu wollen bestätigt zwar 

nur das alte Denken in falsch gewordenen 
Ansprüchen – aber dahinter steht schlimme 

… Erfahrung, die nicht hinwegtheoretisiert 
werden kann, die in bestimmter Richtung 
notwendig wirkt.
Und wenn dann noch eine Mauer fällt (wen 
was dazu bewog, würde ich gerne gelegent-
lich noch detailliert erfahren), ist fast zwangs-
läufig kein Halten mehr. Statt des Sozialismus 
soll nun die deutsche Einheit mit den Proble-
men fertig werden. So ist das Leben. Rous-
seau zeigt es: nicht erst seit heute. Daß, wie 
mir scheint, im Hintergrund kühle Destabili-
sierungsstrategen ihre Rolle spielten, hat den 
Lauf der Dinge intensiviert. Aber den rhei-
nischen Dampfwalzen war im Lande selbst 
bereits ausreichend vorgearbeitet. An die 
Konsumenten darf der Vorwurf nicht gehen, 
daß jetzt ihr Rausch die Politik bestimmt. Und 
nicht die Vernunft der Demokratie.
Vor Wahlprognosen am heutigen 9. März 
werde ich mich hüten. 1848 ernannte der 
preußische König an diesem Tag seinen reak-
tionären Thronfolger zum Militärgouverneur – 
am 18. März kam ihm die Revolution ins Haus. 
Er muß die Richtung des Kommenden geahnt 
haben (warum sonst der versuchte Griff zur 
Knute) – aber der konkrete Verlauf entging 
der Vorausschau. So steht es auch mit uns. 
Wer auch immer unsere Wahlen gewonnen 
haben wird – er wird die Niederlage dessen 
zu besiegeln haben, was einmal Sozialismus 
werden wollte. Es ist nicht gleichgültig, wie 
groß seine Freude dabei ist, wie die Rechnung 
im einzelnen aussieht und in welcher Weise 
sie bezahlt wird – aber die Richtung steht fest, 
in die der Gewinn fließt.
Statt wirkender Basisdemokratie purer Parla-
mentarismus. Statt der langen Reden, die kei-
ner liest, die flotten Sprüche, die niemandem 
etwas sagen. Statt „Wir sind das Volk“ Röhren 
im deutschen Walde. Statt der Diktatur des 
Politbüros die Diktatur des Geldes.
Freie Wahl? Schon lange vor der Wahl hat der 
Zusammenbruch des alten Systems die Bedin-
gungen des neuen Anfangs diktiert, und man 
merkt wieder einmal: Die bloße Einsicht in die 
Notwendigkeit befreit nicht. Alles klar? Nichts 
ist schon deshalb gelöst, weil die neue Regie-
rung keine des Übergangs mehr genannt wird.
Das Paradoxe in der gegenwärtigen Situa-
tion: Als wir uns so frei gemacht hatten wie 
noch nie, überwältigte uns die Lust an der 
Fremdbestimmtheit. Schon wieder wirkt an 
erster Stelle Obrigkeitshörigkeit: Die Bonner 
werden’s schon richten. So sicher bin ich mir 
da nicht. Allerdings wird es für die meisten 
sicher angenehmer werden, und (fast) jeder 
kann bis auf weiteres hoffen dazuzugehören. 
Dagegen hilft offensichtlich kein Beschwö-
ren noch so wichtiger demokratischer Werte.
Das Beste an diesen Wahlen ist, daß sie statt-
gefunden haben. Denn statt Wahlreden zu 
halten ist jetzt Politik zu machen. Es wird 
ernst für die großen Versprechungen. Das 
D-Mark-gespickte Kaninchen, das durch keine 
Sozialnetzmasche paßt, muß – wenn wir es 
denn wollen – nun erfunden werden. Aus dem 
Hut wird es nicht so einfach zu ziehen sein, 
und auch aus dem Westerland wird es kaum 

zulaufen. Die cleveren Herren von Wirtschaft 
und Politik der anderen Seite haben deshalb 
die vor den Wahlen nützliche Anschluß-Unge-
duld in den letzten Tagen ja bereits zu zügeln 
gesucht. Vorauseilender Gehorsam, wie ihn 
manche Träger unserer Vergangenheit ohne 
eigene Mitte gezeigt haben, muß deshalb nicht 
das Erfolgsrezept von morgen sein. „Spitzfin-
digkeiten, Kunstgriffe und Geheimnistuerei“ 
in Staatsdingen, das wußte schon Rousseau, 
machen „berühmt und elend“ zugleich. Red-
lichkeit und Kompetenz werden sich zeigen 
müssen.
Sie herauszufordern, statt eine neue Politik 
demütig über uns ergehen zu lassen, ist Auf-
gabe und Chance von uns allen. Kritisches 
Bewußtsein und Selbstbestimmtheit einzu-
bringen, sollten besonders die Sozialisten sich 
vornehmen. Dabei werden die Bedingungen 
der deutschen Einigung wichtig, aber nicht 
mehr als eine erste Probe sein. Wohnungs- 
und Kontenschicksale, Obst- und Joghurtan-
gebote, Kulturverhältnisse und Formen der 
politischen Organisation, militärische Bünd-
nisse und ökonomische Eigentumsverhält-
nisse des künftigen deutschen Landes sind 
wichtig. Aber als beste Verteidigerin der deut-
schen Datsche wird die Linke ihre Existenz-
notwendigkeit nicht dauerhaft nachweisen 
können. Die Angelegenheiten der Deutschen 
werden – in den neuen Grenzen – geregelt 
werden. Es bleiben die der Welt. Wird das Son-
derinteresse des Kapitals sie ohne den Stachel 
von links unten bewältigen?
Rousseau betrachtete es als Gipfel des Glücks, 
wenn „Scharen von Bauern die Staatsangele-
genheiten unter einer Eiche entscheiden und 
dabei stets mit großer Weisheit zu Werke 
gehen“. So werden wir uns nicht lagern kön-
nen. Aber das Band des gesellschaftlichen 
Gesamtwillens muß auch den neuen Zerreiß-
proben widerstehen. Sonst trifft der nächste 
Untergang unser Leben. 

Wolfgang Klein 
Berlin, am 9. März 1990

(Aus: „Weltbühne“, H. 12/1990)

Daß auf eine Revolution eine 

Gegenbewegung folgt, ist, wie 

die Geschichte lehrt, nicht 

absonderlich, sondern normal. 

Aber daß der Revolution gleich-

sam von ihrem ersten Tage an 

die Gegenrevolution auf den 

Fersen ist, das ist ein Vorgang 

von typischer Deutschheit und 

deshalb einzig dastehend.

Carl von Ossietzky, März 1921
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Währungsunion – am Anfang oder am Ende?

Unter Währungsunion sei hier nicht ver-
standen eine Art von relat iv stabi-

ler Konvertibilität zwischen D-Mark und 
Mark der DDR, wie sie zwischen allen fort-
geschrittenen Industriestaaten in der Welt 
des Kapitals, insbesondere auch innerhalb 
der meisten Mitglieder der EG, besteht. 
Auch diese wird natürlich gegenwärtig hef-
tig diskutiert: Soll 1 zu 1 oder 1 zu 2 oder  
1 zu 3 usw. konvertiert werden? wird gefragt.
Nein, hier soll von Währungsunion im Sinne 
der D-Mark als einheitlicher Währung für 
beide deutsche Staaten die Rede sein.
Auch dazu sind die Diskussionen national 
wie international heftig. Es beginnt schon 
mit der Problematik: Währungsunion vor 
der Wirtschaftsunion, gleichzeitig mit ihr, 
oder erst nach ihr. Manchen kann es nicht 
schnell genug gehen, und, sie hätten am 
liebsten schon in den ersten Wochen nach 
den Wahlen am 18. März eine solche Union. 

„Die Welt“ vom 7. März meldete, daß der 
Kabinettsausschuß „Deutsche Einheit“ in 
Bonn eine gleichzeitige Wirtschafts- und 
Währungsunion befürwortet, ohne schon 
ein Datum zu nennen. „Kontrapunkt“, das 
Organ der BRD-Industriegewerkschaf t 

„Druck und Papier, Publizistik und Kunst“, 
vom Februar bringt einen ausführlichen 
Artikel zu unserer Problematik unter der 
Überschrift „Währungsunion: Am Anfang 
oder Ende?“ Dort heißt es: „Ein Wunder-
mittel wird zur Zeit gehandelt: die Wäh-
rungsunion. Über Nacht soll sie der DDR 
wirtschaftliche Rettung bringen. 
Das Gegenteil ist zu befürchten: Eine wirt-
schaftliche und soziale Katastrophe mit 
Massenarbeitslosigkeit – wenn die Wäh-
rungsunion am Anfang und nicht am Ende 
der wirtschaftlichen Sanierung steht.“ Ja, 
beiden deutschen Staaten droht dann eine 
Katastrophe: „Der DDR droht das Schicksal, 

zum Armenhaus Deutschlands zu wer-
den. Dann werden nicht 2000 Menschen 
täglich kommen, sondern 20 000. Neben-
bei, die finanziellen Folgen eines solchen 
Abenteuers von unkontrollierbarer Zer-
störungskraft wären Steuererhöhungen. 
Von den politischen Fernwirkungen ganz 
zu schweigen: Massenarbeitslosigkeit und 
Perspektivlosigkeit wären der Nährboden 
für rechtsradikale Lösungen. Es gibt nicht 
den wundersamen marktwirtschaftlichen 
Konsumaufschwung über Nacht bei fortge-
schriebener sozialer Sicherheit und Vollbe-
schäftigung. Elbe und Rhein f ließen nicht 
bergauf.“
Eine ähnlich vorsichtige Haltung zur Wäh-
rungsunion nehmen aber nicht nur andere 
Gewerkschaften und viele Funktionäre der 
SPD ein. Mindestens ebenso vorsichtig sind 
die Banken, ist allgemein die Finanzwelt. 
Allgemein fürchtet man hier bei einer Aus-
dehnung des D-Mark-Umlaufs auf die DDR 
eine Inf lation größeren Ausmaßes in der 
BRD. Am 15. Februar äußerte sich der Zent-
ralbankrat in Frankfurt am Main sehr deut-
lich. „Die Welt“ vom Tag danach berichtete: 

„Bedenken vor allzu schnellem Tempo … Die 
Währungshüter werden durch ihren Rat 
und durch die Mitwirkung bei den anste-
henden Verhandlungen versuchen, die damit 
verbundenen Risiken ( für die BRD – J. K.) 
so klein wie möglich zu halten … Wer ver-
suchen sollte, die Einführung der DM in 
der DDR ohne die notwendigen Reformen 
(in der Wirtschaft – J. K.) durchzuführen, 
würde negative Folgen für die DDR und für 
die Bundesrepublik riskieren … Die DDR 
müsse ihre derzeitige Wirtschaftsstruktur 
radikal umbauen. Da das nicht über Nacht 
geschehen könne, brachten die Teilnehmer 
ihre Überzeugung zum Ausdruck, daß sie 
ein Eilverfahren nicht für gut halten.“

Eine zögernde Linie, wie die Deutsche Bun-
desbank, nahm gleichzeitig ein Bericht der 

„Fünf Weisen“, also der Leitung der fünf 
wichtigsten Konjunkturinstitute der BRD, 
in einem Memorandum für Bundeskanzler 
Helmut Kohl ein. Die Währungsunion dürfe 
danach jedenfalls unter keinen Umständen 

„bereits am Anfang einer wirtschaftlichen 
Integration mit der DDR“ stehen.
Der Landesbankpräsident von Niedersach-
sen rechnet gar mit einer Dauer von drei bis 
fünf Jahren, bis die D-Mark auf dem Gebiet 
der DDR eingeführt wird, und setzt ganz 
selbstverständlich diese Einführung nach 
der Wirtschaftsreform an.
Dem steht die Meinung einer Reihe von 
Regierungsmitgliedern, insbesondere des 
Finanzministers Theo Waigel, entgegen, 
die noch in diesem Jahr, möglichst noch vor 
den Wahlen am 2. Dezember, deren Ausgang 
gegenwärtig ungünstig für CDU und CSU 
beurteilt wird, die Einheit Deutschlands 

„unter Dach und Fach“ gebracht sehen wol-
len. „Die Welt“ vom 8. März berichtet, daß 
Matthias Wissmann, der wirtschaftspoli-
tische Sprecher der CDU/CSU-Bundestags-
fraktion, meint, „es müsse alles versucht 
werden, die Währungsunion bis zum Som-
mer des Jahres ,hinzubekommen‘… Wiss-
mann warnt vor einem ,Gezerre von zwei 
bis drei Jahren‘.“
Kein Wunder, daß angesichts der Haltung 
der Regierung der Wert der D-Mark auf den 
internationalen Märkten nach unten ten-
diert. Kein Wunder, daß es zum Beispiel im 
Börsenbericht der amerikanischen Tages-
zeitung „International Herald Tribüne“ vom 
2. März in der Überschrif t heißt: „Wäh-
rungsunion-Befürchtungen schlugen auf 
den deutschen Börsen ein“. Und im folgen-
den Text heißt es: „Westdeutsche Finanz-
märk te erlebten am Donnerstag einen 
Verfall, als Angst vor der Aussicht auf die 
Währungsunion mit Ostdeutschland auf-
stieg. Der kürzliche Verfall der Deutschen 
Mark beschleunigte sich, Aktienkurse fielen, 
und die Zinsen von Anleihen stiegen.“ Einen 
Tag später brachte die „Neue Zürcher Zei-
tung“ gleich zwei Aufsätze unter den Über-
schriften „Währungsunion belastet D-Mark“ 
und „Die deutsch-deutsche Annäherung als 
Belastung der Kapitalmärkte“.
Erstaunlich diese Konstellation: Gewerk-
schaften und Finanzwelt gegen die Regie-
rung, gegen übereilte Maßnahmen auf dem 
Gebiet der Währungsunion, um „Schaden 
von der BRD und der DDR abzuwehren“. 
Man kann nur hoffen, daß sich diese ver-
nünftige Haltung in Bonn durchsetzt, daß 
man dort die letzte Regierungserklärung 
des DDR-Ministerpräsidenten, die zu sorg-
fältiger Vorarbeit bei einer Währungsunion 
mahnt, zur Kenntnis nimmt, denn andern-
falls wäre der Schaden in der Tat unabseh-
bar für beide deutsche Staaten: Für die BRD 
ebenso wie für die DDR eine katastrophale 
Wirtschaftskrise von Ausmaßen, wie man 
sie seit 1929/32 nicht gekannt hat.

Jürgen Kuczynski 
(Aus: „Weltbühne“, H. 12/1990)Karikatur: Klaus Stuttmann
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 ■ Regionalgruppe Königs Wusterhausen 
Am 2. November um 10 Uhr spricht 
Bruno Mahlow, Mitglied des Ältestenrates 
der Partei Die Linke,  zum Thema: Die 
gegenwärtige internationale Lage 
unter dem Aspekt des wirtschaftlichen 
und militärischen Druckes der NATO, 
insbesondere der USA, auf China und 
Rußland
Ort: Bürgertreff, Fontaneplatz 2,  
15711 Königs Wusterhausen

 ■ Regionalgruppe Mecklenburg 
Vorpommern – Nord/West 

Am 12. November um 15 Uhr spricht Egon 
Krenz zu seinem Buch Wir und die Russen
Ort: Saal des Technologiezentrums,  
Alter Holzhafen 19, 23966 Wismar

 ■  Regionalgruppe Frankfurt/Oder
Am 15. November um 15 Uhr spricht  
Prof. Dr. Ekkehard Lieberam zu seinem 
Buch Am Krankenbett der Linkspartei – 
Therapie: Mehr Marx als Murks 
Ort: Klub der Volkssolidarität, Logenstr. 1, 
15230 Frankfurt/Oder 

 ■ Regionalgruppe Chemnitz-Zwickau
Am 16. November um 10 Uhr spricht Dr. 
Stefan Bollinger zum Thema: Meinst du,  
die Russen wollen Krieg?
Ort: Seniorenbüro, Kopernikusstraße 7, 
08056 Zwickau

 ■ Regionalgruppe Dresden 
Am 16. November um 10 Uhr spricht  
Dr. Jürgen Heise, Direktor des Berliner 
Instituts für vergleichende Staat-Kirche-
Forschung, zum Thema: Das Verhältnis  
von Staat und Kirche in der DDR und in 
der heutigen BRD
Ort: Dresdner Straße 26, „Drogenmühle“, 
01809 Heidenau

 ■  „RotFuchs“-Gruppe Luckenwalde
Am 16. November um 10 Uhr spricht  
Dr. Matthias Werner, Vorsitzender des OKV, 
zum Thema: Die linke Bewegung braucht 
neue Denkansätze – Ziele und Aufgaben 
des Kuratoriums der ostdeutschen 
Verbände 

Ort: Begegnungsstätte für Senioren  
„Haus Sonnenschein“, Schützenstraße 37, 
14943 Luckenwalde

 ■ Regionalgruppe Rostock
Am 16. November um 10 Uhr spricht Uwe 
Fritsch, Vorsitzender des Betriebsrates bei 
Volkswagen Braunschweig, zum Thema: 
Co-Management oder Klassenkampf – 
Welche Weg geht die IG Metall?
Ort: Mehrgenerationenhaus Evershagen, 
Maxim-Gorki-Straße 52, 18106 Rostock

 ■ Regionalgruppe Bernau 
Am 16. November um 15 Uhr spricht  
Dr. Gerhard Ferchland zum Thema: Leben - 
Lernen - Werden und Sein – Theorie und 
Praxis der Bildung in der DDR
Ort: Rotunde der Schule am Blumenhag, 
Zepernicker Chaussee 20–24,  
16321 Bernau bei Berlin

 ■ Regionalgruppe Berlin Marzahn-
Hellersdorf

Am 19. November um 18 Uhr spricht 
Andrej Holm, Sozialwissenschaftler an der 
Humboldt-Universität Berlin, zum Thema: 
Ist die Beseitigung der Wohnungsnot und 
bezahlbares Wohnen unter den Gesetzen 
des Marktes möglich?
Ort: Stadtteilzentrum Marzahn-Mitte, 
Marzahner Promenade 38, 12679 Berlin

 ■ Regionalgruppe Falkensee 
Am 19. November um 19 Uhr spricht  
Prof. Dr. sc. techn. Reinhard Schiffel zum 
Thema: Elektronische Spionagetätigkeit 
der USA- und NATO-Geheimdienste
Ort: Begegnungsstätte der Linken, 
Bahnhofstraße 74, 14612 Falkensee

 ■ „RotFuchs“-Gruppe Oranienburg
Am 21. November um 13 Uhr spricht auf 
einer gemeinsamen Veranstaltung mit ISOR 
Bruno Mahlow, Mitglied des Ältestenrates 
der Partei Die Linke, zum Thema: Rußland 
im Fadenkreuz der NATO – Lehren des 
Großen Vaterländischen Krieges der 
Völker der Sowjetunion

Ort: Regine-Hildebrandt-Haus, 
Sachsenhausener Straße 1,  
16515 Oranienburg 

 ■ Regionalgruppe Magdeburg
Am 21. November um 14 Uhr spricht 
Wolfgang Dockhorn, stellv. Vorsitzender 
des „RotFuchs“-Fördervereins, zum 
Thema: Bestandsaufnahme nach den 
Wahlen im Jahre 2019 und politische 
Schlußfolgerungen 
Ort: Kühleweinstraße (Kulturraum am  
Ende der Sackgasse), 39106 Magdeburg

 ■ Regionalgruppe Berlin Treptow-
Köpenick

Am 21. November um 17 Uhr spricht 
Marianne Linke, ehemalige Sozialministerin 
des Bundeslandes Mecklenburg 
Vorpommern, zum Thema: Die Strategie 
der Linken nach den Wahlen in 
Brandenburg, Sachsen und Thüringen
Ort: Wahlkreisbüro der Partei Die Linke, 
Brückenstraße 28, 12439 Berlin

 ■ Regionalgruppe Harz
Am 22. November um 14 Uhr spricht 
Wolfgang Dockhorn, stellv. Vorsitzender 
des „RotFuchs“-Fördervereins, zum 
Thema: Bestandsaufnahme nach den 
Wahlen im Jahre 2019 und politische 
Schlußfolgerungen
Ort: Gaststätte „Lindenhof“, Spiegels-
bergenweg 16, 38820 Halberstadt

 ■ Regionalgruppe Neubrandenburg
Am 23. November um 10 Uhr spricht 
der ehemalige Kundschafter Dieter W. 
Feuerstein zum Thema: Militäraufklärung 
und politische Schlußfolgerungen für 
damals und heute
Ort: Mehrgenerationenhaus Seniorenbüro 
e. V., Poststraße 4, 17033 Neubrandenburg

 ■ Regionalgruppe Nördliches 
Vorpommern 

Am 23. November 10 Uhr liest Egon Krenz 
aus seinem Buch Wir und die Russen
Ort: Volkssolidarität, Knieper Damm 28, 
18435 Stralsund 

„RotFuchs“-Veranstaltungen im November

Ze
ic

hn
un

g:
 G

er
tr

ud
 Z

uc
ke

r



RotFuchs / November 2019 Seite 33

Wenn man solchen Leuten wie Frau Anna 
Kaminsky, ihres Zeichens Geschäftsführerin 
der Bundesstiftung zur Aufarbeitung der SED-
Diktatur, die Deutungshoheit über das Leben 
der meisten Bürger in der DDR überläßt, braucht 
man sich nicht zu wundern, wenn sich immer 
mehr von den etablierten Parteien abwenden. 
Es spricht für sich, wenn Frau Kaminsky auf die 
Frage, was es in der DDR an Gutem gab, aber 
auch gar nichts einfiel.
Wenn ich mir die Wahlen und ihre Auswertung 
in Brandenburg und Sachsen ansehe, muß 
ich feststellen, daß die „Volksparteien“ den 
Menschen schlicht nicht zuhören. Es war eben 
nicht die „SED-Planwirtschaft“, sondern vor 
allem die Treuhand, die zur Deindustrialisierung 
im Osten geführt hat. Das war politischer Wille 
und im Interesse des westlichen Kapitals. Diese 
Herangehensweise hat dazu geführt, daß die 
Menschen aus den Dörfern und Städten im Osten 
abgewandert sind. Damit verschwanden Gaststät-
ten, Verkaufsstellen, Landärzte und Nahverkehr.  
Zu den guten Seiten der DDR ist auf alle Fälle 
zu zählen, daß sie sich nie an Kriegseinsätzen 
beteiligt hat, daß sie keine Zweiklassenmedizin 
hatte, daß alle in ein Rentensystem eingezahlt 
haben und es keinen Mietwucher gab. 
 Ralf Kaestner, Bützow

Der staatlich verordnete Mainstream will, daß wir 
ihm folgen, selbst nicht mehr nachdenken und 
hinterfragen. Diese für mich traurige Erkenntnis 
habe ich einmal mehr nach einem diesjährigen 
Urlaub in Binz gewonnen. Es ist unglaublich, 
wenn man es nicht selbst erlebt hätte, wie die 
Geschichte um Prora verfälscht wird. Ob es das 
sogenannte offizielle Dokumentationszentrum 
ist oder diverse historische örtliche Publikati-
onen, selbst harmlose Straßenschilder werden 
genutzt, um ahnungslose Bürger schamlos zu 
belügen. Ein Erholungsheim der NVA hat es für 
die Geschichtsfälscher nie gegeben, dafür prä-
sentiert man bunte Plakate über das scheinbare 
Wohlbefinden der Bürger durch die von den Nazis 
verordnete Bewegung „Kraft durch Freude“ im 
faschistischen Deutschland, die hier in Prora 
eine entsprechende Erholungsunterkunft plante.
Es ist nicht zu verstehen, daß solche Verherrli-
chung des Hitler-Regimes in dem wunderschö-
nen Ostseebad Binz und dem neu gestalteten 
Komplex „Koloß von Rügen“ ohne jeden Protest 
hingenommen wird. Womit ich mich auch an den 

„RotFuchs“ und eine dort arbeitende Regional-
gruppe wenden möchte. Ich meinerseits habe 
meinen Urlaub in Binz genutzt, um nach meh-
reren Anläufen in einem persönlichen Gespräch 

mit dem Bürgermeister meine Einwände gegen 
diese Art der historischen Darstellung von Prora 
vorzutragen. Wir, die wir noch alles persönlich 
erlebt haben, sollten, soweit es unsere Kräfte 
zulassen, gegen Geschichtsverdrehung und 

-fälschung wirksam werden. Das sind wir unseren 
Kindern und Enkeln schuldig.

Harry Schröder, Oberstleutnant a. D. der 
NVA, Berlin

Anläßlich der Ermordung Ernst Thälmanns vor 
75 Jahren fanden sich am 18. August Mitglieder 
des Verbandes zur Pflege der Traditionen der 
NVA und Grenztruppen der DDR e. V., ISOR, 
der VVN / BdA und andere Linke – allesamt 

„RotFuchs“-Leser – an der Mauer der JVA ein. 
Das Gefängnis war der letzte Aufenthaltsort 
Thälmanns, vom 11. August 1943 bis zu seiner 
Überführung ins KZ Buchenwald und seiner 
heimtückischen Ermordung. Zu DDR-Zeiten 
gab es in Bautzen eine Schule, eine Straße, 
ein überlebensgroßes Denkmal und mehrere 
Gedenkstätten. Heute nur noch die, an der wir 
uns treffen (die auch zeitweilig verschwunden 
war, aber durch „RotFuchs“-Aktivisten wieder 
entstand). Es existiert noch die Doppelzelle 11/12 
im Gefängnis, in der Thälmann eingesperrt war, 
eine Stele mit eingraviertem Namen vor dem 
Eingang der JVA und eine Gedenktafel an der 
ehemaligen Thälmannstraße (heute Polizeige-
bäude). Alles andere verschwand. 
In den Medien wurde mitgeteilt, daß der Ober-
bürgermeister, der auch mit unseren Stimmen 
gewählt wurde, für die SPD kandidiert. Unsere 
Unterstützung hat er auch deshalb, weil er per-
sönlich seit Beginn seiner Amtszeit den 8. Mai 
am sowjetischen Ehrenmal mit beeindruckenden 
Worten als Tag der Befreiung würdigt. 

Helge Tietze, Bautzen

Zu Sergej Lawrow: Der 2. Weltkrieg und die 
Verdrehungen des Westens, RF 260, S. 3 
Der russische Außenminister Sergej Lawrow 
betreibt eine kluge Verhandlungsführung. Sein 
im „RotFuchs“ veröffentlichter Beitrag findet 
meine volle Zustimmung.

Dr. Kurt Laser, Berlin

Den Artikel von Sergej Lawrow im September-
Heft des RF kann ich sehr begrüßen. Nach meiner 
Überzeugung besitzen nur Rußland und China 
die richtigen Überlegungen zur Überwindung 
der jetzigen katastrophalen Lage auf der Erde. 
Die NATO und die USA scheinen jeden Sinn 
für Realitäten verloren zu haben, den man zu 
Kennedys und Brandts Zeiten noch unterstellen 
konnte. Trump und die Kräfte hinter ihm sind 
im Begriff, alles auf eine Karte zu setzen und in 
einem Weltkrieg den Weg zur Sicherung ihres 
globalen Herrschaftsanspruchs zu sehen. Nach 
1945 wollte keiner mehr eine Waffe in die Hand 
nehmen, doch die Generation, die dafür stand, gibt 
es zum großen Teil nicht mehr. Meine Hoffnung 
setze ich in die Jugend, denn es ist höchste Zeit, 
diesen Wahnsinn zu stoppen, ehe es zu spät ist.

Gerd Schulz, Waldau

Zu Horst Nörenberg: Wie vor 80 Jahren der  
2. Weltkrieg begann (RF 260, S. 5)
Oberst a. D. Nörenberg gibt eine militärisch 
sehr sachliche und kenntnisreiche Darstellung 
dieser Ereignisse. Bis auf vier Gesichtspunkte, 
die freilich mehr ins Politische reichen.

„Sowjetische Truppen besetzten die vereinbarten 
Gebiete in Polen.“ Mit wem „vereinbart“? War es 
nicht vielmehr so, daß Stalin beim Überfall auf 
Polen die sowjetischen Gebiete in der West-
Ukraine und West-Belorußland zurückholte, 
die durch den Brest-Litowsker Zwangsvertrag 
1920 dem Mitinterventen Polen zugeschlagen 
worden waren?
Und ist mit „vereinbart“ etwa der deutsch-
sowjetische Nichtangriffspakt gemeint, der in der 
Geschichtslügnerei „Hitler-Stalin-Pakt“ genannt 
wird? Man erinnere sich, und das gehört auch 
zur militärischen Sachlichkeit: Stalin hatte bei 
der heraufziehenden Gefahr des Überfalls auf 
Polen dreimal den West-„Alliierten“ dringend 
vorgeschlagen, einen Nichtangriffs- und Bei-
standspakt mit Polen abzuschließen. Das wurde 
dreimal abgelehnt, aus den auch hier genannten 
Gründen.

„Ein weiterer Beweis für die zu erwartende 
Konfrontation mit Nazi-Deutschland war der 
sowjetisch-finnische Krieg ...“ Diesen „Krieg“ 
hat Stalin gemacht, und wer das als „Beweis 
für die zu erwartende Konfrontation“ ... ansieht, 
der nähert sich ziemlich der nächsten heutigen 
infamen Geschichtslüge, daß Stalin genauso 
schuld am zweiten Weltkrieg ist wie Hitler.

„Am 1. September 1939 ... begann der Waffen-
gang zur Umsetzung der Pläne Hitlers und seiner 
Generale, für welche die Wehrmacht seit 1933 
vorbereitet wurde.“ Das waren zuerst die Pläne 
der größten deutschen Konzerne und Banken zur 
Neuaufteilung der Welt! Hitler war dazu nur das 
Instrument, das dafür 1933 an die Macht geputscht 
wurde. Es waren dieselben Klassenkräfte, die 
der jetzigen BRD, nach Beseitigung der DDR, 
zu 18 Kriegen verhalfen, zu „humanen Kriegen“ 
natürlich. Und weit weg von Kleindeutschland, 
natürlich. Und die natürlich nichts mit dem Kampf 
um die Neuaufteilung der Welt zu tun haben.

„Als die Hitler-Faschisten Polen überfielen, 
bemühte sich die Sowjetunion verstärkt um die 
Verbesserung der Sicherheit ihrer Grenzen.“ Das 
traf aber leider nur für die Gebiete um Leningrad 
herum zu. Ansonsten hatte Stalin, entgegen 
der Warnungen führender Militärs, dem „Nicht-
angriffspakt“ zuviel Gewicht und Bedeutung 
beigemessen und die militärische Vorbereitung 
auf einen „bevorstehenden“ Überfall nicht in der 
nötigen Weise vorangetrieben. Das war einer der 
großen Fehler, die Stalin gemacht hat. Sonst wäre 
es den Faschisten sicher nicht gelungen, in knapp 
zwei Jahren 2000 km bis an die Wolga vorzusto-
ßen. Und hätte den Westmächten, die genauso 
eine Neuaufteilung, aber nach ihren Wünschen, 
wollten, weniger Gelegenheit gegeben, ihre ver-
tragsbrüchig verspätete Normandie-Landung als 
ausschlaggebenden Sieg darzustellen. 
Wir haben es nötig, nicht nur dieser Geschichts-
lüge entgegenzutreten. Sehr nötig.

Gerhard Naumann, Berlin 

Zu Hans Schoenefeldt: China: Die mißlungene 
Generalprobe, RF 260, S. 15
Zu den Bewertungen der Ereignisse auf dem 
Tiananmen-Platz von 1989 möchte ich einen 
Gedanken hinzufügen, den Prof. Dr. Zbigniew 
Wiktor in seinem Buch „China auf dem Weg der 
sozialistischen Modernisierung“, Torun 2008, 
geäußert hat: „In Anbetracht der historischen 
Erfahrungen der letzten rund zehn Jahre kann 
mit Sicherheit festgestellt werden, daß das 
wichtigste historische Ereignis des Jahres 1989 

L E S E R B R I E F E
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nicht der Zusammenbruch der UdSSR und der 
sozialistischen Länder Europas war, sondern 
die Rettung Chinas vor diesem Niedergang und 
seine weitere sozialistische Entwicklung.“ 

Jörg Eisenträger, Sulz a. N.

Hervorragend der Leserbrief von Wilfried 
Steinfath in der Juli/August-Ausgabe des RF. 
Schade, daß er nur den Lesern des „RotFuchs“ 
zugänglich ist.
Was die Annexion der Krim betrifft, fehlt noch der 
sogenannte I-Punkt, nämlich der Hinweis auf das 
Sezessionsrecht. Das wird von den westlichen 
Politikern und den Medien bewußt verschwiegen, 
weil sonst die Politik der Konfrontation und der 
Sanktionen gegen Rußland nicht mehr zu recht-
fertigen wäre. Ich darf ergänzend hinzufügen: 

„Das Selbstbestimmungsrecht eines Volkes hat 
laut UNO-Resolution 2625 vom 24. 10. 1970 (!) 
auf jeden Fall Vorrang gegenüber Souveränitäts-
ansprüchen von Staaten. Kein völkerrechtlicher 
Vertrag und keine innerstaatliche Verfassung 
kann das Selbstbestimmungsrecht verbieten.“
Meines Erachtens hat Dr. Kurt Laser vor einiger 
Zeit schon mal darauf hingewiesen. Die in den 
Medien immer wieder verbreitete Lüge von der 
Annexion der Krim wird so oft wiederholt, daß die 
selbige von vielen als Wahrheit empfunden wird.

Ralph Dietze, Freital

Es heißt oft, Geschichte wiederholt sich nicht. 
Der jüngste Putschversuch in Venezuela – unter 
Anleitung der USA – scheint dies zu widerlegen. 
In der kleinen Kärntner Tageszeitung „Volkswille“ 
vom 31. 12. 1948 ist nachzulesen, wie die USA 
in Venezuela einen Militärputsch erfolgreich 
durchführten. Hier die kurze Meldung:
USA inszenieren „Revolution“ in Südamerika
Prag (TASS). Telepreß veröffentlichte einen 
Artikel des bekannten amerikanischen Kommen-
tators Johannes Steel, in dem der vor kurzem 
erfolgte Militärputsch in Venezuela als „eines 
der skandalösesten Ereignisse in Südamerika“ 
bezeichnet wird.
Venezuela hat die Verwirklichung demokrati-
scher Formen in Angriff genommen, und die … 
Regierung Gallegos war das Ergebnis der ersten 
demokratischen Wahlen in der Geschichte des 
Landes, schreibt Steel. Der Grund für den Erfolg 
der Militärabenteurer, die Gallegos stürzten, ist 
in Washington zu suchen, wo die Stabschefs 
ihre eigene Ansicht darüber haben, welche 
Regierungen in Südamerika vom militärischen 
Standpunkt der Vereinigten Staaten aus Ver-
trauen verdienen. Die Zweigstellen der großen 
amerikanischen Erdölgesellschaften Standard 
Oil of New Jersey und Golf Oil Corporation 
sind stark an der Erdölindustrie von Venezuela 
interessiert. Diese Gesellschaften, betont Steel, 
waren empört, als Gallegos ihre Profite mit einer 

… 50prozentigen Steuer belegte.
Dagegen erklärte der Wirtschaftsminister der 
Militärjunta unmittelbar nach dem Umsturz, die 
neue Regierung sei den Erdölgesellschaften 
freundschaftlich gesinnt und gäbe … ihnen die 
Garantie, daß sich die großen Kapitalinvestiti-
onen der Amerikaner in „völliger … Sicherheit“ 
befinden. Steel hebt besonders hervor, daß 
nicht nur in Venezuela, sondern … auch in Peru, 
wo gleichfalls eine auf demokratischem Wege 
gewählte Regierung gestürzt … wurde, in den 
letzten anderthalb Jahren große amerikanische 
Waffenlieferungen eintrafen. Die gegenwärtige 

amerikanische Politik, schreibt Steel abschließend, 
beruht auf dem … Prinzip, Militärcliquen zum 
Kampf gegen das Volk zu bewaffnen.

Johann Weber, Niederbayern

Vor kurzem fand in Hamburg ein Abend mit DDR-
Zeitzeugen, zu dem vor allem Jugendliche aus 
verschiedenen Gruppen und Interessierte, die 
durch die Werbung in der UZ und der „jungen 
Welt“ zu der Veranstaltung gekommen waren, statt.
Offensichtlich ist, daß es ein erstaunliches und 
wachsendes Interesse am Thema DDR und 
Sozialismus gibt. Die offene Debatte dazu war 
durch die Vielgestaltigkeit der Lebensläufe der 
anwesenden Zeitzeugen anregend und interes-
sant. Für die Beteiligten aus Hamburg war dieses 
Zusammenkommen wichtig, da es Gelegenheit 
bot, mit ähnlich Denkenden, Menschen ähnlicher 
Lebenserfahrung und positiver Beziehung zur DDR 
zusammenzukommen und sprechen zu können.
Meine Vermutung ist, daß aus der Entwicklung 
der Linkspartei Chancen entstehen, die leider in 
einer angemessenen Weise viel zu wenig durch 
Angebote und aktives Aufeinander-Zugehen 
genutzt werden.
Besonders die klare, gebildete, den Zuhörern 
zugewandte, immer wieder neu anregende 
Art und Weise von Arnold Schölzel weckte bei 
den meisten Teilnehmern das Bedürfnis nach 
Vertiefung und Weiterführung der Diskussion. 
Natürlich haben wir über die spezielle Hamburger 
Lage der vier MASCHs in der Großregion, die 
geringe Zusammenarbeit, den fehlenden Erfah-
rungsaustausch, die gestörte Kommunikation 
und Probleme in der Jugendarbeit gesprochen. 
Aber es entwickeln sich auch Bildungsgruppen 
in der Linkspartei, rund um Marx21, im Bildungs-
verein Altona und in anderen Strukturen, die sich 
austauschen und zusammenarbeiten.
Ich denke, daß die neuen „sozialen“ Medien 
nicht alles sind, sondern ein Weniger mehr sein 
kann, besonders das persönliche Auftreten eine 
gewinnende, vertrauensvolle Umgebung zu 
schaffen, um vor allem die Jüngeren zu erreichen.
Ich bin mit Dankbarkeit für diese Erfahrungen 
nach Hause gefahren.

Ulrich Fritsche, Hamburg

Während meiner zwei Aufenthalte in Kuba habe 
ich Land und vor allem Leute schätzen und 
lieben gelernt. Das für mich sprichwörtlich so 
ausgeprägte Selbstbewußtsein der Menschen 
aller Generationen und deren menschlichen 
Einstellungen und Ziele haben mich kolossal 
beeindruckt. Im Vorfeld des Brückenfestes – 
ein jährlich am 1. Mai von der Linkspartei und 
den Gewerkschaften initiiertes Volksfest – hat 
es mich dann gepackt. Ich wollte mehr tun! 
Gemeinsam mit CubaSí gestalteten wir einen 
Stand, an dem sich Besucher informieren und 
in eine „Interessenten“-Liste eintragen konnten.
Seite Mitte Mai treffen wir uns nun regelmäßig 
einmal im Monat, um uns über aktuelle Fragen 
und Probleme des Landes auszutauschen und 
gemeinsam Ideen für eine effektive Solidarität mit 
Kuba zu entwickeln. Das ist ganz besonders nach 
der extremen Verschärfung der Blockade durch 
die USA von zunehmender Bedeutung. Fundierte 
Argumentationsfähigkeit in der Auseinanderset-
zung mit Informationen der „Mainstream-Medien“ 
ist dabei ebenso wichtig.
Daß wir unsere Gesprächsrunden in entsprechen-
dem Ambiente durchführen, ist selbstverständlich: 

Wir treffen uns an jedem 2. Mittwoch im Monat 
um 19 Uhr immer in der „Havanna-Bar“, die von 
dem aus Santa Clara stammenden Kubaner 
Osmin Ventura geführt wird.
Übrigens: Wir sind kein „Geheim-Club“ – Inter-
essenten sind immer willkommen!

Wolfgang Frotscher, Frankfurt (Oder)

Sich an Professor Dr. Helmut Matthes zu erinnern, 
bedeutet, DDR-Geschichte Revue passieren zu 
lassen. Der Lebensweg des letzten Direktors des 
Instituts für Internationale Beziehungen in Potsdam, 
der sich auch als Wirtschaftswissenschaftler und 
Hochschullehrer hohes Ansehen erworben hatte, 
war besonders mit dem Engagement der DDR in 
Afrika verbunden. Nachdem am 21. Dezember 
1972 volle diplomatische Beziehungen zu Tan-
sania hergestellt waren, wurde Helmut Matthes 
der erste Botschafter der DDR in Daressalam. 
Wenn sich Matthes an diese Zeit erinnerte, 
brachte er es in typischer Weise auf den Punkt: 

„In meinem Garten saßen sie alle.“ Kaum ein 
Politiker des südlichen Afrikas, der nicht mit 
dem engagierten Botschafter zusammentraf: 
Machel, Neto, Dadoo, Mugabe, Nzo und auch 
der junge Mbeki. Über Tansania lief die Unter-
stützung für die Befreiungsbewegungen in den 
Nachbarländern, über Tansania lief ein großer 
Teil der Unterstützung für die mosambikanische 
Unabhängigkeitsbewegung, die FRELIMO. 1983 
bis 1988 schloß sich für Matthes folgerichtig eine 
Berufung zum Botschafter in Mosambik an. Das 
waren sehr bewegten Jahre in der Geschichte 
Mosambiks und in der Geschichte der Beziehun-
gen zwischen der DDR und dem befreundeten 
afrikanischen Land. 1984 die Ermordung einer 
Gruppe von Landwirtschaftsspezialisten der DDR 
in Lichinga, die ihm besonders nahegegangen 
war. Es war ihm wichtig zu verhindern, daß es 
weitere Todesopfer unter den mehr als 1000 
Kooperanten der DDR in Mosambik gibt. Er 
war Zeuge der Unterzeichnung des Vertrages 
von Nkomati, erlebte den Tod Samora Machels, 
die Wahl Joaquim Chissanos, den er gut kann- 
te, zum Präsidenten der Republik und der  
FRELIMO. Und Matthes mußte erkennen, daß den 
Möglichkeiten der DDR auch in Afrika Grenzen 
gesetzt waren.  Er kehrte 1989 an das Institut für 
Internationale Beziehungen in Potsdam zurück, 
war dessen Direktor bis zur Auflösung 1991. 
Seine wissenschaftlichen Interessen waren 
vielfältig, als Wirtschaftswissenschaftler hat 
er sich im offiziellen Ruhestand besonders mit 
dem Ende der DDR und den Ursachen für ihr 
Scheitern auseinandergesetzt. Am 7. Juli 2019 
ist Helmut Matthes gestorben. 

Matthias Voss, Potsdam

Es ist eine Volksweisheit: Die Kleinen fängt man, 
die Großen läßt man laufen … Aber sind denn 
laut Grundgesetz nicht alle Bürger vor dem 
Gesetz gleich? Auf dem Papier vielleicht, in der 
Praxis leider nicht.
Nehmen wir den Fall Scheuer. Der Verkehrs-
minister hat offensichtlich schnell kapiert, daß 
eine politische Karriere sehr von Vorteil ist. Als 
Minister kann er im schlimmsten Fall sein Amt 
verlieren, sein Vermögen wird das nicht tangieren. 
Kürzlich wurde bekannt, daß Minister Scheuer 
dem Steuerzahler eine halbe Milliarde Euro an 
Strafzahlungen für voreilig geschlossene Verträge 
mit privaten Mautbetreibern beschert hat. Der 
Haushaltssprecher der Grünen verwies darauf, 
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daß er die Zahlen bewußt so manipuliert habe, 
daß private Anbieter den Zuschlag bekamen. Ein 
angeblich billigeres Modell sei nicht berücksichtigt 
worden. Das ist schwerer Betrug am Steuerzahler. 
Wo ist hier die Justiz des Rechtsstaates? Bei der 
Unterschlagung eines Pfandbons im Supermarkt 
wäre sie längst in der Spur, für hochrangige 
Politiker ist sie offensichtlich nicht zuständig.
Irgendwie muß nun das Volk beruhigt werden, 
weshalb man den Minister vor den Verkehrs-
ausschuß zitiert. Die Opposition im Bundestag 
fordert einen Untersuchungsausschuß. Was wird 
es bringen? Ewige Debatten und Schuldzuwei-
sungen, aber kein greifbares Ergebnis.

Wilfried Steinfath, Berlin

Wahlzeiten bringen es auf den Punkt: die 
unglaublich platten Sprüche auf sämtlichen 
Plakaten, etwas umformuliert, inhaltlich meist 
unverändert und am Ende der Regierungszeit 
fast nichts davon realisiert. Bildungsnotstand 
allerorten, Lehrermangel, Pflegenotstand, 
Fachkräftemangel, überlastete Straßen mit 
Endlosbaustellen, fehlende Radwege, total ver-
nachlässigtes Schienennetz in Auto-Deutschland, 
keine Renten- und Lohnanpassung im Osten 
auf 100 %. Was noch da ist in der Region, 
wird, wenn es sich nicht rechnet, abgeschafft. 
Zuletzt wurde das RAW platt gemacht und die 
Windradbude in Trampe, ein Reparaturwerk 
und ein Hersteller von ökologischen Wind-
kraftanlagen. Immer mehr Menschen werden 
unzufrieden und deswegen zu Protestwählern 
oder Wahlverweigerern. Wie eine Seuche brei-
ten sich rechtes Gedankengut, übertriebener 
Nationalstolz und Rassenhaß aus, typische 
Ausgeburten der kapitalistischen Unordnung. 
Das neue Polizeigesetz im Land Brandenburg, 
beschlossen durch die derzeit Regierenden 
SPD und Die Linke, ist Maulkorb und Fußfessel 
zugleich, gerichtet gegen alle politischen Gegner, 
auch gegen die gefährlichen Kommunisten, 
die bei der Ausübung ihrer demokratischen 
Bürgerrechte schon auf Grund irgendeines 
Verdachtes in den Knast gesteckt werden 
können. Das ist unglaublich, aber wahr. Auch 
Truppen- und Militärtransporte der NATO durch 
das Land Brandenburg in Richtung russische 
Grenze wurden durch dieses rosa Regierungs-
bündnis genehmigt – von zwei Parteien, die 
sich angeblich für die Belange des „kleinen 
Mannes“ einsetzen. Tatsache ist jedoch, daß 
sie in erster Linie immer die Interessen der 
Konzerne, der Banken und des Militärs vertreten. 
Die Kunst ihres Regierens besteht vor allem 
darin, den Ball flach zu halten, das Wahlvolk 
immer wieder so gefühlvoll zu verschaukeln, 
daß es nicht ernsthaft aufmuckt. Falls doch, 
wird kurzer Prozeß gemacht, siehe Stuttgart 
21, der G20-Gipfel in Hamburg oder die Pro-
teste der Umweltaktivisten. So läuft das hier, 
egal wer den Kochlöffel schwingt, egal wie die 
Oberköche sich nennen. Sie alle sind Pfleger 
am Krankenbett des krebskranken Kapitalismus 
und – der Krebs ist bösartig. Die braune Soße 
köchelt und köchelt genau aus dem Grund und 
nicht nur hier und nicht nur in Europa, sondern 
überall auf dieser vom Kapitalismus vergewal-
tigten Erde. Ich würde mir wünschen, auf den 
Plakaten der Partei Die Linke würde stehen: 
Unser Ziel heißt Sozialismus und Weltfrieden. 
Dann wären sie für mich glaubwürdig und ohne 
Bauchschmerzen wählbar. 

Es ist beschämend, daß nur wenige Menschen 
am 1. September den Weltfriedenstag nutzen, 
um öffentlich den Weltfrieden zu fordern. Aber 
egal, wir machen erst mal weiter so. Es wird 
schon nicht so schlimm werden. „Fridays for 
Future“ wird als Kinderkram abgetan, und unsere 
Möchte-gern-an-die-Fleischtöpfe-Akrobaten 
versprechen genau wie Merkel, völlig verantwor-
tungslos, weiterhin Wachstum und Wohlstand. An 
die wichtigste Stellschraube, an das Grundübel, 
traut sich keine „Volkspartei“ heran. So geht 
der ostdeutsche Michel ganz selbstbewußt an 
die Urne und wählt. Er geht wählen, ohne das 
Wahlprogramm seiner „Erlöser“ gelesen zu haben 
und schon gar nicht deren Parteiprogramm. Man 
wählt, wenn überhaupt, nach Gefühl. Ein lesendes 
und nachdenkendes Volk, das wäre die Lösung! 
Aber nein, Wahlomat und Plakatwerbung – das 
paßt und reicht. Und die Wahlsieger, die lachen 
sich mal wieder ins Fäustchen.

Eckhard Laurich, Eberswalde 

Mit zunehmender zeitlicher Distanz zu den 
Landtagswahlen in Sachsen und Brandenburg 
schwindet ein wenig der Groll über die schlech-
ten Ergebnisse der Linkspartei. Was ist zu tun? 
Pessimismus und Besserwisserei werden uns 
nicht weiterhelfen.
Wir sollten uns unbedingt Zeit für eine gründli-
che Analyse der Wahlergebnisse nehmen und 
daraus, gepaart mit Herz sowie Sachverstand, 
programmatische und praktische Schlußfolge-
rungen ableiten. Schnellschüsse und emotional 
vorgetragene Forderungen, an wen auch immer, 
sollten unterbleiben. Dafür müssen gut aus- und 
abgewogene Vorschläge für politische Zielset-
zungen auf der Grundlage des Parteiprogramms 
eingebracht werden. Friedenspolitische, soziale 
und solidarische Schwerpunkte sind dabei in den 
Mittelpunkt zu stellen sowie öffentlichkeitswirk-
sam umzusetzen. Mit der Diskussion über die 
Vorschläge in den Gremien müssen vor allem 
möglichst viele außerparlamentarische Aktionen 
einhergehen.
Der Landtagswahl in Thüringen sollte unsere ganze 
Aufmerksamkeit sowie tatkräftige Unterstützung 
gelten – und dies bundesweit. Besinnen wir uns 
auf unsere gemeinsamen Ziele im Kampf um 
politische Veränderungen, bündeln wir unsere 
Kräfte und ringen um beste Wahlergebnisse in 
Thüringen. Das wäre eine erste richtungsweise 
und ermutigende Antwort auf das vergangene 
Wahldesaster! Raimon Brete, Chemnitz

Sachsen hat gewählt und dabei alle apokalyp-
tischen Vorausahnungen weit übertroffen: fast 
60 % der Stimmen reaktionär-faschistoid (davon 
fast 60 % CDU; mehr als 25 % AfD).
Das Denken für sich in Anspruch nehmende 
Menschen begründen das so: So kann’s nicht 
weitergehen! Die da oben brauchen einen 
Denkzettel! Ich wähle AfD aus Protest, deshalb 
bin ich noch lange kein Nazi!
Aber die so denken, waren doch alle einmal 
DDR-Bürger! Der Jugend könnte man das evtl. 
noch verzeihen angesichts des „Geschichts-
unterrichts“, dem sie seit der Konterrevolution 
ausgesetzt waren und sind. Vielleicht hätten die 
AfD-Protestler nicht „denken“, sondern lieber 
nachdenken sollen. Dann wäre ihnen sicher 
aufgefallen, daß Teile der CDU schon lange vor 
der Landtagswahl mit der AfD als möglichem 
Mehrheitsbeschaffer liebäugelten. Doch das 

sahen sie nicht, und so haben sie den Scheu-
erhader mit dem Putzlappen schlagen wollen. 
CDU und AfD hat’s gefreut. 
Ein wirklich durchdachter Protest, der auch 
glaubhaft gewesen wäre, hätte die CDU im 
Quadrat springen lassen: die Wahl der Linken! 
Ob allerdings die Partei Die Linke dieses Votum 
zum Wohle der Wähler in entsprechendes Handel 
hätte umsetzen können oder wollen, steht auf 
einem anderen Blatt.

Siegfried Wunderlich, Plauen

Eure Zeitschrift finde ich prima! Vor allem für 
Jüngere bietet sie interessante Informationen 
zu nicht persönlich erlebten Zeiten und Zusam-
menhängen. Darüber hinaus ist sie eine der 
wenigen, wenn nicht überhaupt die einzige, 
in der relativ umfangreich Leserzuschriften 
veröffentlicht werden. Was mir dennoch etwas 
zu kurz kommt, ist das Streitbare zu aktuel-
len Themen, bei denen Leser um Ideen und 
Standpunkte „rangeln“.

Pete Kromer, E-Mail

Die RF-Regional-Gruppe Saale-Orla hatte zum 
Treffen in der Kreisstadt Saalfeld eingeladen. 
Am Donnerstag, dem 19. 9., gab es keinen Vor-
trag, es war zu einem Stammtisch mit offenem 
Gespräch zur bevorstehenden Landtagswahl 
eingeladen. Das hat eine recht große Runde sehr 
interessiert. Genossen, Freunde und RotFüchse 
wurden von Günter Wechsung begrüßt. Die 
Sorge um den Frieden in der Welt und unsere 
gefährliche Außenpolitik sind es, die mich zu 
den interessanten Vorträgen und Gesprächs-
runden der RotFüchse geführt haben. Das ist 
auch immer Thema in jeder Veranstaltung.
Diesmal war es die Wahl. Was verkünden die 
ganzen Plakate? Was wird aus der Linken, die 
sich, wie auch andere Parteien in den eigenen 
Reihen, nicht einigen kann? Wie kann man so 
mit der so geachteten Sarah Wagenknecht 
umgehen?  Wie kommt der Weltkindertag gerade 
in Thüringen auf den 20. September – kurz vor 
der Wahl? Ist doch in unseren Bundesländern 
der 1. Juni als  Internationaler Kindertag über 
Jahrzehnte gefeiert worden.
Auf verschiedene Artikel aus dem letzten 

„RotFuchs“ wurde verwiesen. Frieden, Frieden 
und immer wieder Frieden, das ist das Wichtigste. 
So soll auch die Abstimmung bei den Wahlen 
erfolgen. Kriegstreiber dürfen keine Stimme 
bekommen. Das ist es, was mir auch an den 
Rotfüchsen und der Zeitschrift gefällt. Ganz meine 
Meinung – auch die vieler Leserbriefschreiber 
aus unserer „Ostthüringer Zeitung“. Abrüsten 
statt aufrüsten! … Militärschlag gegen Syrien 
völkerrechtswidrig … Für friedliche Beziehungen 
zu Rußland – der Vergangenheit und der Zukunft 
wegen. Immer wenn ich den „RotFuchs“ lese, 
sehe ich, daß doch viele meiner Meinung sind und 
auch dafür kämpfen. Das finde ich positiv. Das 
Lied von Gisela Steineckert „Der einfache Frie-
den“ von 1981 tauchte auch im „RotFuchs“ auf. 
Unser Maxhüttenchor aus Unterwellenborn hat 
es im Programm. 
Ich mache weiter Werbung, damit in der nächsten 
Veranstaltung noch mehr Gleichgesinnte sich 
austauschen können. Mein „RotFuchs“ hat auch  
mehrere Leser im Ort.
Ich danke Ihnen für die wichtige Aufklärung.

Annerose Kramer, Schweinbach
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„Jung zu sein und nicht revolutionär zu sein, das ist ein biologischer Widerspruch.“  (Salvador Allende)
Graffito an einem Zaun in Mittelamerika Foto: Lyosha Beshenow

 ■ Regionalgruppe Potsdam
Am 26. November um 18 Uhr 
spricht Uwe Hiksch, Sprecher des 
Marxistischen Forums bei der Partei 
Die Linke, zum Thema: Wohin 
steuert der Kapitalismus? – Eine 
marxistische Analyse zu den 
aktuellen Tendenzen der heutigen 
kapitalistischen Entwicklung
Ort: Lothar-Bisky-Haus, Alleestr. 3, 
14469 Potsdam

 ■ Regionalgruppe Bitterfeld-
Wolfen

Am 28. November um 14 Uhr 
spricht Oberst a. D. Bernd 
Biedermann zum Thema: Vom 
NATO-Doppelbeschluß 1979 und 
INF-Vertrag von 1988 bis zur 
Kündigung durch die USA 2019
Ort: Haus der Volkssolidarität,  
An der Sorge 2, 06749 Bitterfeld-
Wolfen (Ortsteil Bitterfeld)

 ■ Regionalgruppe 
Güstrow

Am 28. November um  
15 Uhr spricht Egon 
Krenz zu seinem Buch  
Wir und die Russen
Ort: Haus der 
Generationen der 
Volkssolidarität, 
Weinbergstraße 28, 
18273 Güstrow

 ■ Regionalgruppe Berlin-
Lichtenberg

Am 28. November um  
18 Uhr spricht der Ökonom 
und Publizist Conny Renkl 
zum Thema: Chinas Kampf 
um den Sozialismus 
Ort: KULTschule, 
Seminarraum 120, EG 
rechts, Sewanstraße 43, 
10319 Berlin


